% 


Ij 


II 


"^  Die  Anfänge 


der 


fraiizösiyclion  Staatsschulden 

(-KJIO). 


I  n  a  u  o-  u  r  a  1  -  D  i  s  s  e  r  t  a  1 1  ()  n 


zur  Erlangung  der  Doktorwürde 


einer  Hohen  Philosophischen  Fakultät 
der  Universität  Leipzig 

vorg'eleg-t  von 

Benno  Schmidt 

aus  Käimnerei. 


Leipzig-  1903. 
Druck  von  Emil   G lausch,  Leipzig". 


579915 


9,^.5^ 


Angenommen  von   der  pliilosophisch-historischen   Sektion 
auf  Grund  der  Gutachten  der  Herren  Bücher  und  Lamprecht, 

Leipzig,  den  15.  Dezember  1902. 

Der  Procancellar 
Birch-Hir  Sehfeld. 


Dem  Andenken 

meiner  lieben  Eltern 


aewidmct. 


Einleitung. 


Im  Jahre  1522  lassen  sich  die  ersten  rentes-sur-Thotel- 
de-ville- de -Paris  nachweisen,  die  in  der  Finanzgeschichte 
Frankreichs  eine  wichtige  Stelhmg  einnehmen,  weil  sie  den 
Anfang  der  heutigen  französischen  fundierten  Staatsschuld  be- 
zeichnen, und  in  ihnen  zum  ersten  Male  ein  staatlicher  Kredit 
zum  Ausdruck  kommt.  In  der  Regel  setzen  die  Darstellungen 
der  Staatsschulden  mit  diesem  Zeitpunkte  ein.  Die  vorher- 
gehende Entwickelung  bleibt  entweder  ganz  unberücksichtigt 
oder  sie  wird  nur  flüchtig  berührt,  indem  man  die  Borg- 
wirtschaft der  französischen  Könige  vor  dem  16.  Jahrhundert 
als  buntes  Gewirr  von  privaten  Anleihen,  Zwangsanleihen. 
Steueranticipationen  und  Domänenverkäufen  betrachtet,  ohne 
weiter  darauf  einzugehen,  welchen  Einfluss  diese  Formen 
der  Beschaffung  ausserordentlicher  Hülfsmittel  für  den  Staat 
auf  die  Gestaltung  der  Staatsschulden,  insbesondere  der 
Stadthausreuten  gehabt  haben.  Vnd  doch  ist  ein  genaueres 
Studium  dieser  Verhältnisse  uuerlässlich  zum  Verständnis  einer 
so  entwickelten  Kreditform,  wie  sie  die  rentes-sur-i'hötel-de-ville 
darstellen,  bei  denen  sich  bereits  die  wesentlichen  Merkmale 
des  modernen  Staatskredits,  also  namentlich  Unkündbarkeit 
und  Freiwilligkeit  seitens  der  Gläubiger  voiHnden.  Diese  Höhe 
der  Entwickelung  haben  die  Stadthausrenten  erst  als  Endglied 
einer  langen  ßeihe  vorangegangener  Anleiheformen  erreicht, 
die  sich  zum  Teil  noch  in  den  Anleihen  des  16.  Jahrhunderts 
erkennen  lassen.  Die  ständige  AViederkehr  des  Ausdruckes 
„mit  Vorbehalt  des  ewigen  Rückkaufes  verkaufen"  für  das 
Anweisen  von  Einnahmequellen,  aus  denen  Anleihen  verzinst 
werden    sollen,    erinnert    noch    an    Zeiten,    in    denen    Kredit- 
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geschäfte,  wenn  sie  vorkameu,  die  Form  des  Kaufes  auf- 
suchten, während  in  der  Fundierung  von  Anleihen  auf  ganz 
bestimmte  Einkünfte  die  Bestimmungen  der  Satzung  über  die 
Einweisung  des  Gläubigers  in  die  Gewere  des  verhafteten 
Objektes  nachklingen.  Dass  der  König  1522  die  Unter- 
bringung der  Anleihe  einer  Stadt  überträgt  und  sich  aller 
Einmischung  bei  ihrer  Ausführung  enthält,  deutet  auf  die  rasche, 
den  Territorien  vorauseilende  Entwickelung  des  Kreditverkehrs 
in  den  Städten  hin.  Diese  ßückständigkeit  des  staatlichen 
Kredits  gegenüber  dem  städtischen  lässt  sich  nicht  mit  dem 
einlachen  Hinweis  auf  das  verschieden  lange  Vorherrschen 
der  Naturalwirtschaft  in  Territorium  und  Stadt  erklären;  eine 
ganze  Reihe  von  Erscheinungen  hat  diese  Verhältnisse  herbei- 
geführt und  beeinÜusst.  Zu  ilinen  zählt  namentlich  das  Lehns- 
wesen mit  seinen  tiefgreifenden  Einwirkungen  auf  die  Ein- 
nahme- und  Ausgabewirtschaft  des  Staates,  dann  die  aus  ihm 
hervorgehende  politische  Gestaltung  Frankreichs  im  ]\Ettelalter, 
ferner  der  Mangel  an  einem  zuverlässigen  Beamtentum  und 
endlich  die  besondere  Stellung,  die  ein  Fürst  nach  der  Auf- 
fassung früherer  Zeiten  als  Schuldner  einnahm.  Alle  diese 
Umstände  haben  den  Charakter  der  Staatsschulden  bestimmt; 
und  die  letzteren  lassen  sich  nur  dann  in  ihrer  Eigenart  und 
als  Ergebnis  einer  Kette  von  wirtschaftlichen,  politischen  und 
rechtlichen  Elementen  würdigen,  wenn  man  sie  im  Zusammen- 
hange mit  den  genannten  Erscheinungen  betrachtet,  die  ihre 
Ausbildung  zum  Teil  bereits  bei  Beginn  des  westfi'änkischen 
K(")nia'tums  erhielten. 


Einnahmen  und  Ausgaben  im  Mittelalter. 

Als  die  Capetinger  im  Jahre  987  das  Erbe  der  west- 
fränkischeu  Karolinger  antraten,  fanden  sie  von  dem  früheren 
umfangreichen  Hausgute  der  Könige  nur  noch  wenige  Über- 
bleibsel vor,  die  sie  mit  ihrem  Herzogtume  Francien  ver- 
einigen konnten.  Der  grüsste  Teil  der  alten  Domäne  war  als 
Lehen  vergeben  worden  und  blieb,  nachdem  sich  die  Erblichkeit 
der  Benefizien  durchgesetzt  hatte, ^)  der  Verfügung  des  obersten 
Landesherrn  entzogen.  Von  den  Grossen  des  Eeiches,  die  zum 
Teil  ebenso  mächtig  wie  sie  selbst  waren,  auf  den  Thron  er- 
hoben, konnten  die  Könige  des  neuen  regierenden  Geschlechts 
zunächst  keine  staatlichen  Oberhoheitsrechte  geltend  machen 
und  sahen  sich,  um  die  an  sie  herantretenden  Aufgaben  zu 
erfüllen,  auf  die  Hülfsmittel  angewiesen,  die  ihnen  ihr  Stamm- 
land bot. 

Hier  bezogen  sie  wie  alle  anderen  Seigueurs  als  wichtigste 
Einnahme  den  ceus^),  der  von  allen  Eigenleuten  nach  Umfang 
des  übertragenen  Grund  und  Bodens  in  Naturalien  oder  Geld 
entrichtet  wurde,  und  den  champart^j.  eine  Quote  der  jedes- 
maligen Ernte.  Mit  den  Erträgen  der  direkt  vom  Kciuige 
bewirtschafteten  Güter  zusammen  bildeten  sie  als  regelmässige 
Einkünfte  die  domaine  fixe.  Zu  ihnen  kamen  die  domaiues 
petites,  Abgaben,  die  gewisse  Vorgänge  im  öffentlichen  Leben 
trafen,  und  die  domaines  casuelles.  die  in  kleineren  gelegent- 
lichen Gefällen  bestanden.  A^ou  den  ersteren  hatten  grössere 
Bedeutung   die   Erhebungen,   die   zu    dem   Lehnswesen  in  Be- 


^)  Brunner:  D.  E.  G.  II.  tS.  170. 

2)  Viiitry:  Et.  s.  1.  reg.  fin.  p.  169.  Clamageran:  Hist.  de  l'inip.  I, 
p.  197.     Luchaire:  Hist.  des  inst.  I,  p.  94. 

^)  Vuitiy:  p.  262  Clamageran:  I,  p.  197.  Für  chainpart  finden  sich 
auch  die  Bezeichiuingen  terrage,  cornjitant,  civadage  etc.  vgl.  Boiichard 
Syst.  fin.  p.  57. 


Ziehung  standen.  Der  Erbantritt  eines  Leims  kostete  die 
mutatio  (droit  de  mutation,  mouvance),  die  Vererbung  in 
anderer  als  gerader  Linie  das  relief  et  rachat^),  der  Verkauf 
des  Lehns  endlich  die  lods  et  ventes.^)  Ging  Grundbesitz 
durch  Schenkung  eines  VasaHen  an  eine  Korporation  wie  die 
Ki]-che.  eine  ..tote  Hand"  über,  so  trat  zum  Ersatz,  weil  die 
main  morte  nie  starb,  für  die  verloren  gehenden  Lehnswechsel- 
abgaben  das  droit  d'amortissement'"')  in  Kraft,  d.  h.  die  Zu- 
stimmung des  jeweiligen  Lehnsherrn  musste  durch  Zahlung 
einer  gewissen  Summe  erkauft  werden.  Eine  solche  Ent- 
schädigung wurde  auch  dann  notwendig,  wenn  ein  Lehen  an 
einen  Nichtadligen  überging,  da  dieser  keine  Heeresdienste  zu 
leisten  hatte  und  der  Lehnsherr  hierdurch  eine  Einbusse  an 
den  schuldigen  Leistungen  erlitt.^)  Die  aus  den  domaines 
casuelles  hervorgehenden  Einnahmen  bestanden  in  der  Anwart- 
schaft des  Seigneurs  auf  die  Hinterlassenschaft  erbenlos  Ver- 
storbener (droit  de  desherences)^''),  auf  das  Vermögen  im  Lande 
verstorbener  Fremder  (droit  d'aubaine),  auf  denNachlass  von  un- 
ehelich Geborenen  (batai-dise),  auf  alle  besitzlos  vorgefundene 
Güter  (droit  d'epave),  und  endlich  aus  dem  Reclit  auf  den  Bezug 
der  Erträge  einer  geistlichen  Stelle  in  der  Zeit  ihrer  Vakanz 
(la  regale).^*^)  "Weiter  bezog  der  König  als  Seigneur  die 
Nutzungen  von  Banngerechtigkeiten,  er  überliess  seinen  Unter- 


*)  Warnkünig-Stein:  Fr.  St.  u.  R.  G.  II,  S.  302. 

^)  Lamprecht:  Fr.  W.  S.  111.  Vielfach  finden  sich  dafür  auch  die 
Ausdrücke:  quints,  requints,  troisieme.  Vgl.  Bouchard:  p.  72. 

'^)  Die  meisten  urkundlichen  .Schriftstücke  aus  der  Zeit  Ludwigs  VII. 
(1137 — 1180)  sind  actes  d'amortissement.  Vgl.  dazu  Ord.  I,  p.  G71,  746, 
798  u.  s.  w. 

')  In  diesem  Falle  hiess  die  Abgabe  franc-fief:  Ord.  I,  354.  Über 
die  Kronvasallen  konnte  der  König  als  oberster  Lehnsherr  die  aufgeführten 
Rechte  erst  seit  Anfang  des  13.  Jahrh.  geltend  machen.  Vgl.  Luchaire:I, 
p.  119:  en  fait  les  rois  du  XI^  et  Xlle  siecle  n'etaient  pas  assez  puissants 
pour  etendre  les  exigences  de  leurs  fisc  aux  grandes  principautes  de  la 
France  feodale. 

■")  Vgl.  bes.  Ord.  X,  p.  75.  art.  3,  1(3,  17  (a.  1413). 

■')  Dieses  Recht  kam  ursprünglich  nur  dem  Könige  zu.  Vgl.  "Warn- 
konig-Stein:  1,  S.  4G2. 

•0)  Luchaire:  I,  p.   124. 
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taneu  gegen  Hiitgclt  den  ( Jchrmicli  seiner  Mühlen,  Ofen, 
Keltern. ^1)  Ans  der  römischen  Zeil  her  liatte  man  Z('ille  nnd 
Verbrauclisahgahen  l)eibehalten  oder  anch  nene  eingerichtet. 
Das  tonlien  war  ein(^  bei  EingaDg  oder  Dni'chgang  von 
"Waren  in  einem  Lanch;  erliobene  Gebiihi-;  die  haiits  passages 
nnd  hoites  anx  Lombards  trafen  die  Ansfnhr  von  Lebens- 
mitteln oder  Kanfmannsgiit(>rn,  die  j)eages  endlich  wurden  an 
\\'eg(Mi.  Flüssen,  l^rücken,  Stadttoi-(>n,  Landesgreuzen  von 
allen  passi(M-cnden  Personen   odei-    Wai'en   entrichtet.'-) 

Andere  Einnahmen  erwuchsen  dem  Könige  aus  dem  Rechte 
der  Münzprägnng.  und  so  wenig  über  diesen  Punkt  lüs  auf 
die  Zeit  Phibpps  des  Schönen  (1285 — 1314)  bekannt  ist,  so 
müssen  es  die  älteren  Capetinger  doch  schon  verstanden  haben, 
aus  dieser  Finanzipielh^  Xntzen  zu  ziehen,  denn  bei-eits  unter 
Ludwig  VI.  (1108 — 1137)  erregte  die  Verschlechterung  des 
Geldes  den  Unwillen  des  A'olkes.^^)  A¥ie  die  Münzen  galten 
auch  die  Juden '^)  und  die  Rechtspflege'^)  schlechtweg  als 
fiskalisches  Mittel  zur  Melirung  der  Einnahmen.  Der  Aufent- 
halt der  ersteren  im  Lande  wurde  von  der  Entrichtung  von 
Abgaben  abhängig  gemacht  und  die  letztere  benutzte  nuin  zur 
Auferlegung  von  Bussgeldern  (amendes)  und  zur  Einziehung 
von  Gütern  (confiscations)  Verui'teilter.  Die  Könige  hatten 
sie  auf  anglich  nur  in  ihrer  Domäne  geübt,  dann  aber  all- 
mählich auf  die  Gebiete  der  Kronvasallen  auszudehnen  ge- 
wusst,  indem  sie  die  Klagen  der  Aftervasallen  vor  ihr  Hof- 
gericht zogen,  aus  dem  sich  unter  Ludwig  d.  H.  (1226-1270) 
ein  ständiger  Gerichtshof,  das  Parlament,  abzweigte. i*')  Dieses 
nahm  seinen  Sitz  in  Paris,  und  wirkte,  nachdem  es  unter 
Philipp  dem  Schönen  seine  innere  Ausgestaltung  erhalten  liatte. 


")  Luchaire:  I,  p.  98. 

1-)  Ib.  I,  p.  97. 

^^)  Bouchard:  p.  65. 

")  Schon  1179  gab  es  einen  besonderen  mit  der  Einziehung  dieser 
Abgaben  betrauten  prevot  des  juifs.  Vgl.  Ord.  XI,  p.  200  art.  25. 

*^)  Laraprecht:  S.  115. 

")  Über  die  Anfänge  des  Parlaments  vgl.  Serres:  Rech.  s.  d.  serv. 
publ.  p.  287  ff. 
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l)ei    der    Uiiterdrückuug    der    selbständigen    Gewalten    Frank- 
reichs niit.^'j 

Eine  Verstärkung  der  Einnahmen  bildeten  die  anfangs 
ganz  willkürlich,  später  regelmässig  von  den  Einwohnern  der 
Domäne  eingetriebenen  Steuern,  exactions,  welche  1060  zum 
ersten  Male  auch  unter  dem  Namen  talia,  taille^^)  erscheinen. 
Ahnliche  direkte  Abgaben  Avaren  die  aides  (auxilia),^'')  welche 
von  denen  bezahlt  wiu-den,  die  von  dei'  persönlichen  Heeres- 
pflicht befi'eit  waren,-")  wie  die  Leute  der  Kirche  oder  Edel- 
leute,  welche  mehreren  Lehnsherrn  zugleich  folgen  mussten. 
Sehr  häuflg  fanden  es  die  Könige  in  ihrem  eigenen  Literesse, 
die  persönliche  Dienstleistung  mit  Geld  ablösen  zu  lassen.-^) 
Bis  zum  Ende  des  13.  Jahrhunderts  durften  sie  die  exactions 
nur  in  ihi-er  Domäne  erhellen;  erst  Philipp  der  Schöne  gab 
der  taille  den  Charakter  einer  königlichen  Steuer,  indem  er  sie 
über  das  ganze  Land  ausdehnte:--)  um  dies  zu  können,  musste 
er  aber  den  Prälaten  und  Baronen  die  Hälfte  oder  ein  Drittel 
des  Ertrages  zu  überlassen  versprechen.-'^)     1296   erhob  er  in 


1")  Vuitry:  p.  485  ff.  Warnkönig-Stein:  I, -S.  339. 

^«1  Claniageran:  I,  p.  208.  Städte  wie  Laon  (Ord.  XI,  p.  185  art.  18) 
und  Lorris  (Ord.  XI,  p.  200  art.  9)  (1155)  kauften  sich  durch  eine  fixe 
Summe  los. 

'")  Eine  Gruppe  von  ihnen  waren  die  sog.  quatre  cas,  die  jeder 
Vasall  zu  leisten  hatte;  sie  bestanden  in  Leistungen  1.  beim  Loskauf 
des  in  Gefangenschaft  befindlichen  Herrn,  2.  bei  dem  Ritterschlag  des 
Sohnes,  3.  bei  Verheiratung  der  Tochter  des  Herrn,  4.  bei  einem  Kreuz- 
zuge. Warnkönig -Stein:  I.  S.  355.  Philipp  August  liess  sie  bei  seinem 
Kreuzzuge  überall  erheben.  Sie  wurden  nach  Feuerstellen  (fouages) 
später  nach  dem  ganzen  Vermögen  repartiert. 

-")  Serres:  p.  524.  Ord.  I.  345,  373,  546;  XI,  248.  P^ntanon:  Les 
edits  ect.  I,  p.  55. 

2')  Schon  1126  erscheint  eine  aide  de  l'ost  als  tallia  exercitus  an 
Stelle  der  DienstpHicht  der  Bewohner  von  St.  Riquier.  Vgl.  Luchaire: 
I,'  p.  112.  1194  kaufte  sich  Paris  für  4000  1  jährlicher  Steuer  an 
Phil.  Aug.  vom  Kriegsdienste  los.  Bourges  bezahlte  3000  1,  Orleans 
2500  1.  Estampes  1500  1.   Vgl.  Lavisse:  Hist.  de  Fr.  IV.  p.  239. 

'-'-)  Büutaric:  La  Fr.  s.  Phil,  le  Bei.  p.  253.  Einzelne  Städte  wie 
Reims  kauften  sich  auch  damals  los. 

-■')  Claniageran:  I,  p.  312.  Viard:  Un  chap.  d'liist.  adm.  p.  168. 
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l'bcrc^insliiiiiimiii,^  mit  dein  Hor/.og'  von  IJurgiind  in  dessen 
Gel)i('t  lind  seiner  l)(tin;iii(>  den  cenlienie  und  später  noch 
nielirere  Male  den  ..Hundertsten"  oder  ,.Fünfzigsten"  des 
Vermögens  seiner  L  nlertaiKMi.-*)  Die  Stener  zu  einer  regel- 
mässigen Einuahmequelle  der  Krone  zu  machen  gelang  ihm 
aber  trotzdem  nicht  bcn  der  Eifersucht,  mit  (h^r  die  Grossen 
über  ihre  Unabhängigkeit  wachten-'')  und  aUe  königlichen  Ein- 
griffe in  ihre  Territorien  fernzuhalten  sucht(Mi.-"j 

Starken  W'itlerstand  fanden  ei-  und  seine  Nachfolger  ge- 
wöhnlich auch  bei  den  Städten,  die  sich  auf  Privilegien  und 
darauf  beriefen,  dass  sie  nicht  direkt  dt-ui  Kiinige  untei- 
ständeu.-')  Sie  lösten  die  verlangten  Summen  durch  Stellung 
von  Truppen  ab-^),  oder  bewilligten-")  sie  nur  unter  der  Be- 
dingung, dass  das  aufgebrachte  Geld  in  Verwahrung  der  Ge- 
meinde bleibe,  damit  es,  wenn  der  Krieg  nicht  ausbreche,  an 
die  Bürger  zurückgegeben  werde. ■^'^)  In  der  Regel  liehielteii 
sie  ein  Drittel  oder  die  Hälfte  davon  zur  Verwendung  zu 
eigenem  Nutzen  zurück.'^^) 

Erst  unter  Plulipp  von  Valois  (1328 — 1350)  kam  es  unter 
dem  Druck  der  politischen  Verhältnisse  zur  Einrichtung  von 
allgemeinen  dauernden  Steuern.  In  dem  1339  beginnenden 
100jährigen  Kampfe  gegen  England  wurden  die  gewöhnlicluni 

'")  Boutaric:  p.  260  ff. 

^^)  Charakteristisch  für  die  geringe  Macht  des  Königs  über  die 
Adligen  ist  ein  bei  Viard:  Rcv.  des  quest.  bist.  XLIV  (1888)  p.  183  ab- 
gedruckter Brief  an  Herrn  v.  Laval.  von  1340.  Königliche  Beamte  wurden 
möglichst  ferngehalten.     Vgl.  Vuitry  n.  s.  II,  ]).  17. 

"-'')  Viard:  p.  184. 

-^  Ib.  p.  170. 

''')  So  Paris.  Ord.  II,  20. 

-")  Die  Königlichen  Beamten  mussten:  -le  plus  amiablemeut  les 
habitants  d"icelle  (ville)  qu'ils  nous  facent  subside  convenableuient  i)ar 
mois  cu  autrement"  ersuchen.  Viard:  p.  170. 

30)  Viard:  p.  170. 

^')  Als  Beispiele  vgl.  Ord.  V.  p.  20  und  265;  Ord.  XVI.  preface 
par  Pastoret  p.  LXXXI.  Ord.  XIV,  i).  ■)7.  Die  Teilung  der  städtischen 
Steuern,  zu  deren  Erhebung  die  Zustimmung  des  Königs  notwendig  ist 
fOrd.  I,  p.  83  art.  2  u.  3),  kommt  seit  dem  ll.v  Jahrhimdert  auf.  Vgl. 
Espinas:  Les  tin.  d.  1.  com.  de  Douai  p.  36  Aum. 
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Hülfsiuittel  Frankreichs  bald  erschöpft,  und  es  mussten  neue 
geschaffen  werden.  Die  wichtigste  von  ihnen  wurde  die  Salz- 
steuer, gabeile,  die  bereits  1318-^-)  die  Unzufriedenheit  des 
Volkes  erregt  hatte,  und  jetzt  1346-^'^)  von  Philipp  eingeführt 
und  unter  seinem  Nachfolger  Johann  (1350 — 1364)  auch  von 
den  Ständen  bewilligt  wurde/^^)  Alles  im  Lande  vorhandene 
Salz  wurde  nach  eigens  dazu  errichteten  Salzspeicliern  ge- 
bracht und  zu  erhöhtem  Preise  durch  königliche  Beamte  ver- 
kauft. Um  einen  gewissen  Absatz  zu  erzielen,  musste  jeder 
Haushalt  sich  alljährlich  mit  einer  bestimmten  Menge  Salz 
versehen. 

Johann  hatte  noch  versprechen  müssen,  oline  Zustimmung 
der  Stände  keine  neuen  Steuern  aufzuerlegen.  Allmählich 
wurde  diese  Beschränkung  lästig,  der  Kapitalbedarf  der  Füi-sten 
wuchs,  als  seit  dem  13.  und  14.  Jahrhunderte  jene  Veränderung 
begann,  die  aus  dem  Lehnsheer  ein  S()ldnerheer  schuf,  und 
die  Beschaffung  des  Kriegsmaterials  sich  immer  kostspieliger 
gestaltete.  Nach  Beendigung  der  Kriege  blieben  die  ent- 
lassenen Söldnerbanden  eine  Plage  des  Volkes,  unter  dem  sie 
schlimmer  als  die  äusseren  Feinde  hausten. •^•^)  Um  dem  Elend 
zu  steuern  und  dem  Könige  die  Unterhaltung  eines  stehenden 
Heeres  zu  ei'möglichen,  verzichteten  die  Stände  1439  freiwillig 
auf  ihr  Bewilligungsrecht  und  gestatteten  die  Erhebung  einer 
ebenfalls  taille  genannten  Grundsteuer,  die  in  regelmässigen 
Zeiträumen  von  den  Untertanen  des  Königs  wie  der  Grossen 
durch  k()nigliche  Beamte,  elus,  eingezogen  wurde.^'')  Der  König 
durfte  seitdem  in  seinem  Rate  einfach  den  Jahresbetrag  der 
taille  bestimmen.  Beichte  die  angesetzte  Summe  nicht  aus. 
so  konnte  er  sie  durch  neue  Erlasse  in  den  crues  de  taille 
erhöhen.  Franz  L  (1515 — 1547)  fügte  zu  der  Steuer  als 
dauernden  Zuschlag  die  grandes  crues  und  Heinrich  Jl. 
(1547 — 1559)  den  taillon  oder  die  petite  taille  hinzu. 

^2)  Ord:  I.  p.  G72. 

»3)  Picot:  Hist.  des  Etats  gen:  1,  p.  VdG.  (Ord.  IV,  p.  172.) 

■-'')  Viiird:  p.  195. 

3-')  Picot:  j,  p.   17!). 

■"■)  Picot:  1,  p.  ;534. 
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Mit  der  Belreiuiiij  von  deni  Bewilliguiigsrcclitc  der  StäiuU' 
hatte  das  Königtimi  in  Frankreicli  eine  MachtfüUc  (»rn^icht, 
wie  sie  dem  deutschen  KaistTtunie  niemals  zn  teil  wurilc  \\'() 
dieses  in  Fällen  drini>(Midster  Xot  bei  den  Heiehsständen  nur 
kümmerlidie  odei-  gar  keine  Hülfe  fand,  konnte  jenes  schon 
in  Fällen  weniger  zwingender  Art  Beträge  von  Million(Mi  er- 
langen. Doch  standen  der  unbegrenzten  Ausnützung  dieser 
Möglichkeit  Schranken  entgegen.  Die  Steuern  trafen  in  der 
Hauptsaclie  den  dritten  Stand,  und  um  die  Steuerschraube 
dauernd  anziehen  zu  kr)nnen,  wai-  der  Wohlstand  des  meist 
Ackerbau  treibenden  Volkes  nicht  hoch  genug  entwickelt.  Die 
beiden  privilegierten  Stände,  Adel  und  Geistlichkeit,  leisteten 
im  Verhältnis  wenig  für  die  materiellen  Bedürfnisse  des  Staates. 
Der  Adel  litt  an  denselben  Einbussen  wie  der  König  infolge 
der  Unmöglichkeit,  den  bei  der  Verleihung  von  Grund  und 
Boden  festgesetzten  Zins  zu  erhöhen  und  so  an  dem  Steigen 
der  Giiindrente  teilzunehmen,  und  von  der  Geistlichkeit  bekam 
noch  Richelieu,  als  er  1641  von  ihr  eine  ausserordentliche 
Steuer  verlangte,  die  charakteristische  Antwort  zu  hören: 
..L'usage  ancien  de  l'eglise  pendant  sa  vigueur  etait  que  le 
peuple  contribuait  ses  biens,  la  noblesse  son  sang,  leclerge 
ses  prieres  aux  necessites  de  TEtat."^') 

Auch  im  Besitze  des  unbeschränkten  Besteuerungsrechtes 
konnten  die  französischen  Könige  die  Mittel  nicht  aufbringen, 
deren  sie  bedurften.  Ihre  alten  lehnsherrlichen  Einnahmen 
waren  durch  die  gesamte  wirtschaftliche  Veränderung  gegen 
Ausgang  des  Mittelalters  bedeutend  geschmälert  worden.  Der 
Grundzins  der  Domänen  wuchs  nicht  mit  den  zunehmenden 
Erträgen  des  Bodens,  ein  grosser  Teil  der  Lehusabgaben  ver- 
schwand mit  dem  Niedergang  des  Feudalismus,  ein  anderer 
sank  zur  Bedeutungslosigkeit  herab.  Von  den  Zöllen  waren 
viele  diu'cli  Schenkung   in  die  Hand  von  Kirchen  oder  durch 


*')  „Der  alte  Brauch  der  Kirche  während  ihrer  Blüte  war,  dass  das 
Volk  beisteuerte  für  die  Bedürfnisse  des  Staates  seine  Güter,  der  Adel 
sein  Blut,  die  Geistlichkeit  ihre  Gebete."'  Anget".  bei  Lassalle,  Reden 
und  Schriften  I,  p.  179. 
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Verleihung  in  den  Besitz  von  Städten  gekommen,  während 
man  sich  von  anderen  durch  Zahlung  einer  einmaligen  festen 
Summe  losgekauft  hatte. 

Im  Gegensatz  hierzu  nalmien  die  staatlichen  Kosten  einen 
immer  grösser  werdenden  Umfang  an.  In  Verwaltung.  Recht- 
sprechung, Diplomatie  entstanden  neue  Aufgaben,  die  zahllosen 
Kriege  mit  ihrer  veränderten  Technik  erforderten  weit  über 
das  gewöhnliche  Mass  hinausgehende  Mittel:  schon  unter 
Philipp  dem  Küliuen  (1270 — 1285)  verschlang  ein  einziger 
Zug  nach  Ai'ragon  das  Vierfache  des  königlichen  Jahres- 
einkommens.^^) Der  von  den  römischen  Kaisern  geül)te  und 
von  den  französischen  Königen  beibehaltene  Brauch,  verdiente 
Leute  oder  Günstlinge  mit  Teilen  der  öffentlichen  Einkünfte, 
mit  Zinsen  oder  Zöllen,  auszustatten,  bildete  eine  dauernde 
Belastung  des  Fiskus. •'•')  Hierzu  kamen  die  zahlreichen 
Schenkungen  an  Kirchen,  die  wohltätigen  Stiftungen,  über- 
haupt die  Freigebigkeit,  die  dem  mittelalterlichen  Mensclien 
und  namentlich  den  Königen  zur  Pflicht  gemacht  wurde.  Bei 
pliitzlich  auftretendem  Bedarfe  au  grösseren  Summen,  also 
namentlich  bei  dem  Ausbruch  eines  Krieges,  machte  sich  die 
Unzulänglichkeit  (h'v  Einnahmen  schmerzlich  bemerkbar.  Die 
Einnahmen  aus  den  Domänen  bestanden  zum  Teil  noch  in 
Naturalien,  und  wenn  sie  auch  in  barem  Gelde  einliefen,  so 
war  doch  ihre  Herbeischaffung  bei  der  Mangelhaftigkeit  der 
Verkehrsmittel  und  der  Unsicherheit  auf  den  Strassen  mit 
grossen  Schwierigkeiten  verknüpft.  Auch  die  ausserordentlichen 
Steuern,  die  man  erhob,  litten  unter  diesen  Verhältnissen,  und 
sie  gingen  viel  zu  laugsam  ein,  als  dass  sie  in  Zeiten  der  Kot 
von  erheblichem  Nutzen  gewesen  wären. 

Den  französischen  Königen  blieb  nur  noch  ein  AW'g. 
um  die  notwendigen  Mittel  zur  Erfüllung  der  staatlichen  Auf- 
gaben zu  beschaffen,  die  Verschuldung.  Im  früheren  Mittel- 
alter hatte   man   zu  der  rohesten  aller  linanziellen  Massregeln, 


ä«)  Viiitry:  p.   534. 
39)  Ib.:  p.  48. 
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zu  der  Yorcänsseruiig  von  Kiongut,  gegriffen,  war  aber  dann 
zu  der  Eiusicht  gekomnieu,  dass  das  Vernicliiung  der  könig- 
lichen Macht  bedeute;  dtMiii  man  vermochte  fast  nie  (bis  Vpi-- 
äusserte  zurückzukaufen.  Nachdem  man  (bilicr  seit  T.iidwiii- d  H. 
begonnen  hatte,  Töcht(>r  bei  (h'r  Heirat  statt  mit  Län(h'rei(Mi 
nur  noch  mit  Gehl  auszustatten  und  dvn  naclig(^])orenen  Söhnen 
Hill-  untei-  (h>r  Bedingung  Heri'schaften  zu  geben,  dass  diese 
nacli  (h'm  Aussterben  (h>r  männlichen  Nachkommenschaft  au 
die  Krone  zurücklieh^u  ^").  sprach  Philipp  der  Lange  1318 
zum  ersten  Male  die  Unveräusserlichkeit  der  Domänen  als 
(xmiidsatz  (h^s  Staatsrechts  aus  und  erklärte  ziigieicii  alle 
seit  Ludwig  d.  H.  gemachten  Vei'äusserungen  füi"  null  und 
nichtig.' ') 

Das  Gesetz  wurde  von  einschneidender  Bedeutung  für 
die  Entwickelnng  des  Ki'edits  der  Könige.  x^Vlle  A^erpfändungen 
von  Domänen,  die  in  den  Urkunden  als  ventes  ä  remere  oder 
ventes  au  rachat,  das  sind  Yei-käufe  unter  Vorbehalt  des  Rück- 
kaufes erscheinen,  durften  als  unter  dasselbe  fallend  betrachtet 
und  als  ungültig  erklärt  werden.  Die  Folge  davon  war,  dass 
der  König  selten  freiwillige  Darleiher  fand,  dass  er  diese  in 
den  direkten  Besitz  der  Pfänder  einsetzen  musste,  und 
dass  er  häufig  nur  durch  Drohungen  die  gewünschten  Summen 
erhielt.  Neben  diesem  Gesetz  aber  gewannen  auf  die  Formen 
der  Anleihen  den  wesentlichsten  Einfluss  die  Nachwirkungen 
des  Lehnswesens  und  tlie  Verwaltung  der  Einnalimen.  Aus 
der  letzteren  ging  der  Amterverkauf  hervor,  jedenfalls  die 
merkwürdigste  Alt  der  Geldbeschaffung,  die  sich  in  Frank- 
reich bis  zum  Ende  des  ancien  refirime  erhalten  hat. 


*^)  Isambert:  Rec.  U,  p,  667. 

*i)  Isambert:  III,  p.  179.  Ord.  I,  p.  670.  Die  iualiL'nabilitc  der 
Domänen  ist  später  noch  mehrmals  ausgesprochen  worden,  so  von  Franz  1. 
1539  und  Karl  IX.  15(36.  Die  Einhaltung  der  Bestimmung  war  auch  in 
den  Eid  der  Könige  bei  der  Krönung  aufü-enomnien. 


IG 


Die  Verwaltung  der  Einkünfte,  ihre  Ver- 
pachtung und  der  Ämterverkauf. 

Unter  Karl  dem  Grossen  hatte  das  fränkische  Reich  durch 
Einsetzung  von  Grafen  und  Sendgrafen  eine  Verwaltung  er- 
halten, die  bis  ins  kleinste  von  dem  AVillen  des  Regenten  ab- 
hängig war.  Die  Beamten  wurden  von  dem  Kaiser  ernannt 
und  konnten  jeden  Augenblick  von  ihm  wieder  abgesetzt  werden. 
Das  System  liess  sich  aber  nur  durchführen,  solange  eine  so 
kraftvolle  Persönlichkeit  wie  Karl  an  der  Spitze  des  Staates 
stand.  Bereits  unter  seinen  nächsten  Nachfolgern  begann  das 
Streben,  die  übernommenen  Amter  auf  Lebenszeit  in  Besitz 
behalten  und  sie  auf  die  Kinder  vererben  zu  dürfen.  Das 
Kapitulare  von  Kiersy  877  setzte  den  Übergang  der  Amter 
von  dem  Vater  auf  den  Sohn  schon  als  etwas  Herkömmliches 
voraus^)  und  bald  übertrug  sich  diese  Erblichkeit  auf  die 
Lehen,  in  welche  sich  damals  fast  alle  AUodien  Nordfrankreichs 
und  ein  grosser  Teil  davon  in  Südfrankreich  umwandelten. 
Zur  Zeit  des  Ausganges  der  Karolinger  hatte  sich  neben  dem 
Herzogtum  Francien  eine  Reihe  von  Kronvasalleuländern  ge- 
bildet, die  ebenso  umfangreich  und  vererblich  waren  wie  der 
Hausbesitz  der  Karolinger.  Durch  kluge  Heiratspolitik  suchten 
die  Könige  diese  Gebiete  ihrer  direkten  Herrschaft  zu  unter- 
werfen und  unter  Philipp  August  (1180—1223)  war  das  könig- 
liche Gebiet  dem  der  Kronvasallen  bereits  weit  überlegen. 

Das  Kronland  war  entweder  wiederum  zu  Lehen  vergeben, 
deren  Inhaber  persönliche  Dienste  zu  leisten  hatten,  die  später 
gegen  einen  festen  Preis  abgelöst  wurden  (domaine  immuable) 
oder  es  wurde  vom  Köiiiiic  direkr  wi(>  von  fint>m  Privatsrund- 


»)  Brunner:  D.  R.  G.  II,  p.  250. 
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lieiTU  bewiitsolialii't  (domaine  muablp.)-)  Das  ganze  Kronlaiid 
aber  war  in  einzelne  Bezirke  (Prevosteien)  zerlegt,  über 
welchen  zur  Ansübung  der  Rechtspflege,  aber  zugleicb  a\icb 
zur  Einziehung  der  Einkünfte  die  Prevosts  (prepositi)  standen. -'j 
1190  führte  Philipp  August  einen  neuen  Beamten,  den  bailli, 
ein,  der  über  dem  Prevost  stehend  ebenfalls  in  erstin-  Linie 
Gerichtsbeamter  war  und  sich  mit  dnn  Pi-evost  so  in  die 
Terwaltungsgeschäfte  teilte,  dass  er  den  veränderlichen  Betrag 
der  Einnahmen  einzog,  während  dem  Prevost  die  Erhebung 
des  fixen  Grundzinses  blieb.^) 

Die  Beamten  des  12.  mid  13.  Jahrhunderts  bezogen  kein 
festes,  von  allen  Zwischenfällen  unabhängiges  Gehalt-^),  sondern 
es  herrschte  der  Grundsatz  der  Dotation,  d.  h.  jedes  Amt  war 
mit  bestimmten  Gefällen  und  Sportein  ausgestattet.*')  Von  der 
Regelmässigkeit,  mit  der  die  Natural-  und  Geldbezüge  ein- 
gingen, und  von  der  Häufigkeit,  mit  der  die  Dienste  des  Be- 
amten in  Anspruch  genommen  wurden,  hing  auch  die  Sicher- 
heit und  die  Höhe  des  Einkommens  ab. 

Ein  solches  Besoldungssystem  musste  leicht  zu  Ubergrifien 
reizen.  Den  Baillis  und  den  Prevosts  erschienen  manche 
Strafgelder,  die  sie  kraft  ihi-er  Eigenschaft  als  Gerichtsbeamte 
auferlegen  durften,  als  eine  willkommene  Verstärkung  der  Ein- 
nahmen, und  sie  erhoben  sie  öfter,  als  recht  und  billig  war. 
Bald  begannen  auch  die  Klagen  des  Volkes  über  Bedrückungen 
und  der  Geistlichkeit  über  Verletzung  kirchlicher  Immunitäten.') 
Der  König    selbst    musste    Avohl    oft    genug    empfinden,    dass 


-)  Sie  bestand  aus  den  Einnahmen  aus  Meiereien,  Backöfen.  Mühlen, 
Keltern,  Weiden,  Flüssen,  Teichen,  Märkten,  Hallen,  Fleischbänken,  aus 
Stempel-,  Schreib-  und  Gerichtsgebühren;  ausgenommen  waren  nur  die 
aus  Weinbergen  und  Waldungen.     Vgl.  Warnkönig-Stein:  1.  p.  214  n.  0. 

^  In  Südfrankreich  hiess  der  entsprechende  Beamte  senechal.  In 
grösseren  Städten  wie  in  Bourges  gab  es  oft  mehrere  Prevosts.  Vgl. 
Warnkönig-Stein:  I,  p.  214. 

*)  Serres:  p.  15. 

*)  Luchaire:  I,  p.  226. 

6)  Bücher:  Ztschr.  f.  St.  W.  1896. 

')  Luchaire:  I,  p.  234  ff. 
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iiiMiicber  Teil  der  für  ihn  von  den  Beamten  erhobenen  Steuern 
in  den  Händen  der  Beamten  hängen  blieb.  Zu  dem  allen 
machte  sich  immer  stäikei'  das  Bestreben  bemerkbar,  einmal 
übernomnKMie  xVmter  möglichst  den  Familien  zu  erhalten,  und 
bliese  Erblichkeit  konnte  schliesslich  einmal  die  Zeiten  des 
Gegensatzes  der  Vasallen  gegen  das  Königtum  erneuern.'^) 

Aus  diesen  Giiinden  und  getrieben  tou  dem  "Wunsche, 
möglichst  hohe  und  sichere  Beträge  aus  den  Steuern  zu  er- 
zielen und  grössere  Summen  auf  einmal  beisannnen  zu  haben, 
hng  man  seit  dem  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  an.  den  ge- 
samten Ert]-ag  einer  Prevostei  zu  verpachten  und  zwar  zunächst 
an  den  Prevost  selbst,  gewöhnlicli  auf  drei  Jahre. -')  Die  Pacht- 
summen wurden  an  den  drei  im  Mittelalter  üblichen  Terminen 
an  die  königliche  Schatzkammer  entrichtet. i*')  Um  fremde  Be- 
amte fei'n  zu  halten,  pachteten  die  Städte  die  innerhalb  ihres 
Bezirkes  fälligen  Steuern  meistens  selbst.^  V 

Aber  schon  1248  zeigten  sich  solche  Unzuträglichkeiten 
in  der  Verwaltung,  wenn  mehrei'e  zugleich  eine  Steuer  pach- 
teten^-),  oder  wenn  (hn-  Pächter  gleichzeitig  Justizbeamter  war 
wie    der   Prevost    und    dei-  Bailli^'^).    dass  Ludwig    d.    H.    die 


^)  .  .  .  Ob  lianc  pactiouem  .Toscelinus  predictus  de  Thoriaco  pre- 
l)()siturain  Flagiaci,  (piam  ex  nostro  dono  iure  hereditario  tenebat.  in  per- 
pctiuim  in  luanu  nostra  relicjuit  .  .  .  (Aus  einer  Urkunde  Ludwij^'s  VII. 
von  1137,  bezeichnend  für  die  Vererblichkeit  gewisser  Prevosteien). 
Lucliaire:  II,  Ai)p.  j).  ;52(). 

'-')  Verpaclitungeu  kamen  schon  bei  den  ni)ruianniscli- englischen 
Königen  vor.     Serres:  p.  14. 

'")  St  Reniigiiis,  Mariälichtiness,  Himmelfahrt.  Die  Prevostei  von 
Paris  warf  1292  auf  Jeden  Termin  l"i8o  1.  ab.  Vgl.  Warnkönig-Stein: 
I.  p.  214. 

")  Serres:  j).  14. 

^-)  In  einem  solchen  Falle  bestimmte  eine  t)rdnung  Ludwigs  von 
1254  „(jue  quant  plusieurs  seroient  conipaignons  en  un  oftice  Tun  la 
exercast  ])our  tous".    Vgl.  Isambert:  I.  p.  2G8. 

")  La  prevöte  de  Paris  etoit  si  mal  administree  iparce  qu'elle 
etait  baillee  ä  ferme  ;'i  des  marchansi  que  chacun  citoyen  se  retiroit  sur 
les  territoires  des  hauts  Justiciers  Ecclesiastiques  et  demeuroit  la  terre 
du  roi  connue  deserte.  (.\us  der  Chronik  von  St.  Denis).  Vgl.  Lucas: 
I,  p.   10. 
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Vcrpaclituiiif  dor  Eiiilviiiil'tt'  /.ucfst  für  Paiüs.  dann  für  das 
gaii/e  Ijand  wieder  aufliol).  Er  ver])aclitete  die  Steuer  nicht 
mehr  an  den  Prevost.  sonfh'rn  Ix'auft  ragte  ilm  wieder  mit 
der  Einzicliung  und  Alih'ct'ei-nng  (h'r  Beträge.  Um  dahei  die 
alten  j\lissbräuche  und  l  helsiände  zu  beseitigen,  erliess  er 
strenge  \  orschi'iften :  ei-  veihut  den  Paulis,  mehi-ere  Bezirke 
auf  einmal  oder  einen  länger  als  drei  Jahre  hintereiiumder  zu 
verwalten,  ihre  Kinder  dort  zu  AcrheiratiMi  niul  A'erwandte  als 
Prevost  neben  sich  zu  habenJ') 

Sie  sollten  keine  Einkünfte  pachten  oder  Pachtungen  si(di 
von  ihren  Tidiaberii  al)tr(^ten  lassen  dürfen.^'')  Die  Aufsicht 
wurde  durch  Einsetzung  der  euquesteurs  royaiix  (missi 
dominici)  verschärft  und  die  Beamten  wurden  gezwungen,  vor 
dem  Hofe  des  Königs  Rechnung  zu  legen.  Seit  1309  gab  es 
eine  eigene  Behörde,  die  ..chambre  des  comptes"  zur  Entgegen- 
nahme der  Rechenschaftsablegung  und  zur  Prüfung  der  von 
den  Baillis  über  lebenslängliche  oder  erbliche  Verpachtung 
von  Domänen  abgeschlossenen  Verträge. i*'') 

Wenn  man  so  unter  Ludwig  dem  Heiligen,  Philipp  dem 
Schönen^^)  und  später  unter  Johann  dem  Guten  (1350 — 04) 
die  Verpachtungen  zu  beseitigen  strebte^'^),    so  mochte  man  sie 


'*)  C'heruel:  Adia.  p.  28.  Serres:  p.  211.  Vgl.  Ord.  1,  p.  (>:>,  7(i 
77,  104,  XI,  p.  330. 

■5)  Isainbert:.  I.  p.  271,  art.  7  fl254):  quod  etiam  in  venditionibus 
bailliarum  vel  nostrorum  redditum  partem  non  habebunt.  art.  24:  Eus 
sane  qni  baillivias  nostras  tenuerint,  aliis  eosdem  revendere  prohibemus. 
Vgl.  auch  Ord.  V,  p.  341  von  1371  und  Ord.  VII,  p.  548  von  1392. 

'")  Sie  wird  in  Ord.  I,  p.  4()1  zum  ersten  Male  erwähnt. 

'^  Ord.  I,  p.  470  (1310),  .  .  .  sayens  entendu  .  .  .  que  lesdictes  notairie 
etc.  .  .  .  sont  de  plus  grant  value  que  Ton  ne  nous  donnait  entendre  (pie 
es  gardes  desdits  registres  Nous  et  nos  subgiets  en  grant  lesion  de  justice, 
avons  grant  donimage  couvertement  que  les  executions  desditz  sceance 
etc.  se  fönt  par  ceus  qui  les  tieugnent  en  grant  grief  et  prejudice  de  nos 
subgietz  parce  quils  prennent  trop  grant  salaire  contra  raison  .  .  . 

^^)  Der  Artikel  8  der  Ordonnanz  des  Dauphins  Karl  von  1350  lautete: 
„que  prevoste,  tabellionages,  vicontes,  clergiers  (greffes)  et  autres  offices 
appartenans  au  fait  de  justice,  se  seront  plus  vendues  dores-en-avant  ue 
baillees  ä  ferme,  niaiz  en  garde  et  par  le  conseil  des  'gens  des  pays  et 
du  pays  voisin."     (Isambert  IV,  p.  821). 

o* 
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doch  nie  ganz  lassen.^ ^)  Auch  Philipp  der  Schöne,  der  am 
Anfang  seiner  Regierimg  alle  Verpachtungen  bis  auf  wenige 
aufgehoben  hatte,  ging  von  diesem  Grandsatze  später  wieder 
ab.  er  verpachtete  selbst  wieder  die  so  wichtige  Taille  und  einige 
andere  ordentliche  Steuern  und  zwar  an  Ausländer,  an  eine 
Gesellschaft  italienischer  Bankiers.-")  Nach  den  verlustreichen 
flandrischen  Kriegen  überliess  er  sogar  die  Einziehung  des 
Zehnten  gegen  einen  beträchtlichen  Yorschuss  an  Fremde.-') 
Auch  Karl  Y.  befahl  1374  den  eins,  seinen  Finanzbeamten, 
die  Steuern  zu  verpachten--),  entgegen  dem  Yersprechen,  das 
er  als  Dauphin  den  Ständen  gegeben  hatte. --^j  Durch  eine 
Ordonnanz  von  1386  wurden  zwar  die  Yerpachtungen  abermals 
fast  ausnahmslos-^)  aufgehoben,  aber  später  doch  wieder  zuge- 
lassen, bis  dann  die  Dinge  unter  Ludwig  XII.  (1498 — 1515) 
in  ein  neues  Stadium  der  Entwickelung  traten. 

Ui'spriuiglich  war  die  Yerpaclitung  der  Einkünfte  eine 
administrative  Massregel  gewesen.  Man  hatte  mit  ihr  tlie  bei 
der  Einziehung  der  kleinen  Beträge  überaus  kostspielige  und 
doch  immer  sehr  unzureichende  Kontrolle  vermeiden--^)  und 
den    Beamten    an    dem    Ergebnis    der    Abgaben    interessieren 


'">)  Cheruel:  p.  5ü.    V^l.  Onl  I,  460  ff. 

^")  „De  societate  Friscobalduniiu  et  Fraacentium"   Boutaric  p.  221. 

•^1)  Boutaric:  p.  228. 

22)  Ficot:  I,  p.  218. 

n  Vgl.  Anm.  18. 

-*J  Ord.  XII,  p.  UM  .  .  .  que  aucuns  offices  ne  puissent  estre  vendu 
fors  ceulx  (jiie  nous  donneix)iis  a  uos  officiers  coinme  siTü-anteries  et  autres 
tels  meniiz  offices  en  esperaut  qu'il  en  facent  leur  pmlVit. 

-'")  Eicbelieu  meinte  über  die  Verkauf lichkeit  der  Ämter:  Bienque 
le  suppressioa  de  la  venalito  et  l'heredite  des  offices  solt  conforme  ä 
la  raison  et  ä  toutes  las  constitutions  du  droit,  si  est  ce  neansmoins  que 
les  abus  inövitable.s  qui  se  cmmettraient  cu  la  distribution  des  cliarges, 
si  dependautes  de  la  simple  volonte  des  rois  en  ce  qu'elles  depoudraient 
de  la  faveur  et  de  l'artifice  de  ceux  qui  se  trouveraient  plus  puissants 
aupres  d'eux  rendent  la  fagon  par  lacpielle  on  y  pouvoit  maintenant  plus 
tolerables  que  celle  dont  on  s'est  seroi  par  le  passe,  ä  ceux  des  grands 
incoiivenients  qui  Tont  toujours  accompagne  .  .  .  (Test.  pol.  IV,  1  an- 
gefülirt  bei  Lucas  11,  p.  41). 
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wollen.  Aussonlcm  hckniii  ni;in  in  den  Pachtsuinnion  grössere 
P)etriig(>  auf  einmal  in  die  Hand.  Solange  der  Beamte  als 
Beauftragter  des  Königs  die  Al)gaben  empfing,  hatte  man  die 
Einkünfte  g(>sond(M-t.  Sie  zerfielen  in  solclie,  die  mit  dem  Amte 
verknüpft  waren  und  sohdie.  die  der  Beamte  a\if  Rechnung 
des  Königs  einzog  und  an  diesen  ablieferte.  Mit  der  Ver- 
pachtung wurde  diese  Scheidung  hinfällig.  Der  Pächter  führte 
incht  mehr  die  dem  Könige  gebührenden  Einkünfte  an  die 
königliche  Schatzkammer  ab,  sondern  bezahlte  in  regelmässigen 
Zeitabständen  Pauschalsummen,  die  Pachtsummen  und  zog 
dafür  auf  seine  Gefahr  hin  die  mit  dem  Amte  verknü])ften 
und  die  kCmigiichen  Einnalimen  ein.  Er  pachtete  also  nicht 
nndir  bloss  die  Steuer,  sondern  das  Amt.  Im  Mittelalter 
l)rauchte  man  für  diese  Art  der  xA.mtervergebung  unterschieds- 
los die  Ausdrücke  „verpachten"  nnd  „verkaufen-'.-")  Erst 
später,  als  man  mit  den  Amtern  einen  etwas  anrüchigen  Handel 
trieb,  suchte  man  das  Wort  „vente"  durch  die  harmloser  er- 
scheinenden Bezeichnungen  composition,  resignation  en  faveur 
zu  ersetzen.-')  Seit  dem  13.  Jahrhundert  dehnte  man  die 
„Verpachtung"  oder  den  „Verkauf-'  auch  auf  die  niederen 
Gerichtsämter  aus  nnd  im  14.  Jahrhundert  war  sogar  ein  Teil 
der  Stellen  des  Parlaments  auf  diese  Weise  zu  haben.  Die 
Amter  wurden  im  Bureau  des  Königs  auf  ihren  Wert  abge- 
schätzt und  gegen  das  Meistgebot  vergeben.  Fand  sich  kein 
Bieter,  so  bestimmte  der  K()nig  einfach  einen  aus  seiner  Um- 
gebung, der  das  Amt  übernehmen  musste.-^"*) 

Ohne  Zweifel  war  mit  dem  Systeme  der  Verpachtung 
und  des  Verkaufs  der  Steuern  und  Amter  eine  Anzahl  Vor- 
teile verbunden.      Die  Amter   konnten    an    den    dritten    Stand 


-*')  Ord.  XI,  p.  431  (131;'))  .  .  .  Nous  pour  certaines  causes  voulons 
et  te  commandons  que  tu  touttes  nos  Prevostez,  Nottairies,  escriptures 
enregistrements,  gardes  et  emolumeuts  de  sceaiüx,  de  geolles  et  prisons 
et  touttes  autres  offiees  de  nos  Comtez  de  Champagne  et  de  Brie  qui 
vendues  ne  sont,  vendez  et  uiettez  en  vente  au  encheres,  et  paye- 
ments  accoustumez  non  contrestant  don  qui  fait  en  ait  ete  .  .  . 

■-")  Lucas:  p.  31. 

-**)  Lucas:  II,  p.  118. 
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übergehen,  in  dessen  Hand  sich  in  daniM  liger  Zeit  gew(  ihn  lieh 
das  Gekl  befand,  und  ihre  Inliaber  waren  in  der  A'erwaltung 
viel  nnal)hängiger.  da  sie  nur  diiicb  Kückzahhmg  des  Kauf- 
preises nicht  nach  dem  Belieben -■';  des  Herrschers  abgesetzt 
werden  durften.  Auch  bildeten  sich  infolge  des  häufigen  Über- 
ganges eines  Amtes  durch  Kauf  von  dem  Vater  auf  den  Sohn 
manche  Familien  heraus,  in  denen  sich  Bechtskenntuisse  und 
Interesse  für  den  Staat  gleichsam  vererbten.-^") 

Auf  der  anderen  Seite  gab  es  grosse  Schäden.  Nicht 
genug,  dass  unfähige  Leute  ein  Amt  kauften,  die  das  Ansehen 
des  Staates  ruinierten,  wurden  die  zur  Bezahlung  notwendigen 
Mittel  oft  aus  staatlichen  Einnahmen  entnommen  und  damit 
der  Zweck  d(n'  ganzen  Einrichtung,  die  Heranziehung  von 
privaten  Mitteln,  hinfällig  gemacht.'")  Die  Zersplitterung  in 
den  Finanzen  erfuhr  hierdurcli   nur  weitere  Förderung. 

In  der  Entwickelung  des  Staatsschuldenwesens  erlangte 
aber  der  Amterverkauf  eine  besondere  Bedeutung  dadurch, 
dass  er  seit  Ludwig  XII.  (1498 — 1515)  zu  Anleihen  benutzt 
wurde.  Man  verkaufte  nicht  mehr  bloss  die  bereits  vorhandenen 
Amter,  sondern  schuf  neue,  um  sie  verkaufen  zu  können, 
verfuhr  also  umgekehrt,  als  heute  ein  in  Geldnot  befindlicher 
Staat  verfahren  würde.  AVährend  dieser  vielleicht  seine  Be- 
amtengehälter  kürzen  und  nicht  unbedingt  notwtMulige  Amter 
wohl  ganz  beseitigen  würde,  tat  man  damals  das  gerade  Gegen- 
teil. Die  Summe,  die  der  Käufer  eines  neuen  Amtes  be- 
zahlte, war  ein  Darlehn  an  den  Staat,  dessen  Verzinsung  durch 
die  mit  dem  Amte  verbundenen  Sportein  und  Gebühren  er- 
folgte. Nicht  selten  wurde  der  Gehalt  eines  Beamten  auch 
erhöht,  er  musste  aber  dafür  einen  nach  dem  Kapitalwerte 
der   Eili(ihung  berechneten  Zuschuss  zu    dem  Kaufpreis   nach- 


ts) Lucas:  II,  p.  35. 

"ö)  Chöruel:  p.   VV3. 

^')  Vgl.  Ord.  IX,  p.  473  (140;)»  ...  et  soiiventes  fois  out  ötö  payes 
los  deniers  de  notre  argent  et  aussi  sont  i)lusiours  de  nos  offices  de  divers 
estat  qui  ont  tenu  et  tiennont  contre  raison  deiix,  trois  oii  ]>his  de  nos 
Offices  ro\'aux  .  .  . 
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zalileu.  Auf  tliese  Weise  erhielt  man  von  dein  Bcnimten  ein 
neues  Darlehii.  Das  Amt  aber  wuidr  Ix'scitiKt,  suliald  man 
imstande  war,  die  Anleihe  zurückzuzahlen. 

Ludwig  XIl.  hatte  das  neue  Anleiheverfahien  auf  seinen 
Kriegszügeu  bei  den  Veiu'tianern  kennen  gelernt  und  in  seinem 
Lande  angewendet.  Doch  sollte  es  nni-  ein  Xctliehelf  in 
Zeiten  finanzieller  Bedrängnis  sein,  und  in  den  beiden  Oiddii- 
nanzen  von  1498  und  1508  hob  er  die  \'erkäufliehkeit  wieder 
auf.-^-)  Ln  umfassendsten  Masse  dagegen  bediente  sich  ihre]- 
sein  Nachfolger  Franz  I.,  der  1522  das  bureau  des  ])ai-lies 
casuelles  ..pour  servir  de  boutique  ä  cette  nonvelle  marchan- 
dise-'  gründete  und  alle  Beschwei-den  des  Parlaments  darüber 
schroff  abwies.  Manche  Anitei-  wurden  in  meiirfacluM'  Zahl 
geschafi'eu..  andere  ;in  mehrere  Peisonen  verka  '.  von  denen 
abwechselnd  immer  eine  im  Jahre  die  beti'eft'  .  u  Fuidctionen 
ausüben  sollte.  AJs  sie  durch  die  Vei-viei:  ung  an  "Wert 
einbüssten,  stattete  mau  sie  mit  allerlei  Privilegien,  besonders 
mit  Steuerbefreiungen  aus.  Die  Eitelkeit  und  die  Sucht  nach 
Titeln  leisteten  dem  Treiben  Vorschub.  Die  bizarrsten  Xamen 
wurden  erfunden  und  doch  stellten  sich  Käufer  ein.  welche 
sie  zu  führen  wünschten.-^^)  Karl  IX.  (1560 — 1574)  gestattete 
den  Beamten,  die  gekauften  Amter  gegen  Bezahlung  einer 
Gebühr,  eines  di'oit  de  mutation.  ähnlich  '  liehnswechsel- 
al)gabe  im  früheren  Mittelalter,  weiter  zu  ve  i:'en.'^^)  Xatur- 
gemäss  überliesseu  sie  ihre  Stellungen  zue,^  ihren  Söhnen, 
und  so  entwickelte  sich  eine  gewisse  Erblichkeii.  survivance"'''). 
welche  die  Regierung  unter  Heinrich  IV.  (1589  — 1610)  1604 
anerkannte.  Sie  erhob  aber  dafür  jedes  Jahr  den  GOsten  Teil 
des  Kaufpreises,  die  sogenannte  Paulette.  In  dieser  Form  er- 
hielt sich  der  Amterverkauf  bis  zum  Ende  des  ancien  regime. 


")  Isanibert:  XL  p.  34')  ii.  :)17  ff. 
•'^)  Bresson:    Hist.  tiu.  I,  p.  82. 
■^*)  Isambert:    XIV.  p.  192. 
'^')  Lucas:    I,  p.  28  ff. 
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Die  älteren  Anleihen   der  französischen 

Könige. 

Die  älteste  Form  der  Verschuldung  bildete  auch  bei  den 
französischen  Königen  die  Verpfändung  von  Juwelen  oder 
Grundstücken.  Sie  erscheint  bereits  am  Beginn  des  11.  Jahr- 
hundei-ts'):  als  Leiher  traten  entweder  einzelne  hohe  Laien 
oder  noch  häutiger  religiöse  Körperschaften  auf. 

Die  letzteren  spielen  in  dem  Geldwesen  des  frülieren 
Mittelalters  die  bedeutendste  Rolle.  Die  verhältnismässige 
Sicherheitj  die  ihre  Kirchen  und  Klöster  gegenüber  den  aus 
Holz  erbauten,  feuergefährlichen  Privathäusern  boten,  die 
Scheu,  die  sie  als  geweihte  Stätten  auch  wilden,  nach  Schätzen 
lüsternen  Gemütern  eintlössten,  bewi]-kten,  dass  man  sie  mit 
Vorliebe  als  Aufbewahrungsort  für  Geld  und  Wertsachen  aul- 
suchte.-) Durch  fromme  Schenkungen  kamen  die  Klöster  in 
Besitz  von  grossen  Reichtümern,  besonders  von  Edelmetall. 
Sie  wussten  diese  Vorzüge  wohl  zu  verwerten,  seit  dem 
11.  Jahrhundert  spielten  sie  die  Bankiers  des  Landes,  indem 
sie  die  Gebote  der  Christenhebe  sehr  gut  mit  ihrem  wirt- 
schaftlichen Nutzen  zu  vereinen  verstauden.=^) 

Die  französischen  Könige  schlössen  Geldgeschäfte  vor- 
zugsweise mit  dem  reichen  Orden  der  Templer  ab,  in  deren 
Ordensgebände  sich  seit  Philipp  xA_ugust  der  königliche  Schatz 
befand.')  Seit  Ludwig  d.  H.  übernahm  der  Orden  alle  Auf- 
gaben  cinci'   Bank.      Er  kassierte  die   fälligen   Einnahmen    ein, 


')  Philipp  I.  (lOGü  1108)  nalim  bei  Autritt  soinor  Rogienmg  bei 
dfn  Cliorherrn  von  St.  Vincent  in  Senlis  80  1.  t.  auf  und  übcrliess  als 
l't'and   die  Domäne  von  Barberi.    Lucliaire:  1,  p.  128. 

-)   Vgl.  die  Beispiele  bei  Delisle:  Oper.  tin.  p.  off. 

•')  Lauiprecht:  Fr.  W.  p.   MO. 

■*)  Boutaric:  p.  229. 
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führte  Zaliliiiiircii  aus'')  und  löste  die  von  dem  Könige  während 
seines  Kreuzzuges  ;iusgest('llt(Mi  AVechsc^lhriefe  ein!")  Anfänglich 
hatte  er  sich  darauf  beschränkt,  mit  seinen  eigenen  Mitteln 
di(^  Zalihmg  von  Forderungen  an  den  Ivtinig  zu  gewähr- 
leisten"), später  lieh  er  selbst  dem  Könige  oder  seinen  Grossen^), 
wie  aus  zwei  Brieten  hervorgeht,  in  denen  Ludwig  d.  H.  die 
Rückerstattung  der  an  den  Orden  schuldigen  Summen  befiehlt.") 
Auch  unter  Philipp  dem  Kühnen  blieb  der  Temple  'Zahlungs- 
stelle, an  welche  die  baillis  ihre  A'erwaltungsüberschüsse  ein- 
zusenden hatten^"),  ebenso  in  den  ersten  Jahren  Philipps  des 
Schönen,  bis  dieser  der  reichen  Gesellschaft  ein  Ende  uiachte 
und  eine  eigene  Schatzverwaltung  einrichtete,  an  deren  Spitze 
ein  besonderer  Beamter,  der  Surintendant,  trat. 

Von  "Wichtigkeit  war,  dass  sich  bei  den  Finanzoperationen 
des  königliches  Schatzes  frühzeitig  der  Begriff  einer  ewigen 
fundierten  Schuld  herausbildete.  Zu  den  regelmässigen  sich 
jedes  Jahr  wiederholenden  Ausgaben  gehörten  neben  dtMi 
Kosten  für  die  Instandhaltung  der  Schlösser,  Burgen,  Mühlen, 
Teiche^i),  den  Gehältern  der  uiit  der  Einziehung  der  Ein- 
künfte betrauten  Beamten  auch  die  Gnadengehälter,  Pensionen 
und  Jahresleistungen  an  die  Kirche. ^-^  Diese  pflegten  die 
Könige,  wie  schon  erwähnt  ist,  von  jeher  auf  ganz  bestimmte 


■'■)  V^l.  Urkunde  bei  Delisle:  p.   133. 

'■)  Delisle:  p.  44. 

')  Delisle:  p.  1!). 

**)  So  verpfändete  Graf  Robert  von  Artois  die  Domäne  Dompfort 
1281  für  ein  Darlehn  von  1578  1.   an  den  Teiuple.     Delisle  p.  110. 

'■')  Recueil  des  liistoriens  XV,  p.  496  u.  öUl. 

*°)  Ord.:  V,  p.  81.  Eine  f^anz  ähnliche  Stellung  wie  der  Orden  in 
Frankreich  nahmen  damals  schon  die  Juden  im  Westen  Deutschlands  ein. 
Vgl.  die  Ausführungen  bei  Lanipreht.     D.  W.  I,  p.  1449  if. 

1')  Vgl.  Ord.  VIII,  p.  348  (1332)  und  bes.  V,  p.  81  (1367). 

^-)  So  waren  die  Ausgaben  des  königlichen  Hauses,  die  Gehälter 
der  Gerichtskörper,  die  Gesandtschaftskosten  auf  die  Einkünfte  aus  der 
Normandie,  den  Bezirken  von  Toulouse,  der  Rovergne,  von  Perigord  u.  a. 
angewiesen.  Bouchard:  p.  37 — 38.  Die  Erträge  der  Herdsteuer  (fouage) 
in  Flandern  und  die  Parlamentsbussen  dienten  für  auss'erordentliche  Aus- 
gaben.    Boutaric  p.  341.    Vgl.  Bücher:  Haushalt. 
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Einnahmen  anzuweisen  und  an  Ort  und  Stelle,  wo  sie  erhoben 
wnrden,  bezahlen  zu  lassen.  Erst  allmählich  kam  eine  gewisse 
Zentralisation  in  die  Kassenverwaltung,  besonders  durch  die 
Fiimnzedikte  Karls  VI.,  welche  anordneten,-  dass  alle  An- 
weisungen auf  Einnahmen  des  Königs  bei  dem  Tresor  in  Paris 
realisiert  werden  sollten,  nachdem  ihre  Gültigkeit  durch  Mit- 
gli(nler  der  Rechnungskammer  geprüft  Avorden  warJ"') 

Von  den  Leistungen  des  königlichen  Scliatzes  waren  die 
einen.  Avie  die  Zahlungen  an  die  Kirche,  mochten  sie  nun  aus 
freien  Bewilligungen  der  Könige  als  Sühne  für  irgendwelche 
Freveltaten  hervorgegangen  sein,  oder  mochten  sie  ihrenUrsprung 
in  einem  Lehnsverhältnisse  haben,  das  aus  Überlassung  von 
Kirchengut  an  den  König  gegen  einen  Zins  entstanden  war'^), 
von  vornherein  dauernde  Leistungen.  Die  anderen  gingen  auf 
Lebenszeit  oder  waren  ebenfalls  ewige  Renten. i'')  Während 
die  ersteren  von  dies(Mi  ihr(^  Namen  dons  und  aumones  als 
Belohimngen  für  geleistete  oder  als  Entgelt  für  zu  leistende 
Dienste  rechtfertigten^*'),  waren  die  letzteren  wohl  mit  wenigen 
Ausnahmen  das  Ergebnis  von  Anleihen,  die  sich  in  der  Form 
des  Rentenkaufs  vollzogen  hatten. 

Bei  der  ausserordentlich  geringen  Menge  des  Leih-  und 
Nutzkapitals  in  einer  Zeit,  wo  die  Naturalwirtschaft  vorherrschte, 
konnte  sich  ein  Kreditwesen  nui-  langsam  entfalten.  Solange 
man  am  Bargeschäft  hing  und  nicht  gab,  wo  nicht  zugleich 
ein  präsenter  Gegenwert  genommen  werden  konnte,  mussten 
sicli  di(?  Ki-editgeschäfte  Formen  aufsuchen,  mit  denen  man 
vei-traut  war.  Das  ganze  Kreditwesen  des  Mittelalters  kleidete 
sich  daher  in  die  Form  des  Kaufes^"),  und  es  entstand  die 
gebräuchlichste  Art  der  mittelalterlichen  Kapitalanlage,  der 
Rentenkauf. 


^^)  Ord.  XU,  p.   l(>,s  (1888). 

'^)  Warnköüig-Stein:  .1,  p.  140.     „Dimii  kirclilichfii  Bcwusstsein  g-.ilt 
der  Verkauf  immer  für  „non  fas."     Lampreelit  ]>.  Hon. 
'•')  Ord.  J,  1).  ()2(J  s.  a.   \'ülirer:   1.  p.    I. 
"■■)  Vf,d.  Delisle:  p.   110,  lirkmide. 
'■)  Bücher:  Entstehung  d.   A'.    p.  151. 


Dvv  Ki'iiUMilviinf  scliloss  sich  eng  an  die  Formen  des 
Lehnswosens  an.  Die  Ausbildung  desselben  wai-  ursprünglich 
durch  politische  Momente  bestimmt  worden.  Dei'  r>e|eliiiuni;s- 
akt  hatte  Hingabe  des  Mannes  an  den  HfUMMi,  später  ein  'J'icu- 
verliältnis  diesem  gegenübcu-  /.ur  Folg('.  Allmäldich  wurde  die 
Hingabe  des  Gutes  immer  mein-  zur  Hauptsach(>.  während  das 
Treuverhältnis  nach  und  nach  /uriicktrat.  .lidirlicdie  Zins- 
leistungen, zuerst  in  ]Saturalien.  dann  in  (ield  wurchui  ausbe- 
duugen.  und  der  l^ehnsnexus  bildete  sich  um  zu  einei'  Form 
(h'r  ländlichen  ( J rundleihe. ^"^l  Solange  man  noch  die  Belehnung 
gegen  Zins  als  das  Kegelmässige  erachtete  und  der  Grundherr 
sich  ein  Obercügentuiu  an  dem  verliehenen  Grundstücke  vor- 
behielt, hiess<Mi  die  Zinsen  rentes  seigneuiiales.  AVurde  der 
Vorbehalt  nicht  gemacht,  so  ei'schien  die  gewöhidiche  erbliche 
Belehnung  als  ein  Kauf,  dessen  Preisgut  die  nunmehr  als 
rentes  foncieres  bezeichneten  Zinsen  bildeten. 

xius  der  f^rbleihe  heraus  entwickelte  sich  der  Biuiteidvauf. 
Hierbei  waren  zwei  Momente  wirksam.  Das  eine  bestand 
darin,  dass  der  bei  der  Erbleilie  festgesetzte  Zins  nicht  mit 
dem  zunehmenden  Ertrage  des  verliehenen  Gruiulstückes  stieg. 
Für  den  Beliehenen  ergaben  sich  somit  im  Laufe  der  Zeit 
Überschüsse,  und  er  suchte  diese  zu  Meliorationen  seines  Grund- 
stückes nutzbar  zu  machen,  indem  er  eine  Rente  verkaufte, 
d.  h.  indem  er  ein  Kapital  aufnahm,  dieses  auf  seine  Grund- 
stücke fundierte  und  dafür  Zinsen  in  Gestalt  von  Renten  aus 
den  Überschüssen  bezahlte,  um  gegen  Kündigung  des  Geldes 
gesichert  zu  sein,  wurdt^  der  ganze  Anleihevertrag  in  Form 
des  Kaufes  vollzogen.  Der  Rentengläubiger  verzichtete  auf 
den  Rückempfang  seines  Geldes  und  bezog  dagegen  eine  ewige 
Rente.  Ihui  haftete  nicht  der.  welcher  die  Rente  verkauft 
hatte,  sondern  das  Grundstück,  aus  dem  die  Rente  bezahlt 
wurde.  Es  waren  also  im  Grunde  genommen  diese  rentes 
constituees  den  alten  Erbleihzinsen  ganz  gleich,  nur  dass  sie 
anders  entstanden  waren,  und  dass  Ijei  ihnen  alle  persönlichen 
Beziehungen  fehlten,  die  bei  der  Erbleihe  zwischen  dem  Be- 
leilier  und  dem  Beheheuen  bestanden  hatten. 


*)  Lamprecbt:  D.  W.  I,  p.  412  ii.  901. 
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Au  eine  Voraussetzung  war  das  Entstehen  der  reutes 
constituees  gekuüpft,  nämlich  au  das  Vorhandensein  von 
grösseren,  feste  Anlage  suchenden  Kapitalien.  Diese  begannen 
sich  in  der  Tat  seit  den  Zeiten  der  Kreuzzüge,  also  seit  dem 
12.  Jahrhundert  schon,  wo  mit  dem  zunehmenden  Handel  und 
A'erkehr  auch  der  Geldumlauf  stärker  wurde,  in  einzelnen 
Händen  anzusammeln.  Dieser  Umstand,  in  Verbindung  mit 
dem  Mangel  an  ausgebildeten  Kreditformen  wurde  das  zweite 
Moment,  das  dem  Rentenkauf  im  Mittelalter  zu  seiner  grossen 
Bedeutung  verhalf.  Immer  kam  es  darauf  an,  dass  die  auf- 
genommene Summe  auf  ein  Ertrag  bringendes  Objekt  fundiert 
war;  der  Renteubrief,  der  zum  Bezug  der  Rente  berechtigte, 
konnte  in  formloser  Weise  wie  ein  Inhaberpapier  weitergegeben 
werden.^'') 

Bei  den  Tresorrenten  vertrat  der  königliche  Schatz  die 
Stelle  eines  Immobils.  Ob  sie  anfangs  auf  besondere  dem 
Schatz  zuiliessende  Einnahmen  fundiert  waren  und  man  dann 
erst  zu  einer  allgemeinen  Haftung  überging,  ist  nicht  ersichtUch. 
Die  Rentenbriefe  durften  verkauft  oder  vertauscht  werden-''),  und 
eine  Ordonnanz  von  1318-^).  welche  über  die  schwere  Belastung 
des  Schatzes  durch  tarn  ad  vitam  quam  perpetuo  konstituierte 
Renten  klagt,  oi-dnete  an.  dass  alle  Kontiskations-  und  Buss- 
gelder zum  Rückkauf  von  solchen  Renten  verwendet  werden 
sollten,  um  so  eine  allmähliche  Tilgung  herbeizuführen.  Doch 
lässt  sich  auch  darüber  nichts  sagen,  wie  weit  bei  dem  Rück- 
kaufe ein  Zwang  gegen   die  Gläubiger    geübt    werden    konnte. 

In  allzu  gesicherter  Lage  befanden  sich  die  Inhaber  von 
Renten  an  d(Mi  königlichen  Schatz  nicht.  Sie  hatten  alle  Ein- 
busseu  und  Schäden  des  Königtums  mitzuerleiden.  Sie 
mussten  es  sich  gefallen  lassen,  wenn  in  Zeiten  finanzieller 
Bedrängnis    die   Zahlung(Mi    auf   bestimmte    oder   unbestimmte 

'^)  Bücher:  Entst.    p.  i;U. 

-")  Deüsle:  p.  102.  ürk.von  12r)() .  .  .  Ego  Joannes  .  .  .  iiotum  facio  .  .  . 
quüd  excarahiavi  iiU])erpotuuui  cum  roligiosis  viris,  abbate  .  .  .  vii;inti 
libras  p.  annui  redditus,  (juas  percijjiebam  in  bursa  dmi  regis  Fr.  ...  in 
Templo  Parisius  .  .  . 

-1)  Ord.:  L  026. 
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Zeiten  für  aufgehoben  erklärt  wurdeu-^),  wobei  gewöhnlich  die 
an  die  Kirehe  schuldigen  Leistungen  eine  Ausnahme  erfuhren. -=') 
Es  war  daher  nur  natürlich,  wenn  sie  sich  an  Stelle  der  allge- 
meinen Anweisung  auf  den  Staatsschatz  eine  besondere  auf 
Ländereien  zu  verschaffen  suchten  in  der  Weise,  dass  sie  in 
den  Besitz  derselben  (angesetzt  wurden  und  ihren  Ertrag  als 
Aqidvalent  der  Rente  bezogen.-^) 

Das  bedeutete,  man  wünschtt^  anstatt  der  einfachen  Haf- 
tung des  Objektes  seinen  Übergang  in  die  Gewere  des  Gläu- 
bigers. Diese  Form,  welche  man  wohl  als  ..ältere  Satzung- 
bezeichnet hat.  unterschitMl  sich  von  dem  primitiven  Verkauf 
von  Einnahmequellen  allein  durch  den  Vorbehalt  des  Rück- 
kaufs (faculte  du  rachatj  und  sie  bildete  bis  zum  Ausgange 
des  Mittelalters  die  regebnässige  Art  der  A'erscliuldung  der 
französischen  Könige. 

Die  Verpfändungen  von  Domänen  und  in  sie  einbegriÖ'enen 
Einnahmen  fanden  auf  ewig  (ä  perpetuite)  auf  ein  Leben  (ii  vie) 
oder  auf  Zeit  statt.  Die  Ldiaber  der  verpfändeten  Objekte 
waren    verpflichtet,    alle    Lasten,    die    bereits    darauf    ruhten, 


--)  Ord  IV,  p.  98  fl3öl)  .  .  .  diixitmis  ordinaudum  .  .  .  tiiiod  solncio 
debitonim  quonuucumque  .  .  .  taui  ex  mutuo  quam  ex  donis  iiuperpetinnu 
vel  ad  vitam  seil  ad  voluntatem  aut  pro  vadiis  giierrarum  vel  aliter  quovis- 
modo  dififerrerentur  usqiie  ad  finem  dictarum  treuganim  exceptis  Feodis 
antiqiüs  ad  hereditatem  et  eleiuosinis  perpetuis  ab  antiqiio  fiindatis  .  .  . 
Vgl.  Ord.  V,  449,  (l351i:  KI.  Uil,  192  (13'ü);  UI.  299.  300  (13.j8);  IV,  504 
(1364);  lU,  379  (1399);  XII,  205  (1402)  etc. 

-*)  Über  die  Gründe  dafür  sagt  die  Ord.  von  1355  (IV  p.  15)  .  .  . 
exceptez  tant  seulement  ä  pour  Escoliers  et  ä  povres  Genz  de  Reli- 
gion qui  n'auroient  autremeut  de  (pioy  vivre.  .  .  .  Die  Rücksicht  auf 
wohltätige  Stiftungen  findet  sich  auch  iu  Ord.  XIV,  225  (1452);  370  (Uötij; 
Xni,  414,2  (144,5)  u.  a. 

^)  Ord.  l,  656  (1318)  art.  16:  item,  les  rentes  ä  heritage,  ä  vie  et  ä 
volente  et  gaiges  en  deniers  assis  sur  le  tresor,  en  baiilis,  prevostez, 
seneschaussieez  et  en  notre  hostel  ne  seront  eschangie  en  terres,  ne  assis 
en  terre.  art.  17:  les  assiettes  de  terre  que  noiis  ferons  faire  de.sarenavant 
nous  seront  rapportees  et  enregistrees  en  la  Chambre  de.«  Comptes  avant 
que  les  personnes  a  qui  lesdictes  terres  devront  estre  1^31111608,  en  vient 
mis  en  saisine. 
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weiter  zu  bezalilen,  auch  für  den  Fall,  dass  ihrer  in  der  be- 
treffenden Urkunde  nicht  ausdrücklich  Erwähnung  getan 
wurde. -■^)  Sie  bezogen  ;dle  Erträge  des  Pfandes,  für  dessen 
Verwaltung  sie  die  bisherigen  Beamten  beibehielten  oder  eigene 
Leute  einsetzten. 

Die  Bestandteile  der  domaine  petite  und  der  domaine 
casuelle  gingen  der  Krone  dui'ch  A'erpfändung  gewöhnlich  für 
immer  verloren.  Sie  besass  nie  die  nötigen  Mittel,  sie  wieder 
einzulösen  und  in  dieser  Erkenntnis  verzichtete  sie  oft  von 
vornherein  auf  die  Wiedergewinnung,  indem  sie  gegen  eine 
ewige  Rente  den  Rückkauf  aufgab.-*^)  Auf  diese  AVeise  ge- 
langten namentlich  die  Städte  häutig  in  den  Besitz  von  nutz- 
baren Rechten.  Aber  auch  die  domaine  tixe  wai"  auf  recht- 
liclu'm  AVege  schwer  wieder  zu  lifdcommen,  denn  gerade  sie 
lieferte  ja  die  meisten  Mittel,  mit  denen  man  den  Wiederkauf 
hätte  bewerkstelligen  können.  Die  Könige  schlugen  deshalb 
oft  ein  gewaltsameres  Verfahren  ein:  sie  erklärten  die  Ver- 
pfändungen unter  Berufung  auf  den  bei  der  Krönung  ge- 
schworenen Eid,  wonach  sie  keine  Domänen  veräussern  durften, 
für  ungültig.-')  Die  Inhaber  von  Pfändern  wurden  dieser  einfach 
beraul)t  und  mussten  fi'oh  sein,  wenn  sie  als  Entschädigung 
für  die  abgenommene  Domäne  eine  jährliche  Rente  auf  den 
königlichen  Schatz  angewiesen  erhielten.--'*)  Gerade  diese  Un- 
sicherheit  ihrer   Pfänder   veranlasste    die   Gläubiger,    die  Ein- 


-")  Ord.  XIIT,  372  (1443)  art.  4:  Item.  Et  pource  que  en  plusieurs 
nos  pays,  avon  fait  aucune  alienations,  dons  et  transports  de  nostie 
Demaine  les  uns  ä  perpetuite,  les  autres  ä  vie  et  a  teiiips  sous  condition 
de  payer'fiefs  et  aumosnes  et  autres  charges  ordinaires  et  aneiennes  dout 
estoient  chargees  lesdittes  terres  ...  In  Artikel  1—3  werden  die  Repara- 
turen, Gehälter  der  Beamten  genannt. 

-*')  Vgl.  Urkunde  bei  Warnkünig-Stein  1:  Anh.  p.  r)3. 

")  Ord.  VUI,  p.  484  (1401)  .  .  .  soit  reanni  et  readjoint  tont  ainsi 
eomme  se  lesdiz  dons  ne  eussent  ouecpie  este  fait  et  ainsi  connue  para- 
vant  lesdiz  dons  y  estoient  adjoints  et  aunniz  .  .  .  et  aussi  jurasmes  nous. 
Nous  raoult  solennellement  .  .  .  non  le  (domainei  aliener  ne  döpartir  en 
aucune  maniere  et  readmender,  readjoindre  et  reaunnir  ce  ijui  ne  soroit 
aliene.  .  .  .  Vgl.  auch  Urd.  VIII,  49H.  VII.  162  u.  a. 

■^)  Forbonnais:  1,  p.   I(j2. 
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nMlmien  auf  das  äusscrsto  ausznbt'ut(?ii,  so  dass  sie  mitunter 
ihr  Guthaben  nacli  kurzer  Zeit  herausgewirtschaftet  hatten. 
Fast  allen  Erlassen  der  KTtnige  ühci-  diese  Dinge  gehen  Be- 
schwerden über  die  Vernachlässigung  von  Bauten,  über  Be- 
drückungen des  Volkes  voraus,  und  es  war  wohl  ber(H'htigt, 
wenn  der  Dauphin  Karl,  als  er  1421  den  Auftrag  zur  Ver- 
pfändung von  Einkünften  und  Ländereien  gab,  ausdrücklich 
befald.  die  Schlösser  und  festen  Plätze  an  den  Eingängen  zum 
Lande  erst  zuletzt  zu  verpfänden.--')  Das  Misstrauen  gegen  die 
Regierung  steigerte  sich  auf  der  Seite  der  Gläubiger  mitunter 
so.  dass  es  erst  einei"  ausdrücklichen  Zusicherung  des  Königs  be- 
durfte, die  Pfändei-  nicht  andeis  als  durch  Rückzahlung  wieder 
zu  nehmen,  ehe  man  sich  zu  Darlehn  verstand."^") 

Solche  Rückkäufe  kamen  si'lten  voi-.  so  1433.  wo  man 
die  Rückstände  und  Zinsen  aus  allen  ordentlichen  wie  ausser- 
ordentlichen Einnahmen  sowie  die  aides  daz\i  vei'wendete.  Ein 
anderer  wurde  14G8  ausgeführt.-''^)  Das  Parlament  und  die 
Rechnungshöfe  Avurden  aufgefordert,  die  in  ihrer  Verwahrung 
befindlichen  Simuuen  herzugeben,  die  ihnen  später  zurück- 
erstattet werden  sollten."^-) 

Leiher  waren  in  der  älteren  Zeit  gewöhnlich  die  geist- 
lichen Körperschaften.  Klöstei-  undKircheu.  Seit  dem  13.  Jahr- 
hundert -wiu'den  sie  von  den  Juden  und  ganz  besonders  von 
fi-emdeu,  namentlich  italienischen  Kaufleuten  abgelöst,  welche 
das  andauernde  Geldbedürfnis  der  Krone  nach  Frankreich 
lockte.  Diese  Kaufleute  hatten  sich  schon  damals  in  Italien 
zu  grossen  Gesellschaften  (Frescobaldi.  Peruzzi  u.  a.)  zusammen- 
getau.^-"')  In  ihren  Händen  waren  die  Kapitalien  angesammelt, 
mit  denen  sie  die  Länder  Westeuropas  ausbeuteten.  Sie  ver- 
wandten ihre  Gelder  im  Dienste  geldbedürftiger  Fürsten  und 
spielten    deren    Bankiers.       So   gewannen    am    Hofe    Philipps 


-'■>)  Ord.  XI.  p.   141  (1421). 

3»)  Ord.  X,  p.  501  (1428). 

=")  Ord.  XIII,  p.  190. 

■'■')  Ord.  XVI,  p.  05. 

3^')  Lavisse:  Bist,  de  Fr.  III,  2,  p.  227  ff. 
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des  Scliüuen  zwei  Florentiner,  Mouche  und  Biche,  durch  ihre 
dem  Könige  gemachten  Vorschüsse  grossen  Einfluss  auf  die 
Kegierungsgeschäfte.  Als  Sicherheit  für  ihre  Darlehn  Hessen 
sie  sich  die  taille  und  einige  andere  Einnahmen  in  der  Cham- 
pagne abtreten.^-*)  Für  die  grossen  Summen,  die  auf  diese 
Weise  verloren  und  ins  Ausland  gingen,  rächten  sich  die 
Könige  durch  häufige  Einziehung  der  Güter  der  „Lombarden", 
indem  sie  deren  Gewinne  als  ungesetzlich,  als  Wucher,  usura, 
erklärten. ■^^)  Trotzdem  behaupteten  sich  die  Italiener  in  ihrer 
Rolle,  zuletzt  mit  den  Deutschen  gemeinsam,  bis  sie  im  16.  Jahr- 
hunderte von  den  Franzosen  verdi-äugt  wurden. 

Doch  konnten  die  Könige  trotz  Stellung  von  Pfändern 
ihre  ausserordentlichen  Geldbedürfnisse  durch  Anleihen  bei 
einzelnen  Personen  oder  Korporationen  oft  nur  decken,  wenn 
sie  den  Kredit  von  Magnaten  oder  hohen  Beamten  zu  Hilfe 
nahmen. ■^'^)  Sie  wandten  ihre  Aufmerksamkeit  daher  lieber 
einer  ai] deren  Form  von  Anleihen  zu.  den  Zwangsanleihen,  die 
seit  Philipp  dem  Schönen  immer  häufiger  aufti-aten."^')  Sie  ver- 
dienen den  Namen  „Anleihen-  nur  insofern,  als  man  sie  in 
Foi-m  von  Anleihen  realisierte,  in  AVirklichkeit  waren  sie  nichts 
anderes  als  Steuerantizipationen.  Der  König  bestimmte  in 
einem  Erlasse  die  Summe,  welche  die  „bien  aises",  die  reichen 
Bürger,  eines  Bezirkes  aufbringen  soUteu^^'^),  und  versprach  die 


^*)  Claraageran:  I.  p    29(5. 

3^)  Lavisse:  III,  2,  p.  227  ff. 

^**)  Für  eine  Anleihe  von  100  Ouü  francs  d"or  1371  bei  den  Lom- 
barden von  Avignon  genügte  die  königliche  Unterschrift  „pour  icelle 
somme  rendre  et  payer"  nicht.  Eine  Reihe  von  Prinzen  und  Beamten 
mussten  sich  mit  verbürgen.     Lavisse  IV,  1,  p.  216.     Yvdtry:  p.  218. 

")  Yührer:  Hist.  d.  1.  d.  p.    I,  p.  2  ff.     Vuitry:  n.  s.  II,  p.  211  ff. 

•■'«;  Ein  Brief  Philipps  VI.  von  1340  gibt  Auskunft  über  das  Ver- 
faliren:  der  König  schickt  an  seinen  Einnehmer  verschlossene  Briefe, 
welche  an  die  Prälaten  und  Kapitel  weitergegeben  werden.  Jedem  Briefe 
sind  solche  ohne  Adresse  beigefügt,  die  mit  den  Namen  der  reichsten 
Bürger  ausgefüllt  werden  sollen:  „qiiaut  le  nom  sera  escrip  en  la  dicte 
lettre,  balle  la  11  et  le  recjuier  amablement,  en  toutes  les  bonnes  manieres 
que  tu  poiras  que  11  nous  face  prest  selonc  sa  possibiüte.    Mard:  p.  21(i. 
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Sinnino  aus  <1(mi  einlaufViulcu  Einnahmen  wicdci'  abzuzahlen. 
Von  Zinsen  war  (hihci  sehen  die  Rede,-'")  nocii  weniger  von 
der  Anweisung  auf  hestinnnte  Einkünfte.  Rückzahhmgen  (h'r 
Vorschüsse  fanden  fast  nie  statt,  und  es  war  eine  hf^sondere 
Vergünstigung,  wenn  Städten  zur  Wicderei-hingung  ilires  Dar- 
lehns  gestattet  wurde,  es  von  einer  geforderten  Steuer  in  Ab- 
zug bringen  zu  dürlen.'")  Wo  sich  die  in  Aussicht  genommenen 
Darleiher  nicht  l)ei-eitwillig  genug  erwiesen,  schritt  der  König 
mit  Drohungen  ein.'i)  Bald  trafen  die  Zwangsanleihen  einzelne 
Bezii'ke,  dann  b(>stimnite  (ilrupixMi  der  Bevölkerung,  in  anderen 
Fällen  die  einzelnen  Stände,  Adel,  Geistliclikeit,  Städte,  endlich 
gewisse  Körperschaften  wie  das  Parlament,'^-)  die  Rechnungs- 
kanimer  oder  das  Beamtentum^-')  überliaupt.  Sie  blieben  die  am 
meisten  angew^andte  FormderGeldbeschaffungbis  zum  Jahre  1 7.S9. 
Man  kann  fragen,  ob  man  bei  den  bisher  genannten  An- 
leihen der  französischen  Könige  von  Kreditgeschäften  reden 
darf.  Bei  diMi  sogenannten  Zwangsanleihen  ist  dies  ohne 
Zweifel  nicht  der  Fall,  sie  gehören  in  das  Bereich  der  Steuern. 
Aber  auch  bei  den  freiwilligen,  privaten  Anleihen  ist  von  Kredit 
wenig  zu  merken.     Der  Abschluss    der  Anleihen   vollzog   sich 


Vgl.  ein  Verzeichnis  von  Troyes:  Ce  sunt  li  nom  des  personiies  de  Troies 
et  de  la  chastellerie  estimees  ä  faire  prest  ä  nostre  seigneur  le  roy  par 
la  commune  renommee  et  jiar  le  senuent  de  prendes  liommes  de  la  ville 
de  Troies  qui  tous  les  cognoissoient,  c"est  .  .  .  Boutaric:  p.  2!t8. 

»"j  Vuitry:  n.  s.  I.  215. 

■•o)  Ord.  II,  p.  348;  IV,  p.  246;  XII.  p.  73,  341,  500,  500. 

•")  In  einem  Briefe  an  einen  Beamten  verlangt  der  König  Philipp 
der  Schöne  die  Beschaffung  von  Geld :  andernfalls  droht  er  mit  Ungnade: 
et  signifirons  tont  appartenant  que  james  nous  ne  lierons  ne  teudrons 
pour  ami  ue  pour  feal  qui  nou?;  faudra  ;'i  si  grant  besoing.  Boutaric:  p.  298. 
Vgl.  auch  Vuitry:  I.  p.  179  u. 

■*■-)  Ord.  XVI,  p.  55,  57  Anleihe  bei  dem  Parlamente  (1403).  Ord. 
X,  p.  439,  bei  den  Beamten,  wofür  befohlen  wurde  les  faire  rayer  et 
üster  hors  des  registres  et  papiers  de  l'impost  dudit  ayde,  imd  versprochen 
k  eux  estre  rendre  et  restituer  le  plustost  que  faire  ce  pouvra.  Ord.  XIX, 
p.  140  ff.  bei  den  Ständen  von  Languedoc,  bei  Weigerung  mit  Zwang 
gedroht  (1483),  Ord.  XX,  454,  bei  dem  Klerus;  als  Sicherheit  bietet  der 
König  nur  eine  reconnaissance  signee  de  sa  main  .  .<  .  (1494).  Ord.  IV 
271  bei  allen  Ständen  1351. 
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immer  in  der  Form  des  Kaufes.  Für  das  geliehene  Kapital  oing 
eine  Einnahmequelle  in  den  Besitz  des  Gläubigers  über,  bei  dem 
sie  verblieb,  bis  die  Summe  zurückgezahlt  war.  Doch  schwächte 
sich  die  älteste  Art,  nach  welcher  der  Gläubiger  aus  der  ver- 
pfändeten Domäne  Guthaben  und  Zins  herauszuwirtschaften 
suchte^^^),  bald  zu  einer  blossen  Anweisung  auf  den  Ertrag  des 
verhafteten  Objektes  ab'*-*),  bis  man  zu  der  Gewährung  eines 
festen  Zinses  aus  der  Einnahmequelle  kam. 

Ein  Rückkauf  der  veräusserten  Einiiahmequellen  war  bei 
den  wachsenden  Kosten  im  ganzen  Staatswesen  so  gut  wie 
ausgeschlossen.  Deshalb  schritt  man  zu  der  Erklärung  der 
inalienabihte  im  Jahre  1318  und  brachte  sie  immer  wieder 
zur  Anwendung.  Der  Kredit  des  Königs  oder  des  Staates, 
was  damals  dasselbe  bedeutete,  erlitt  dadurch  die  grössten  Ein- 
bussen.  Seine  Beamten  und  Würdenträger  mussten  den  ihrigen 
im  Dienste  des  Königs  verwenden,  unter  Umständen  wurden 
sogar  die  Stände  einer  Provinz  veranlasst,  sich  für  die  Rück- 
zahlung der  Anleihen    zu   verbürgen.^-^)      Die    Rücksichtslosig- 

*'^)  Ord.  I,  p.  581  (1315)  .  .  .  Et  pourc  qiie  ceus  qui  nous  feront 
les  diz  prez,  .soient  plus  seurs  d'estre  payez  .  .  .  doiinons  plain  povoir  .  .  . 
d'obligier,  bailiier  et  assigner  ä  ceus  qui  les  diz  prez  feront  et  bailleront. 
tüutes  noz  rentes,  esplois,  emolumenz  et  revenuz  d'icelle  Seneschaucie  et 
ressort  en  (pielconque  chose  cpie  il  soient  a  tenir  et  exploitier  par  lesdiz 
ereanciers  et  cliascun  d'iceus  tant  que  pleine  satisfaction  leur  en  soit  faite, 
des  somines  que  il  i)rester()nt. 

*^)  Ord.  U,  p.  210  (1343):  Nous  avons  entendu  que  plusieurs  personnes 
ausquieux  Nos  de  gräze  especial  avons  fait  Dons  de  Rente  ä  vie  ou  ä  heri- 
tage  se  sont  eftbrciez  ou  veulent  eiforeier  de  vouloir  avoir  lesdites  Rentes  par 
assiette  de  terre  selon  eoustume  de  jiais  disant  que  par  la  tburnie  et 
teneurs  des  lettres  ä  eulx  octroyees  sur  ledit  don,  leur  doit  aussi  estre 
fait  ....  Pourquoy  Nous  vous  faisons  assavoir  que  ce  ne  tut  oncques 
uostre  entente  .  .  .  Nous  leurs  feissiens  Dons  de  Rentes  ;i  vie  ou  ;'i  lieri- 
tage  par  assiette  de  pais,  uiais  tant  seulement  a  value  de  terre  ou  rentc 
annuelle. 

'*■')  Ord.  IV,  p.  181  (13r)G)  art.  3:  De  faire  empriins  et  finances  par 
vous  ou  vos  deputtez,  se  mestier  en  estoit,  i)0ur  les  fair  dessusdiz  en 
nom  de  Nous  et  des  trois  Estatz  et  obligier  par  Lettres  ou  Instrumens 
publiques  envers  quelconques  personnes  Nous  et  les  trois  Estatz  dessusdiz  et 
chacun  d'iceulx  Estatz  pour  teile  portion  qu'il  pourront  devoir  dudit 
aide  .  .  . 
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keit,  mit  der  die  Jviiniy-c  von  dein  (Icsct/.c  der  l'iivcräusscr- 
liclikeit  Gebraucli  in;u'lit(Mi'*')  und  alle  Z.-dduiiiicii  ('instclltcn, 
Hess  die  Krone  iiiif  schwer  Kredit  iindeii.  Sie  sali  sich  in 
der  Hauptsache  auf  Zwangsanh'ihen  angewiesen,  von  denen 
am  meisten  das   Beamtentum   getroffen   wurde.'') 

Der  («rund  ITw  die  geringe  Ausbildung  eines  Ki'edits  im 
Staate  lag  vornelindich  in  der  Stellung  des  Königs.  Kr  konnte 
als  Herr  von  Einkünften  Anleihen  abschliessen  wie  jeder  Piivat- 
nunin,  sali  sich  aber  von  vornherein  in  ungünstigerer  Lage  als 
die  anderen,  weil  er  zughüch  dei'  Träger  der  luichsten  Macht 
Avar.  Auf  ihn  liess  sich  kein  Zwang  ausüben,  wenn  er  seine 
Verpfliehtungen  gegenüber  dem  Gläubiger  nicht  einhielt;  aber 
dem  entsprechend  foi'derten  die  Kapitalbesitzer  von  ihm  auch 
ganz  andere  Sicherheiten  als  bei  einem  Darlehn  an  eine  Stadt, 
wo  sie  sich  an  den  einzelnen  Bürgern  schadlos  halten  konnten. 
Ausserdem  galten  im  Mittelalter  die  Schulden  von  Fürsten 
für  unvererblich,  wo  ein  König  die  von  seinem  Vorgänger  ein- 
gegangenen Verpflichtungen  anerkannte,  geschah  es  aus  Pietät 
gegen  diesen  und  in  der  Erwartung,  sich  dadurch  die  Geneigt- 
heit der  Gläubiger  zu  bewahren. 

Die  xAnl(>ihen  waren  zwar  fuiuliert,  aber  sie  behitdten 
trotzdem  den  Charakter  von  reinen  Privatschulden  der  Fürsten. 
Man  schied  noch  nicht  Krongut  von  Staatsgut,  fürstlicher  und 
staatlicher  Haushalt  gingen  noch  fortwährend  durcheinander. 
Der  König  konnte  bereits  verpfändete  Einnahmen  ohne  weiteres 
einer  bisherigen  Verwendung  entziehen,  und  so  besass  der 
Gläubiger  nie    eine  Gewähr    für    die  Sicherheit   seiner  Forde- 


^''j  Ord.  VllI,  p.  484  (1401)  .  .  .  auquel  nostre  Deiuaine  nous 
voixllons  .  .  .  soit  reaüni  et  readjoint  tont  aiusi  comine  se  lesdiz  dons  ne 
eussent  oncques  este  faiz  et  ainsi  comme  paravant  lesdiz  dons  y  estoient 
adjoints  et  aüniz. 

*^  Ord.  VU,  p.  790  (1392)  .  .  .  Nous  avons  aucunes  foiz  d'iceulx. 
Es  leuz  et  Controlleiirs  et  autres  Officiers  des  diz  Aides  qui  ne  se  sont 
entremis  ne  entremettent  d'auciin  fait  de  recepte,  empruntes  leurs  gaiges 
de  im  ou  de  demi  an  ou  de  autre  certain  temps  et  ledit  emprunt  leurs 
avons  ordonne  estre  paie  et  rendu  .  .  . 

.  3* 
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riiDgen.  Damit  ging  der  AVert  der  Fundieniiig  verloren,  die 
Schulden  blieben  ihi'em  eigentlichen  Wesen  nach  schwebende 
Schulden. 

Aus  staatlichen  Elementen  heraus  einen  öffentlichen  Kredit 
zu  schaffen  gelang  in  Frankreicli  nicht.  Das  absolute  Regi- 
ment der  Herrsclier  in  Verbindung  mit  den  durch  das  Lehns- 
wesen geschaffenen  A'crhältnissen  verhinderte  die  Entwickelung 
eines  geregelten,  aller  Willkür  entzogenen  Staatshaushaltes, 
auf  dem  sich  ein  gesunder  Kredit  hätte  aufbauen  können. 
Ein  solcher  gelangte  vielmehr  zuerst  in  den  Städten  zur  Aus- 
bildung, wo  man  viel  früher  als  in  den  Territorien  die  älteren 
schwerfälligen  Formen  der  Satzung  aufgab  und  dem  einfachen 
verzinslichen  Darlehn  sich  nähernde  Kreditgeschäfte  anwandte. 
Seit  dem  Anfang  des  IG.  Jahrhunderts  wurde  dann  der 
städtische  Kredit  immer  stärker  im  Interesse  des  Staates  aus- 
genützt. Der  Ausdruck  dieser  A^erbindung  wurden  die  1522 
zum  ersten  Male  auftretenden  Stadthausrenten.  Doch  ehe  auf 
diese  eingegangen  wird,  muss  ein  Blick  auf  die  bisherige  Ent- 
wickelung der  städtisehen  Schuldenwirtschaft  geworfen  werden. 


Das  städtische  Schuldenwesen. 


Vor  dem  12.  Jahrhundert  besassen  die  Städte  in  Frank- 
reich keinerlei  politische  Bedeutung.  Sie  standen  wie  das 
flache  Land  unter  einem  weltlichen  oder  geistlichen  Herrn, 
an  welchen  sie  ihre  Abgaben  in  Naturalien  oder  Geld  zu  ent- 
richten hatten.  Allmählich  aber  entstanden  andere  Interessen, 
durch  Handwerk  und  Verkehi-  nahm  der  Bürger  eine  andere 
Stellung  ein  als  der  Baiun-.  Das  Zusammenwolinen  von  grossen 
Menschenmassen  erzeugte  zugleich  mit  neuen  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  ein  grösseres  ünabhängigkeitsgefühl:  man  begann 
die  bishei'  geleisteten  Dienste^  und  Abgaben  als  lästig  zu  fühlen 
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und   Irlintc  sich   s*'^'''-'"   *!''"  I^i'nck   und   dit!  \\'illkiii"  der  Stadt- 
licrren   auf.       Caud)rai    galt     1Ü7(>    das     Zeiclien     zur     offenen 
Empörung  und  andere  Städte    folgten    seinem   Beispiele.     Die 
vertriebenen  Bischöfe  und  weltliehcn  Herren   wandten    sich  in 
ihrer  Bedrängnis  an  den   König,  und  diesei-   benutzte  die  Ge- 
legenheit,   durch  Verleihung    von  Freibriefen    und    Privilegien 
die  AViderstandskraft  der  Städte  zu  fördern   und  dadurch  den 
Trotz  der  übermächtigeo  Vasallen   zu  beugen.     Die  Städte  er- 
hielten besondere  Rechte:    viele  Altgaben    wie    die  mainmorte 
wurden   beseitigt.      Sie    duiften    ihre   innere   Verwaltung   selbst 
einrichten,  der  Maire    uwd    die    Schtiflen    traten    an    die  Spitze 
derselben.     Doch    blieb  die    oberste  Gewalt    bei    dem   Könige, 
denn  seiner  bedurften  die  Städte,  wenn  sie  eine   Stütze  gegen 
ihre  früheren  Herren   haben  wollten.    Damit  war  dem  Könige 
ein  Eingriffsrecht  in  die  städtischen  Angelegenheiten  eingeräumt. 
Er  behielt  sich   für  sein  Eintreten    zu  Gunsten   der  Stadt   die 
Aufsicht  und  verschiedene  Leistungen,   gewcihnlich  einen  jähr- 
lichen Zins  vor.     Unter  Philipp  August  und  Ludwig  d.  H.  war 
die  Erweiterung  der  königlichen  Befugnisse  in   dieser  Richtung 
besonders  umfassend.     Der  letztere    ernannte    in    den   meisten 
Städten  direkt  die  Maires  und  ordnete  an,  dass  sie  alljährlich 
vor  dem  Hofgericht  in  Paris  Rechenschaft  von  ihrer  Tätigkeit 
ablegen  sollten.')     Seit  Philipp  dem  Schönen   ging  die  Unter- 
ordnung der  Städte  unter  das  Königtum  noch  weiter"-);  PhiHpp  V. 
(1316 — 1322)  nahm  ihnen  die  eigene  Leitung  der  militärischen 
Dinge  und  am  Anfang  des   14.  Jahrhunderts  hatten  die  Städte 
ihre  Unabhängigkeit  wieder  verloren.     Der  Einfluss  der  könig- 
lichen Gewalt  erstreckte    sich  auf  alle  Zweige  der  städtischen 
Verwaltung.     Dieser   Gang  der   Entwickelung    aber    hatte    zur 
Eolge,  dass  das  Finanzwesen  nicht  wie  in  Deutschland  in  den 
Städten    eine    selbständige  Ausbildung  erfuhr,    sondern    immer 
von   der  landesherrlichen   Gewalt  beeinflusst  blieb. 


1)  Ord.  I,  p.  82  u.  83. 

'^)  Philipp  der  Schöne  veilieh  bereits  keinen  Freibrief  mehr.  Der 
König  wurde  in  seiner  Politik  durch  das  Parlament  unterstützt,  welches 
die  dem  Könige  immittelbar  unterstehenden  Städte  unterdrückte,  die 
anderen  aber  als  Gegengewicht  gegen  die  Grossen  des  Landes  nur  leicht 
bestrafte.     Boutaric:  p.  148.    Vgl.  Olim  11,  p.  256  u.  527. 
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Das  Hauptaugenmerk  hatten  die  Könige  bei  ihrer  Politik 
gegenüber  den  Städten  auf  deren  Finanzen  gerichtet.  Past 
alle  Freibriefe  bringen  dies  in  Erinnerung.  Die  Natural- 
leistungen wurden  in  Geldabgaben,  die  Frohnden  (corvees)  in 
einen  festen  Zins  umgewandelt.'^)  Der  König  ernannte  die 
meisten  Beamten  aus  den  von  der  Stadt  vorgeschlagenen  An- 
wärtern, die  erledigten  Amter  liess  er  bis  zur  AViederbesetzung 
durch  seinen  bailli  verwalten.  Xur  bei  Erhebung  von  Steuern 
für  staatliche  Zwecke  war  der  Gemeinde  das  Recht  der  Be- 
willigung gestattet.  Was  aber  ganz  besonders  die  Einmischung 
des  Königs  in  die  städtischen  Dinge  hervorgerufen  hatte,  war 
die  Verschuldung  vieler  Gemeinden  gewesen. 

Die  Einnahmen,  aus  denen  die  Städte  die  aus  der  Be- 
festigung des  Ortes,  der  Verwaltung  und  der  Verteidigung 
entstehenden  Kosten  bestritten,  setzten  sich  aus  drei  Gruppen 
zusammen.  Die  erste  bestand  in  Zöllen  und  Gebühren,  die 
man  bei  der  Befreiung  aus  dem  Lehnsverbande  dem  frülieren 
Stadtherrn  abgekauft  oder  abgerungen  hatte.  Von  dem  in 
städtischen  Besitz  gelangten  Grund  und  Boden  erhob  man 
die  xA.bgaben,  die  der  Lehnsherr  einst  bezogen  hatte,  nament- 
lich die  Grundzinsen  weiter.^;  Die  zweite  Gruppe  umfasste 
die  unregelmässig  erhobenen  direkten  Steuern.  Sie  hatten 
die  Städte  ursprünglich  nach  Belieben  einfordern  können,  seit 
Ludwig  d.  H.  bedurften  sie  dazu  der  besonderen  Erlaubnis 
des  Kö]iigs.  der  sie  gewöhnlich  nur  für  Kriegs-  und  Vertei- 
digungszwecke-^)  und  für  Rückzahlung  von  Schulden  gab.     Die 


•^)  Lnchaire:  II,  ]).  347.  Abtretung  der  Prcvostei  gegen  Zins  an 
Compiegne.  .  .  .  nt  (iuic(iuid  in  Novam  villam  predictam  supercreverit, 
totuiu  burgenses  sibi  proprium  habeant.  Et  si  villa  defecerit  non  prt)p- 
terea  minus  quam  prescriptum  est  reddent  .  .  .  der  Zins  ist  fixiert.  Vgl. 
Isambert  II,  p.  709. 

•*)  Espinas:  p.  131.  Die  meisten  der  städtisclien  Finanzen  waren 
staatlichen  Ursprungs  wie  die  amendes.  toulieux,  forages  u.  a. 

'')  Vgl.  Ord.  II,  79:  III,  76;  IV,  9.  24,  26ü,  336,  339,  676.  Laon 
durfte  1331  zur  Befestigimg  der  Mauern  Kontributionen  erheben,  Avignon 
ebendeshalb  eine  Steuer  auf  das  Schlachtvieh. 
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dritte  und   letzte  Gruppt^  von   Hilfsmitteln  Ixvsassen  endlich  die 
Städte  in   den   Aideihen. 

Die  wirtschaftlichen  A'eränderun.i^en  des  Mittelalters  mussten 
sich  iu  den  Städt(Mi  in  noch  luihereni  Grade  als  in  den  Terri- 
torien fühlhar  machen,  da  sie  ja  zum  Teil  von  liiei-  iiheiliaupt 
ihren  Ausgang  nahmen.  An  dit^  Stelle  der  Urproduktion  traten 
hier  Handwerk  und  Handel,  die  Geldwirtschaft  machte  i-asclio 
Fortschritte.  Dadurch  wurde  es  möglich,  die  Krit^gführung 
ausserhalb  der  Städte  gewoi-benen  Söldnern  zu  ül)ei-trag(Mi, 
denn  die  alte  Wchrverfassung  des  Lehnsweseus  konnte  unter 
den  neuen  Verhältnissen  keine  Bedeutung  mehr  behalten.  Mit 
di(^ser  Umgestaltung  war  der  Bedarf  an  flüssigen  Kapitalien 
verknüpft,  und  bei  den  fortwährenden  Kämpfen  reichten  die 
gewöhnlichen  Einnahmen  bald  nicht  mehr  hin,  zumal  die  städti- 
schen Finanzen  immer  häutiger  von  den  K()nigen  in  Gestalt 
von  Zwangsanleihen  und  Kontributionen  in  Anspruch  ge- 
nommen wurden.  Am  Ausgange  des  13,  Jahrhunderts  und 
bei  Beginn  des  14.  Jahrhunderts  waren  die  meisten  Städte 
bereits  verschuldet.  In  den  rascher  vorgeschrittenen  des  Nordens 
Frankreichs,  namentlich  Flanderns,  unterschied  man  um  diese 
Zeit  schon  die  beiden  wichtigsten  Gruppen  der  Schulden,  die 
„schwebenden"  und  „fundierten"  Anleihen.'';  AMihrend  die 
ersteren  entweder  nach  kurzer  Zeit  und  gewöhnlich  ohne  Zinsen 
zurückgezahlt  wurden,  also  nur  Vorschüsse  waren  oder  über- 
haupt nie  zurückgezahlt  wurden')  und  so  den  Charakter  von 
Zwangsanleihen  und  Steuerantizipationen  erhielten ,  bildeten 
die  letzteren  die  eigentliche  uiul  normale  Art  der  Verschuldung 
der  Städte. 

Anfänglich  besorgten  die  Städte  die  Einziehung  der  oi'dent- 
lichen   Einkünfte  woid  selbst. '^)     Dann  ging  man  auch  hier  Avie 


^)  Espinas:  p.  305. 

')  Cxeld  nur  gegen  Rückzahlung  vorschiessen,  war  Pflicht  jedes 
Bürgers.  Bei  freien  Anleihen  wandten  sich  die  Gemeinden  an  einzelne 
Bankiers,  besonders  Lombarden.     Espinas:  p.  314. 

*•)  Espinas:  p.  229  ff. 
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in  den  königliclien  Domänen  zu  dem  System  der  Verpachtung 
über,  und  zwar  allmälilicli  von  der  auf  ein  oder  wenige  Jahre 
zu  der  auf  ein  Leben  und  darüber  hinaus.^)  Man  näherte 
sich  auf  diese  Weise  wieder  den  alten  Formen  des  Lehns- 
wesens, ohne  die  den  politischen  Zwecken  entspringenden 
Elemente  desselben  in  sich  aufzunehmen.  Das  Verhältnis 
zwischen  Stadt  und  Pächter  bcruiite  vielmehr  auf  i-ein  finanzielleii 
Grundlagen.  Ursprünglich  hatte  die  Stadt  die  Verpachtung 
von  Einnahmen  nur  auf  ganz  bestimmte  Zeit  beabsiclitigt. 
Wenn  sie  sich  dann  häufig  entschloss,  den  Pachtkontrakt  mit 
dem  bisherigen  Pächter  zu  verlängern,  anstatt  die  Einnahme 
gegen  das  Meistgebot  auszutun,  so  war  es  wohl  nicht  selten 
ein  Zeichen  der  Erkenntlichkeit^  das  sie  dem  Pächter  für  ein 
von  ihm  erhaltenes  Darlehn  gab.  Oder  aber  der  Grund  lag 
darin,  dass  der  Pächter,  anstatt  seinen  Pachtzins  wöchentlich 
oder  monatlich  oder  wie  es  sonst  üblich  sein  mochte,  an  die 
Stadt  abzuliefern,  ihn  in  einer  (uuzigen  oder  wenigen  grossen 
Summen  leistete,  dass  er  also  die  ganze  Einnahmequelle  kaufte. 
In  einem  solclien  Falle  wurden  die  einzelnen  Bezüge  aus  der 
städtischen  Einnahmequelle  für  ihn  zu  Renten,  und  der  ganze 
Pachtvertrag  erhielt  den  Charakter  eines  Rentenkaufs. 

Diese  Art  von  Renten,  die  gewöhnlich  Leibrenten  waren 
und  entweder  zurückgekauft  werden  konnten  oder  erst  mit  dem 
Tode  des  Käufers  erloschen,  wurde  in  der  Hauptsache  aus 
Steuern  bezahlt  und  konnte  infolgedessen  von  der  Stadt  nur 
solange  beliebig  vei-kauft  werden,  als  sie  in  der  Erhebung  der 
Steuern  von  der  Zustimmung  des  Königs  unabhängig  blieb. i*') 
Dagegen    besass    die  Stadt    volle   Freiheit    bei   dem  Verkaufe 


^)  Die  Umwandlung  der  jährlicheu  Verpachtung ,  zu  Leibkauf  er- 
scheint seit  1366.  „Cette  Prolongation  des  baux  ä  ferme  qiü  n'est  que 
le  developpement  d'un  Systeme  dejä  en  vigueur  est  une  raodification 
partielle  d'iine  assez  grande  importanee."     Espinas:  p.  234. 

'"'/  So  ermächtigte  1315  Ludwig  X.  die  Stadt  Amiens  zum  Verkaufe 
von  50)  1  Leibrente  und  „trecentes  Ib.  parisienses  annui  et  perpetui 
redditus."  Beide  Arten  von  Renten  wurden  garantiert  „supra  villam". 
Espinas:  p.  314. 
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You  rentes  perpetuelles,  Ewigi-eiiteii,  die  ans  den  Erträgen  der 
städtisclieii   Domäne  ^f^zalilt  Avnnleii. 

Diese  bestand  wie  di(^  Domain^  des  Königs  aus  Grund- 
besitz und  regelmässigen  indirekten  Einnahmen,  wie  den  Zöllen 
und  Torsteuern.  Nach  der  Befreiung  aus  dem  Lelinsverbältnis 
zu  dem  Stadtherrn  trat  die  Stadt  in  dessen  Rechte  ein  und 
erhob  so  weit  als  möglich  die  alten  Gefälle  fort.  Der  A\'unsch 
nach  völlig(>r  Unabliängigkeit  liatte  sich  nicht  immer  ganz  er- 
fülltj  zuweilen  mnsste  sie  sich  mit  einem  Anteil  an  den  Ei'- 
trägen  begnügen,  unter  umständen  sich  anch  dazu  verstehen, 
von  einem  Grundstücke,  das  sie  von  einem  Lehnsträger  des 
Königs  erworben,  die  bisherigen  Abgal)en  weiter  zu  bezahlen.") 
Diese  ..heritages-,  wie  die  der  Stadt  gehörigen  Einnahme- 
quellen hiessen,  wurden  gegen  dauernde  Renten  vergeben,  und 
diese  bildeten  eine  regelmässige  Einnahme.  Auf  diese  Ein- 
nahme verkaufte  die  Stadt  Renten.  Die  Emissionsart  im  ein- 
zelnen ist  unbekannt^"-),  aber  anfänglich  blieben  die  Renten 
in  enger  Verbindung  mit  den  Objekten,  den  Häusern.  Hallen. 
Märkten,  auf  deren  Erträge  sie  angewiesen  waren.  Je  häutiger 
jedoch  im  Verkehre  die  Renteutitel  fortwährend  verkauft,  ver- 
tauscht, verschenkt  wurden,  umsomehr  löste  sich  das  enge 
Band  zwischen  der  Rente  und  der  zu  ihr  gehörigen  Ertrags- 
quelle'^), die  spezielle  Anweisung  wurde  zu  einer  allgemeinen 
Fundierung  überhaupt.") 

Die  solidarische  Haftung  aller  Bürger  verschaffte  der  Stadt 
einen  ausgedehnten  Kredit.  Die  Kapitalisten  drängten  sich 
dazu,  ihr  Geld  in  Stadthausreuten,  d.  h.  Renten,  welche  die 
Stadt  auf  städtische  Einkünfte  verkaufte,  anzulegen,  und  war 
die  Verwaltung  nicht  vorsichtig  genug,  so  kam  es  leicht  zu 
einer    Überlastung    der    städtischen    Finanzen.      Wurden    die 


^')  Beisp.  für  Douai:  Vgl.  Espinas  p.  180. 

1-)  Espinas:  p.  319. 

1^^)  Bücher:  Bev.  I,  p.  341  ff. 

"j  Um  diese  Zeit,  also  im  li.  Jahrhundert,  erschienen  in  rheinischen 
Städten  wie  in  Köln  die  Renten  basiert  .,auf  die  Bürgei-  und  auf  die  Stadt". 
Vgl.  Espinas:  p.  336. 
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Zinszahlungeu  unregelmässig  und  waren  die  Rentenglänbiger, 
wie  es  nicht  selten  gescliali,  Fremde,  Angehörige  einer  anderen 
Gemeinde^''),  so  geriet  die  Stadt  nicht  in  die  beste  Lage.  Die 
fremden  C41äubiger  machten  ihre  Ansprüclie  rücksichtslos 
geltend,  wo  sich  die  einheimischen  vielleicht  nur  schwer  ent- 
schlossen, gegen  ihre  eigene  Gemeinde  vorzugehen;  sie  beschlag- 
nahmten alle  der  Stadt  gehörigen  Güter,  die  sie  bekommen 
konnten,  und  hielten  jeden  Bürger  der  säumigen  Stadt  fest, 
der  in  ihre  Hände  fiel.  Dem  Schlimmsten  suchte  die  Stadt 
dann  vorzubeugen,  indem  sie  um  Aufschub  und  Frist  bat  oder 
das  notwendige  Geld  gegen  hohe  Zinsen  bei  Lombarden  und 
Juden  aufnahm.^ *») 

Das  alles  führte  zu  einer  Überspannung  des  Kredits,  und 
um  die  AVende  vom  13.  zum  14.  Jahrhundert  brach  in  den 
meisten  französischen  Städten  eine  allgemeine  Krise  aus,  die 
in  Frankreich  eine  Einschränkung  der  städtischen  Freiheit  in 
Bezug  auf  die  A'erschuldung  zur  Folge  hatte. ^') 

Das  Eingreifen  der  staatlichen  Gewalt  erfolgte  in  vielen 
Fällen  auf  Veranlassung  von  geschädigten  Rentnern. ^'^)  Sie 
baten  um  Wiederherstellung  der  Ordnung  in  den  städtischen 
Finanzen,  welchen  Wunsch  der  König  gern  erfüllte.^-')  Die 
einzelnen  Rententitel  wurden  geprüft,  was  wucherisch  erschien, 
einfach  gestrichen.  Unrechtmässige  Gewinne  infolge  Weiter- 
bezahlung bereits  erloschener  Renten  mussten  zurückgegeben 
werden.  Leibrenten,  deren  Genuss  dem  Käufer  sein  bezahltes 
Kapital  bereits  ersetzt  hatte,  galten  für  erloschen.  Die  berech- 
tigten Renten  wurden  um  ein  Diittel  gekürzt,  bis  die  Ein- 
nahmen hoch  genug  gestigen  waren,  um  sie  wieder  voll  be- 
zahlen zu  können.  Die  ausserhalb  der  Stadt  wohnenden 
Gläubiger  sollten  immer  zuerst  befriedigt  werden,  um  Zwangs- 


1")  Ord.  XII,  1).  104  §  1   (I36G). 

'")  Espinas:  p.  SoU  u. 

'')  Espinas:  p.  GO. 

^**)  Vgl.  besonders  Ord.  V,  p.  136  (1308),  Reglement  für  Tournay. 
Boutaric:  \).  151. 

'")  Serres:  p.  95.  Der  König  konnte  anf  diese  Weise  die  Städte 
leichter  zu  Zwangsanleihen  und  Subsidien  heranziehen. 
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massrogcln  gegen  die  Gemeinde  zu  verhüten.  Vor  allem  aber 
sollten  von  jetzt  ab  ohne  Erlaubnis  des  Königs  keine  neuen 
Steuern  von  tler  Stadt  eingerichtet  wei'den,  auf  die  man  Renten 
verkaufen   könne.-") 

Die  Eingi'itTe  der  königlichen  Gewalt  in  die  städtischen 
Finanzen  hatten  eine  im  grossen  und  ganzen  günstige  AVirkung. 
Die  Städte  wurd(Mi  dadurch  vor  den  ülierniässigen  Belasten 
ihrer  Einnahmen  mit  Renten  bewahrt  und  der  Kredit  konnte 
sich  um  so  kräftiger  und  gesunder  gestalten.  Eine  andere 
Folge  aber  war  die,  dass  jetzt  das  Königtum  in  engere  Ver- 
bindung mit  der  städtischen  Rntwickelung  trat.  Die  Stadt 
musste  zur  Aufnahme  von  Anleihen  die  Zustimmung  des  Königs 
haben,  ebenso  zur  Erhebung  von  Steuern,  auf  welche  sie  ihre 
Renten  verkaufen  wollte.  Ausserdem  fiel  immer  ein  Teil  des 
Ertrages  der  letzteren  dem  Fiskus  zu.  Die  ganzen  Finanz- 
operationen konnten  also  keine  zu  grosse  Ausdehnung  an- 
nehmen und  die  innere  Ausgestaltung  des  Kreditverkehrs  erfuhr 
keine  Fortschritte.  Noch  im  IG.  Jahrhundert  war  man  sorg- 
sam bemüht,  jede  Rente  auf  ein  besonderes  Pfand  anzuweisen. 
Das  geschah  auch  bei  den  rentes  sur-rhotel-de-ville-de-Paris, 
wo  der  Staat  den  Kredit  der  Stadt  infolge  des  rapiden  An- 
steigens seines  Fiuauzbedarfes  zu  Hilfe  nahm.  Erst  von  ihnen 
aus  lässt  sich  die  Entwickelung  der  Kreditformen  wieder  in 
besserem  Zusammenhange  verfolgen. 


''"')  Drouet-d'Arcq:  I,  p.  390  ...  et  out  apporti''  certaines  lettres 
royaulx  par  lesqueUes  est  octroye  aux  prevost  des  marchands  et  esche- 
vins  de  Paris  qu'ils  puissent  vendre  snr  les  rentes  de  la  ville  uiil  1.  p. 
de  rente  ;i  vie  ou  a  heritage  a  rachat  pour  tourncr  Targent  qui  ystra 
de  ce  a  reparacions  .  .  .  (1417). 
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Die  Anleihen  bei  dem  Stadthause 
von  Paris. 


Als  Franz  I.  1515  den  französischen  Thron  bestieg,  über- 
nahm er  von  seinem  Vorgänger  die  weit  ausgreifende  äussere 
Politik  und  die  Kämpfe,  die  diesen  bis   nach  Unteritalieu  ge- 
führt hatten.     Auf  seine  Kriege   um    das  Herzogtum  Mailand 
folgte  bald  der   grosse  Streit  gegen   das  von  allen  Seiten  her 
drohende    Haus    Habsburg    und    seine    ganze    Regierungszeit 
(1515 — 1547)  war  erfüllt  mit  Versuchen,  Frankreich  gegen  den 
gewaltigen  Gegner  zu  verteidigen.     Um  alle  die  Kämpfe  ohne 
ausserordentliche  Hilfsmittel  durchzuführen,  hätte  er  eine  s])ar- 
same    und    nüchterne    Natur    wie    Ludwig  XII.    sein    müssen. 
Statt  dessen  führte  er.    lebenslustig  und  prachtliebend,    einen 
glänzenden  Hof,  seine  Neigung  zum  Genüsse,  seine  Freigebig- 
keit gegenüber    künstlerischen   und   wissenschaftlichen   Bestre- 
bungen arteten  zu  ärgster  Verschwendung  aus.     Die  Finanzen 
gerieten  in  vollste  Unordnung,  Domänen  wurden  verkauft,  bei 
den    Beamten    der    Rechnungskammer    und    des    Parlamentes 
Zwangsaideihen  aufgenommen,  im  In-  und  Auslande  Versuche 
gemacht,  Geld  zu  bekommen.    A1)er  schon  fand  man  Schwierig- 
keiten.    In  Genua  misslang   eine  Anleihe   von  80000  Scudi'), 
in  Lyon  schlugen  die  Welser   die  Bitte   um    ein  Darlehn  von 
20000  ri.  ab"')  und  in  Florenz  weigerte  man  sich,  neue  Summen 
herzugeben,    solange    die    früheren    noch    nicht    zurückgezahlt 
waren.^^)    Einflussreiche,  hohe  Personen  wie  dei'  Kanzler  Duprat. 
der  Hofbankier  Senil)lancay  mussten  ihren  persönlichen  Kredit 
in   den  DiiMist  des  Hofes  stellen  und  auf  ihren  Namen  für  den 
König  leihen.')     Man    überwand    die    Scheu   vor    verzinslichen 


')  Ehrenberg:  1,  p.   102. 

')  Eb.  n,  p.  83. 

■')  Eb.  11,  p.  82. 

■•j  (."anwes:  IX,  p.  111. 
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Allleihen  und  nahm  bei  verschiedenen  Kaufleuten  grössere 
Beträge  ..ä  gros  interets  de  foire  en  foire"  auf.  Hierzu  traten 
die  dons  gratuits,  die  einzelne  Städte  wie  Pai-is  aufbrachten, 
um  Schlimmerem  zu  entgehen.  Die  sparsame  Mutter  Franz's 
half  von  Zeit  zu  Zeit  mit  Subsidien  aus.  und  die  italienischen 
Bundesgenossen  gaben  wiederholt  Gelder  zur  Fidirung  der 
Kriege  her.  Trotzdem  stieg  die  P'inanznot  immer  höher,  und 
als  der  König  nach  dem  Verluste  von  Mailand  1521  von  neuem 
Geld  zur  Fortsetzung  des  Krieges  brauchte,  da  versagte  sein 
persönlicher  Kredit  vollständig.  Die  reichen  Ausländer  zogen 
sich,  durch  die  Beschlagnahme  ihrer  Besitzungen  in  Paris. 
Lyon,  Bordeaux  verletzt'-),  zurück  trotz  der  Steuern,  die  man 
ihnen  verpfänden  wollte,  und  die  aides  extraordiimires  und  die 
dem  Klerus  auferlegten  Zehnten  und  Kontributionen  waren 
noch  nicht  zur  Verfügung.  In  dieser  bedrängten  Lage  wandte 
sich  Franz  1.  auf  Anraten  seines  Kanzlers  an  seine  leistungs- 
fähigste Stadt,  an  Paris. 

In  einem  Erlasse  vom  2.  Sept.  1522*5)  gab  er  seinen  Be- 
auftragten Vollmacht,  eine  Rente  in  Höhe  von  25000  1,  die 
einem  zehnfachen  oder  noch  mehrfachen  Kapitale  entsprechen 
sollte,  zu  verkaufen  und  sie  auf  bestimmte  ihm  zufallende  Ab- 
gaben in  Paris,  nämlich  die  Gebühren  der  Schlächterei  von 
Beauvais,  die  Gefälle  bei  dem  A'erkaufe  von  Wein,  Fischen 
und  Schlachtvieh  innerhalb  der  Stadt  mit  Einschluss  des  Vor- 
ortes St.  Laurentius,  sowie  beim  AVeiuverschleisse  anzuweisen. 
Die  angesehensten  Bürger  und  Beamten  aus  allen  Teilen  von 
Paris  wurden  nach  dem  königlichen  Palaste  beschieden,  um 
mit  dem  Bevollmächtigten  des  Königs  wiegen  der  Aufbringung 
der  gewünschten  250000  l  in  Unterhandlung  zu  treten.  Auf 
der  ersten  Versammlung  kam  man  zu  keinem  Ergebnis.  Auch 
auf  den  folgenden,  die  nacheinander  einberufen  wurden,  auf 
denen  die  Beauftragten  ihre  Forderungen  herabsetzten  und 
nur    noch  200000   l  gegen    dieselbe    Rente   von   25000  l  ver- 


■^j  Ehrenberg:  I,  p.  291.     Leider  ist  über  die  Sicherlieiten,  die  rnaa 
den  Fremden  für  ihre  Darlelm  gab,  nichts  bekannt.    ' 
")  Vollständig  abgedruckt  bei  Vührer:  I,  p.  429  ti'. 
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laugten,  den  Zinsfuss  also  auf  12\, .>"/(,  erliohten.  und  auf  denen 
der  König  feierlich  versprecluMi  Hess,  dass  er  alle  eingegangenen 
A'erpflichtnugen  getreulich  halten  werde,  zeigte  sich  wenig 
Neigung  zum  Abschliiss  des  Geschäftes.  Man  traute  dem 
Könige  nicht  recht,  da  es  oft  genug  vorgekommen  war,  dass 
man  den  Geldleihei'n  Einnahmen  für  ihre  Renten  angewiesen 
hatte,  die  bereits  verpfändet  waren,  und  dass  sie  ihrer  Zinsen 
verlustig  gingen,  soweit  die  Einnahmen  schon  von  dem  ersten 
Gläubiger  in  Anspruch  genommen  wurden.  Man  machte  daher 
allerlei  Ausflüchte  und  schützte  namentlich  vor,  dass  man  in 
der  kurzen  bewilligten  Zeit  unmöglich  die  200000  von  den 
reichen  Einwohnern  zusammenbringen  könne.  Der  König 
wollte  zu  den  bereits  angebotenen  Einnahmequellen  noch  andere 
als  Pfänder  hinzufügen  und  hob  ausdrücklich  die  alte  Be- 
stimmung auf,  wonach  sich  Beamte  an  keinem  Kaufe  und 
keiner  Paclitung  in  ihrem  Bezirke  beteihgen  durften";,  um  zu 
der  Anleihe  noch  weitere  Kreise  heranzuziehen.  Aber  alles 
war  umsonst,  da  scldug  man  vor,  die  Rente  der  Stadt  Paris 
in  corpore  zu  verkaufen,  ihrem  Magistrate  die  volle  Verfügungs- 
gewalt über  die  als  Sicherheit  gebotenen  Einnahme(|uellen  ab- 
zutreten und  ihm  die  Unterbringung  der  Anleihe  bei  den  ein- 
zelnen Geldbesitzern  zu  überlassen.  Der  Gedanke  fand  so 
lebhaften  Beifull,  dass  der  König  hoffen  durfte,  die  gewünschte 
Summe  in  kürzester  Zeit  und  zu  Bedingungen  zu  erhalten, 
die  über  Erwarten  günstig  waren.  Statt  zu  12V'.,  oder  10"',j 
verkaufte  die  Stadt  die  Rente  zu  8^/..  *'/o,  dem  damals  bei  ihren 
städtischen  Finanzoperationen  gebräuchlichen  Zinsfusse,  und 
um  die  16666  1  13  s  4  d  jährlicher  Rente  zu  bezahlen,  ge- 
nügten ihr  von  den  anfängUch  bestimmten  Einnahmen  die 
Abgaben  für  die  Schlächterei  von  Beauvais  und  den  Verkauf 
von  Schlachtvieh  und  die  Gebühren  für  den  Weinverschleiss 
in  dem  Greve  genannten  Stadtviertel  von  Paris.  Bis  zur  Rück- 
zahlung der  Anleihe  sollte  sie  volles  Eigentumsrecht  an  den 
abgetretenen  Einnahmequellen  haben  und  sie  nach  Belieben 
in  eigener  A'erwaltung  behalten   oder  ver]iachten  dürfen.    Dem 


')  Siehe  obeu  p.  19.    Isainbert:  I,  p.  '211  (1254). 


„Vorstelle!"  der  Kaufleute  iiiid  dtMi  Schöfteii"  winde  die  Cie- 
richtsl)arkeit  über  alle  in  Sachen  der  Steuein  und  Renten  sich 
crheheiuleii  Mcinuii.gsverschiedenlieiteii  und  Kla,s»en  übeitra<?en; 
ihre  Entscheidungen  sollten  mit  derselben  StriMige  geachtet 
werden,  als  wenn  sie  von  den  königlichen  Beamten,  den  elus, 
getroft'en  worden  wäi'en.  Den  letzteren  war  jeder  P'iingritT  in 
die  Verwendung  der  der  Stadt  verkauften  Einkünfte  untfM'sagt, 
von  einem  bestimmten  Tage  ab  sollten  alle  ihre  Anordnungen, 
ihre  Verpachtungen  und  sonstigen  Verfügungen  ausser  Kraft 
ti'eten.  Endlich  wurde  im  voraus  jeder  vom  Könige  oder  einem 
seiner  Nachfolger  den  jetzigen  Bestimmungen  zuwiderlaufentle 
Befehl  für  ungültig  eiklärt.  In  einer  zweiten  ITrkunde  vom 
10.  Okt.   1522  wurde  die  Anleilie  endgültig  geregelt.^) 

Erst   14  Jahre  später  erfolgte  eine  zweite  ßentenemission 

in    der    Weise    wie    1522.      Für    eine  Anleihe   von    lOOUOO  1 

gingen  die  1522  übrig  gelassenen  Abgaben  des  AVeinversclileisses 

und    des  Fischhandels    unter    denselben    Bedingungen    in    den 

Besitz  der  Stadt  über.    1537  erhob  der  König  durch  die  Ver- 

mittelung  der  Stadt  eine  weitere  Anleih(^  in  H()he  von  2000001. 

deren  Renten    aus    denselben    Einnahmen    b(^zahlt  wurden  wie 

die  beiden  vorhergehenden.    In  den  Jahren  1544 — 154(J  wurden 

noch    435000   1    aufgenommen    und    zu    ihrer   Verzinsung    die 

ertragreichen  Steuern  füi'  den  Tuchgrossverkauf,  A\"einverschleiss 

und  Weingrossverkauf  in  der  Stadt  und  auf  dem  platten  Lande 

des  Steuerbezirkes  Paris  abgetreten.    Bei  dem  Tode  Franz's  I. 

betrug   das    Kapital   der   Schulden    für   die   reutes  snr  riiutel- 

de-ville- de -Paris     etwa     eine    Million.       Unter    Heinrich    IL 

(1547 — 1559),  der  seinem   Vater  an  Kriegslust  gleichkam  und 

ihn    an   Verschwendungssucht    übertraf,    und    unter    Franz  11. 

(1559 — 1560)  erreichte  diese  Summe  in  43  Anleihen  die  Höhe 
von  rund  7^0  Millionen.'^) 

Der  Hergang  jeder  einzelnen  Emission  zerfiel  in  zwei 
Abschnitte,  von  denen  der  erste  sich  zwischen  dem  König  und 
der  Stadt  und  der  zweite  zwischen  der  Stadt  und  den  einzelnen 


*)  Vührer:  I,  p.  48.")  ff. 
«)  Caiiwes:  IX,  p.  8:32  ff. 
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Geldbesitzern  abspielte.  Von  dem  erstereu  ist.  weil  er  den 
Charakter  eines  öffentliclien  Ereignisses  trug,  mehr  bekannt 
als  von  dem  letzteren,  dessen  Kenntnis  nur  durch  einige  zu- 
fällig erhaltene  Dokumente  möglich  geworden  ist. 

Der  Abschluss  des  ganzen  Geschäftes  vollzog  sich  in  den 
alten  schwerfälligen  Formen  des  Kaufes.  Der  König  ver- 
kaufte an  die  Stadt  gegen  ein  bestimmtes  Kapital  gewisse  Ein- 
künfte seiner  Domänen  unter  „Vorbehalt  des  ewigen  Rück- 
kaufes." Bis  zur  Rückerstattung  der  erhaltenen  Summe  traten 
alle  Wirkungen  des  vollzogenen  Kaufes  in  Kraft.  Dass  man 
sich  vollständig  in  der  Auffassung  von  der  Anleihe  als  einem 
Kaufe  bewegte,  geht  aus  dem  ersten  Zwiespalte  hervor,  der 
sich  zwischen  König  und  Stadt  erhob.  Die  Einnahmen  wurden 
vor  der  Abtretung  auf  die  Höhe  ihrer  Erträge  abgeschätzt. 
Als  nun  durch  günstige  Umstände  sich  Überschüsse  ergaben, 
beanspruchte  sie  der  König  mit  der  Begründung,  dass  er  die 
Einnahmen  nur  bis  zu  einem  bestimmten  Ertrage  verpfändet 
habe.  Dagegen  macht  die  Stadt  geltend,  dass  diese  ihr  über- 
lassen seien  „pour  en  faire  et  disposer  comme  de  leur  propre 
chose  et  heritage".  Ebenso,  wie  sie  die  fälligen  Renten  aus 
eigenen  Mitteln  hätte  bestreiten  müssen,  wenn  sich  Fehlbeträge 
ergeben  hätten,  müssten  ihr  die  Überschüsse  zukommen*').  Nach 
langem  Streite  behielt  sie  Recht,  musste  aber  dafür  auch  alle 
Folge  tragen.  So  musste  sie  unter  anderem,  den  Pächtern 
der  erworbenen  Einkünfte,  wenn  sie  durch  Krieg  oder  andere 
Unglücksfälle  geschädigt  wurden,  Nachlass  in  den  Pachtzinsen 
gewähren  und  die  dadurch  entstehenden  Ausfälle  bei  Bezahlung 
der  Renten  aus  anderen  Quellen  zu  decken, suchen.^")  Später 
wurde  es  ihr  überhaupt  zur  Pflicht  gemacht,  eigene  Domänen 
zur  regelmässigen  Befriedigung  der  Rentengläubiger  subsidiär 
zu  verpfänden,  zumal  dann,  wenn  zur  Verzinsung  einer  Anleihe 
eine  ausserhalb  von  Paris  betindhche  Einnahmequelle  über- 
wi(>sen  wurde. ^^) 


ö)  Caiiwes:  IX,  p.  115. 
1'')  Caiiwrs:  IX,  p.   1-29. 

")  Als  sich  Parisl.")?!  wo  ihiii  zur  Bezaliliiug  clcrRenti'U  die  Abgaben 
von  dein  Drogenhandel  in  Marseille  angewiesen  wurden,  der  \'erpriichtung 
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Die  I'berscliUsse  verwandte  die  Stadtverwaltung  in  der 
Regel  zum  Rückkaufe  von  Rentenbriefen.  Sie  glaubte,  auf 
diese  Weise  sicli  am  Itesten  den  Kicdit  Ijei  den  Gläubigern 
zu  erhalten,  und  dann  wollte  sie  sich  selbst  vor  der  Versnchung 
bewahren,  auf  die  Mehrerti'äge  neue  Renten  zu  verkaufen,  weil 
dadurch  die  älteren  ans  densellasn  Fjinnahinen  zehrenden  v(T- 
hältnismässig  an  AVert  und  Sicherheit  eiubüssten.'-j  Mitunter 
wich  man  doch  von  diesem  Grundsatze  ab.  Als  1552  sich 
Paris  von  einem  feindlichen  Überfalle  bedroht  sah,  verkaufte 
die  Stadt,  um  rasch  die  nötigen  Mittel  zur  Verteidigung  zu- 
sammenzubringen, Renten  auf  die  Mehreinnahmen  aus  den 
Verpachtungen  der  Schlachtviehverkaufsabgabe.  Ebenso  war 
schon  zwei  Jahre  früher  eine  Anleihe  des  Königs  auf  die 
Überschüsse  der  Salzsteuerverpachtung  fundiert  worden.  Es 
war  das  eigentlich  wider  Regel  und  Ordnung  gewesen,  denn 
wenn  der  König  die  Salzsteuer  bereits  verkauft  hatte,  so  konnte 
er  bei  Aufnahme  einer  neuen  Anleihe  nicht  die  Überschüsse 
einer  Einnahme  verkaufen,  an  denen  ihm  gar  kein  Recht  mehr 
zustand.  Doch  hatte  die  Stadt  in  diesen  Ijesonderen  Fall  ein- 
gewilligt, weil  sie  sonst  hätte  Einnahmequellen  ausserhalb  von 
Paris  annehmen  müssen,  da  die  innerhalb  ihres  Bereiches  an- 
scheinend schon  alle  verpfändet  waren,  und  sie  über  die  aus- 
wärtigen ihre  Rechte  nicht  in  demselben  Masse  geltend  machen 
konnte.^^)  Allerdings  musste  sie  sich  doch  schon  ein  Jahr 
darauf  zur  Annahme  der  Salzmagazine  von  Senlis.  Creil,  Melun, 
Beauvais,  Montereau  u.  a.  verstehen,  da  ihr  die  Regierung  für 
eine  Anleihe  von  (390000  1  keine  anderen  Einnahmequellen 
anbieten  konnte.     Sie  durfte   hier   nur  eine   gewisse  Kontrolle 


entziehen  wollte,  erging  sofort  ein  königl.  Betehl  .  .  .  qu'ilz  ne  facent 
aulcune  dit'iiculte  d'y  obliger  la  Ville  purement  et  siiupleiuent  comuie  es 
anltres  rentes  qui  ont  este  cy  devant  vendues  ;i  lad.  Ville  sans  y  faire 
autre  restriction  ny  modification :  Cauwes  X,  p.  434. 

'■-)  Eine  Versammung  der  Bürger  erklärte  155G  dem  Könige:  „qiie 
de  bailler  lesdits  deniers  provenant  desdits  plus  valeurs  destinees  et 
obligees  au  rachatz  des  rentes  constituees  snr  lesdites  fermes  serait  le 
grand  dommage  dudit  seigneur  et  interest  de  ladicte  ville  .  .  .  Cauwt-s: 
IX,  p.  84.5. 

'')  Cauwes:  IX,  p.  848. 
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der  Venvaltung  ausüben,  denn  die  Einkünfte  gingen  nicht  wie 
in  Paris  in  ihren  vollen  Besitz  über,  sondern  die  Anweisungen 
für  die  Renten  lauteten  auf  eine  feste  Höhe  des  Ertrages.  Die 
Überschüsse  blieben  dem  Könige:  er  konnte  auf  sie  die  Renten 
von  neuen  Anleihen  anweisen. 

In  diesen  Fällen  erschien  die  Stadt  Paris  nur  noch  als 
Vermittlerin  der  Zahlungen  der  Regierung  an  die  einzelnen 
Gläubiger.  Ihre  Verantwortung  wurde  dadurch  nicht  geringer. 
Sie  musste  immer  Klarheit  über  den  Wert  der  einzelnen  An- 
weisungen zu  behalten  suchen:  nur  so  konnte  sie,  eine  regel- 
mässige Zahlung  der  Renten  gewährleisten  in  Zeiten,  in  denen 
es  für  Paris  allein  über  100  Fonds  gab,  von  denen  immer  nur 
einer  zur  Bezahlung  einer  Rente  diente.  Xiu'  so  vermied  sie 
endlose  Prozesse  der  Gläubiger,  die  daraus  entstanden,  dass  der- 
jenige, welcher  seine  Rente  einem  ai]dereu  abtrat,  diesem  auch 
für  pünktliche  Zahlung  verantwortlich  war. 

Schärfer  noch  als  zwischen  dem  Könige  und  der  Stadt 
erscheint  der  Auleihevertrag  als  Kauf  bei  dem  Abschlüsse  der 
Stadt  mit  den  einzelnen  Besitzern.  Die  Stadt  gab  nicht  selbst 
Schiddentitel  aus,  wie  es  heute  geschieht,  sondern  jedes  ein- 
zelne Darlehn  erforderte  eine  besondere  Urkunde,  die  durch 
zwei  Notare  ausgefertigt  und  dem  Darleiher  übergeben  wurde. 
Jede  enthielt  genaue  Angaben  über  den  Verkauf  des  Kapitals, 
über  die  dafür  zu  beziehende  Rente  und  über  die  Einnahme- 
quelle, aus  der  sie  bezahlt  werden  sollte.  Für  jedes  Darlehn 
haftete  also  ein  ganz  bestimmtes  Pfand,  und  nicht  selten  war 
noch  ein  bestimmter  Rückkaufsfonds  genannt. ^^j  AVie  man 
heute  die  einzelnen  Serien  einer  Emission  unterscheidet,  so 
sonderte  man  damals  die  einzelnen  Titel  jeder  Serie. 

Die  Ausstellung  der  Rentenbriefe  durch  Notare  machte 
diese  zu  Namenspapieren,  die  nicht  anders  als  vor  Gericht 
weiter  verkauft  werden  konnten.  Den  Winkeladvokaten  war 
die  Aufsetzung  von  Rentenverträgen  verboten.  Die  Stadt  be- 
nützte zu  Zeiten  dieses  Verbot,  um  einen  Druck  auf  die  Kapi- 


*)  Cauwfes:  IX,  p.  856. 
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talisteii  auszuüben.  Sie  erhöhte  die  Provision  der  bereclitigten 
Notare,  wenn  diese  Privath3ute  bestiraniten,  ihr  Gehl  statt  in 
privaten   Renten   bei  der  Stadt   anzvde,ü:en.''') 

Die  bei  (b>r  Kompliziertheit  (h^s  ganzen  Verfahrens  imuicr- 
liin  hohen  Kosten  der  Kentenkonstitutionen  deekte  man  auf 
die  Weise,  dass  man  l)ei  der  Abiieterung  (h>r  Summe  an  die 
königliche  Kasse  einen  Teil  zurückbehielt  und  statt  1200000  1 
im  Jahre  1561  z.  ß.  nur  1160000  1  abgab  oder  statt  250001 
— 26000  1  Rente  verkaufte. i-^)  Trotz  ihrer  Höhe  waren  die 
Kosten  immer  noch  geringe)',  als  wenn  man  sich  der  Vermitte- 
lung  von  Bankiers  bediente.  Man  suchte  sie  noch  mehr  herali- 
zusetzen,  indem  man  eine  Zeit  lang  nur  Kapitalien  annahm, 
deren  Renten  mindestens  10  1  betrugen.  Doch  ging  man  später 
wieder  von  diesem  Grundsatze  al),  um  auch  weniger  reichen 
Klassen  die  Teilnahme  an  Anleihen  zu  ermöglichen,  bis  mau 
seit  1556  alle  Renten  unter  10  1  wieder  zurückzukaufen  suchte, 
weil  die  Zahlungen  zu  verwickelt  wurden.  Die  Rentner  brauch- 
ten nicht  ihren  Sitz  in  Paris  zu  haben,  und  um  die  Erhebung 
ihrer  Reuten  ihnen  zu  erleichtern,  hatte  man  diese  auf  die 
ihnen  zunächst  liegenden  verpfändeten  Einnahmen  angewiesen, 
und  der  betreffende  Einnehmer  gab  statt  des  Rentenbetrages 
die  dafür  erhaltene  Quittung  an  Paris  in  Zahlung.  Dadurch 
entstand  ein  verwickeltes  Buchwesen,  aus  dem  oft  genug  die 
grössten  Verwirrungen  hervorgingen. 

Im  Grunde  genommen  boten  diese  rentes-sur- Thotel-de 
ville  nichts  Neues  gegenüber  den  Anleihen,  die  Paris  für  seine 
eigenen  Zwecke  sonst  machte.  Der  Fortschritt  lag  darin,  dass 
der  Kredit  einer  Stadt  in  den  Dienst  des  Staates  gestellt 
wurde,  und  dass  sich  aus  dem  Verschmelzen  und  dem  Zu- 
sammenwirken von  städtischen  und  staatlichen  Elementen  all- 
mählich ein  Staatskredit  herausbildete.  Der  Prozess  zog  sich 
das  ganze  16.  Jahrhundert  hin  und  im  Verlaufe  desselben  verlor 
Paris  die  Selbständigkeit,  mit  der  es  anfangs  die  Auleihe- 
operationeu  ausgeführt  hatte,  und  wurde  zu  einem  bloss  ver- 
mittelnden Orgaue.      Die    Herabdrückung    der    Städte    in    die 


'■^'j  Fontanon:  I,  p.  540. 
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Stellung  von  Werkzeugen  für  die  Kegierung  bei  Ausübung  der 
Herrschaft    zeigte    sich   auch   auf  dem  Gebiete   der  Anleihen. 

1522  hatte  der  König  die  gewünschten  Summen  nur  da- 
durch zu  erhalten  vermocht,  dass  er  auf  alle  Einmischung  iu 
die  Massnahmen  der  Stadt  verzichtete.  Diese  besass  infolge 
ihres  geregelten  Haushaltes  und  ihrer  solidarischen  Haftung 
auswärtigen  Gläubigern  gegenüber  das  Vertrauen  der  Ka])i- 
talisten,  sodass  sie  mit  Leichtigkeit  den  verlangten  Betrag  er- 
hielt, zumal  die  Anlage  in  städtischen  Renten  die  sicherste 
und  in  der  damaligen  Zeit,  abgesehen  von  der  Beteiligung  am 
Handel,  fast  die  einzige  war.  Durch  die  Erfolge  der  Stadt 
liess  sich  der  König  mehrmals  bestimmen,  geplante  Zwangs- 
anleihen in  Stadthausanleihen  nach  dem  Muster  der  ersten 
umzuwandeln.^*')  Aber  er  ertrug  die  damit  verbundene  x\uf- 
gabe  der  Selbständigkeit  in  Finanzsachen  nur  ungern  und  seine 
Geldnot  trieb  ihn  zu  stärkerer  Ausnützung  des  Kredits  der 
Stadt,  als  es  diesem  gut  war.  So  entspann  sich  ein  Kampf, 
in  welchem  der  König  die  Stadt  ihrer  Selbständigkeit  zu  be- 
rauben suchte  und  die  Stadt  dem  eifrig  widerstrebte. 

Heinrich  H.  befahl  bei  seinem  Regierungsantritt  die  An- 
leihe von  1522  zurückzukaufen,  was  auch  geschah,^')  Aber 
er  sah  sich  doch  ausser  Stande,  ohne  den  Kredit  der  Haupt- 
stadt durchzukommen,  und  er  schloss  mit  ilirer  Hilfe  nicht 
weniger  als  43  neue  Anleihen  ab.  Er  zog  seit  1551  zu  ihrer 
Fundierung  auch  die  so  wichtige  Salzsteuer  heran,^*^)  Trotz- 
dem musste  er  zu  Zwangsmassregeln  greifen.  Die  Notare 
durften  nur  noch  Rentenverträge  für  die  königlichen  Anleihen 
aufsetzen  und  1553  erschien  das  Edikt,  welches  alle  Häuser- 
renten (rentes  foncieres)   für  ablösbar  erklärte. ^'*)     Die   Eigen- 


")  Cauwes:  IX.  j).   117. 

'^  Vührer:  I,  p.  2(). 

^'*)  Cauwes:  IX,  p.  846. 

1")  Isambert:  XIII,  p.  359.  Schon  1441  war  die  Ablösbarkeit  der 
Stadt  Paris  als  Privileg  verliehen  (^FoJitanon  I.  p.  ö-i'd)  und  von  Franz  I. 
1539  (Isamb.  XII,  645)  für  das  ganze  Land  ohne  die  besondere  Be- 
stimmung von  1553  ausgesprochen  worden. 
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tiimer  der  belasteten  Grundstücke  sollten  das  einer  Rente  von 
5  "/o  entsprechende  Ka))ital  an  den  EinnelinKM-  dei-  Stadt  und 
dieser  es  weit(M'  an  den  lc(lni,i>'liclien  Schatz  jihfidircii.  Die 
Stadt  erhielt  Geti-änke-  und  Salzsteuern  angewiesen,  aus  denen 
sie  den  Gläubigern  Renten  in  Höhe  von  S ''._,'*„  statt  wie  bis- 
\\vv  von  (5-/3%  bezahlte.  Sie  trat  zu  ihnen  jetzt  in  dasselbe 
\'erhältnis,  in  dem  die  Grundstücksbesitzer  zu  ihiuMi  gestanden 
hatten.  Doch  fand  das  Edikt  grossen,  meist  passiven  AVider- 
stand.  Mitunter  musste  sich  die  Stadt  dazu  verstellen,  die 
Zinsen  für  Anleihen,  die  der  Kcinig  bei  einzelnen  grossen 
Persönlichkeiten  und  Baidviers  gemacht  hatte,  in  Renten 
auf  das  Stadthaus  zu  bezahlen,  ohne  dass  ihr  immer  die  ent- 
sprechenden Garantien  dafür  übertragen  wurden.-")  Dann 
wieder  verlangte  der  König,  dass  die  Stadt  vor  seiner  Rech- 
nungskammer Rechenschaft  ablege,  obwohl  ihr  volle  Selbstän- 
digkeit in  Sachen  der  Renten  ausdrücklich  zugebilligt  worden 
war,-')  oder  er  ernannte  einen  besonderen  Beamten  für  die 
Gemeiudegelder,  dessen  ßeseitignng  der  Stadt  erst  gegen  eine 
Geldzahlung  gelang."-') 

Noch  stärker  war  das  Streben  der  Regierung,  Paris  aus 
seiner  Selbständigkeit  zu  verdrängen  unter  Karl  IX.  (15G1  — 1574) 
und  Heinrich  III.  (1574 — 1589).  Die  Versuche  des  Magistrats, 
dahin  zu  wirken,  dass  die  Anleihen  immer  ..aus  der  Hand, 
und  ohne  Zwang-  statttinden  sollten,  hatten  immer  weniger 
Erfolg.--)  Es  wurde  einfach  befohlen,  die  verlangten  Summen 
,.an  gemünztem  Gelde,  an  Gold-  und  Silbergeschirr,  an  Gold- 
ketten und  allen  anderen  Arteir'  aufzubringen.-^)  Wo  das 
nicht  schnell  genug  geschah,  mussten  Reiche  das  Geld  vor- 
schiessen,  denen  es  die  Stadt  aus  den  Rentenkonstitutionen 
wieder  zurückzugeben  hatte.  Vollständig  verlor  dann  Paris 
seine  Stellung,  als  ihm  1579  die  Rechtsprechung  in  den 
Renteuangelegenheiten   nicht  mehr  zuerteilt  wurde. -^) 


■^0)  Cauwes:  IX,  p.  853. 
-•)  Cauwes:  IX,  p.  850. 
-')  Cauw&s:  X,  p.  424. 
23)  Cauwfes:  X,  p.  425. 
2*)  Cauwes:  X,  p.  443. 
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Entsprechend  dem  Drucke  von  oben  her  verfuhr  die  Stadt- 
verwaltung mit  den  Angeliörigen  ihres  Gemeinwesens.  Der 
Übertiuss  an  feste  Anlagen  suchenden  Kapitalien  war  ver- 
schwunden. 1536  hatte  noch  eine  Anzahl  Bürger  der  Stadt 
freiwillig  100000  1  als  Darlehn  für  den  König  angeboten,--^) 
1566  beschwerte  sich  die  Stadt  darüber,  dass  infolge  der  zu 
häufigen  Rentenkonstitutionen  der  Handel  zu  leiden  beginne.-*^) 
Man  uiusste  bereits,  um  die  vom  Könige  gewünschten  Anleihen 
aufzubringen,  mit  Zwangsmitteln  gegen  die  Reichen  einschrei- 
ten. Man  Hess  sie  nach  ihrem  Vermögen  abschätzen  und  ver- 
anlasste sie,  seiner  Höhe  entsprechende  Renten  zu  kaufen. 
AVo  sich  Widerstand  zeigte,  wurde  zu  Gewaltmassregeln  ge- 
griffen. Die  Abschätzung  wurde  verdoppelt  und  vervierfacht, 
und  den  immer  noch  Widerstrebenden  wurden  Exekutions- 
soldaten in  das  Haus  gelegt.-')  Doch  gelang  es  der  Stadt 
nicht  zu  verhindern,  dass  der  König  auch  hier  immer  tiefer 
in  die  Beziehungen  zu  den  einzelnen  (jUiubigern  eindrang. 
Während  sonst  der  Stadteinnehmer  der  receveur  de  la  ville 
die  erste  Person  in  der  Finanzverwaltung  der  Stadt  gewesen 
war,  der  die  Zahlungen  aus  den  Händen  der  Pächter  erhielt 
und  an  die  Rentner  weiter  vermittelte,  und  er  als  Herrn  nur 
die  Stadt  über  sich  hatte,  wurden  seit  1575  neben  ihm  zwei 
Kontroleure  bestellt,-'*)  die,  von  der  Regierung  ernannt,  die 
städtische  Finanzverwaltung  in  eine  gewisse  Abhängigkeit  vom 
Staate  brachten.  Schon  vorher  hatte  eine  neue  Art  von  An- 
leihen stattgehabt,  die  zunächst  zur  Rückzahlung  von  Schulden 
bestimmt  gewesen  waren,  aber  im  Laufe  der  Entwickelung  zu 
einem  Bestandteile  der  Stadthausrenten  wurden;  bei  ihnen  er- 
schien die  Stadt  Paris  noch  mehr  als  bisher  bloss  als  aus- 
führendes Organ  der  Regierung.    Es  waren  die  rentes  du  clerge. 

Als  Heinrich  IL  1559  stai'b.  stand  dem  Einkounnen  des 
Staates    von    jährlich     15    Millionen     eine     Schuldenlast    von 


-^)  Vührer:  1,  p.   17. 
26)  Cauwt^s:  X,  p.  422. 
-')  Cauwfes:  X,  p.  427. 
2S)  Cauw&s:  X,  p.  443. 
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4()  Millionen  gegenübor.-'")  Mit  dei-  Abhilfe  gegen  dieses 
Defizit  beschäftigten  sich  die  in  Pontoise  versammelten  Stände. 
Sie  schlugen  grössere  Sparsamkeit  besonth-rs  im  Hofstaate  des 
Königs  vor.  Doch  halfen  dieses  und  andere  Mittel  wie  eine 
Neuordnung  der  Steuererhebung  nur  wenig,  es  maclite  sicli 
die  Schaffung  von  neuen  Abgaben  notwendig, ^^)  um  die  Schul- 
den wenigstens  zum  Teil  abtragen  zu  können. 

Auf  der  Versammlung  der  Generalstände  in  Fontainel)leau 
1561  entlud  sich  der  ganze  Grimm  der  AuAvesenden  über  die 
schweren  Steuerlasten  gegen  den  Stand,  der  bisher  den 
finanziellen  Angelegenheiten  des  Staates  immer  etwas  fern  ge- 
blieben war.  die  Geistlichkeit.  Diese  hatte  gewöhnlich  nur 
ihre  dons  gratuits  geliefert,  die,  alle  fünf  Jahre  neu  beschlossen 
und  neu  bewilligt,  erst  seit  1532  zu  einer  regelmässigen  Leistung 
geworden  waren,  während  sie  sonst  steuerfrei  blieb. -^'j  Der 
dritte  Stand  und  der  Adel  verlangten  jetzt  Aufliebung  der 
geistlichen  Gerichtsbarkeit,  Einziehung  der  Kirchengüter,  aus 
deren  Erlöse  die  Pensionen  der  ihrer  Güter  beraubten  Geist- 
lichkeit und  die  Schulden  des  Staates  bezahlt  werden  sollten. 

Der  König  suchte  diese  Strömung  zu  benützen,  indem  er 
dem  erschreckten  Klerus  versprach,  seinen  Einfluss  zu  seinem, 
des  Klerus  Schutze,  bei  den  Generalständen  geltend  zu  nuichen. 
wenn  man  ihm  eine  jährliche  Subvention  von  2^  o  Millionen  1 
gewähre.  Xach  einigem  Handeln  und  Feilschen  kam  am 
21.  Okt.  15G1  der  Vertrag  von  Poissy  zu  stände.  In  ihm  ver- 
pflichtete sich  die  Geistlichkeit,  durch  jährliche  Zahlung  von 
1600000  1  innerhalb  6  Jahre  dem  Staate  ein  Kapital  von 
9600000  1  zu  überlassen  ,,pour  etre  employe  au  rachat  des 
domaines  aides  et  gabelles  alienees  par  le  roy  dans  les  pro- 
viuces."  Und  ferner  verpflichtete  sich  die  Geistlichkeit,  nach 
Ablauf  der  6  Jahre  auf  10  weitere  Jahre  (1567  — 1577)  die 
Renten  des  Pariser  Stadthauses  mit  einer  jährlichen  Zahlung 


''j  Picot:  n,  p.  223  tf. 

30)  Picot:  II,  p.  (31. 

^')  Forbonnais:  I.  p.  59. 
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von  630000  1  zu  verzinsen  nnd  dergestalt  zu  amortisieren, 
dass  nach  Ablauf  des  zweiten  Termins  die  Renten  des  Stadt- 
hauses getilgt  und  die  verkauften  Einnahmequellen  wieder  zur 
Verfügung  des  Königs  frei  geworden  wären.  Doch  kam  es 
soweit  nicht.  Gleich  der  erste  Artikel  der  Abmachung  wurde 
vom  Könige  nicht  eingehalten.  Anstatt  mit  den  1600000  l 
die  Schulden  in  der  Provinz  zu  tilgen,  belastete  er  das  neue 
Einkommen  mit  neuen  Renten,  die  sich  nach  Ablauf  des 
Kontraktes  1567  auf  494000  1  beliefen.  Das  waren  die  ersten 
rentes  du  clerge. 

Der  Klerus  hatte  den  ersten  Teil  seiner  Yerptlichtungen 
erfüllt;  wie  sollten  die  neuen  Reuten  bezahlt  werden,  wenn 
seine  Leistungen  aufhörten?  Der  König  versuchte,  den  Vertrag 
auf  weitere  10  Jahre  zu  verlängern,  indem  er  den  Klerus  von 
seiner  zweiten  Verpflichtung  entbinden  wollte.  Dieser  ging  darauf 
nicht  "in.  und  man  einigte  sich  schliessHch  dahin,  dass  der 
König  die  494000  1  Renten  in  der  Provinz  übernahm  und  sie 
aus  seinen  Einkünften  aus  den  domaines,  aides.  gabelies  be- 
zahlte, während  die  Geistlichkeit  den  zweiten  Teil  des  Ver- 
trages von  Poissy  ausführte,  d.  h.  die  Stadthausreuten  in  Paris 
bezahlte  und  in  10  Jahren  den  Rentengläubigern  ein  Kapital 
von  7  560000  1  zurückerstattete. 

Zur  Erfüllung  der  eingegangenen  Verpflichtungen  besteuerte 
sicli  der  Klerus  selbst  mit  1300000  1.  Er  hatte  damals  das 
grösste  Interesse  daran,  den  Sieg  des  katholischen  Königtums 
über  die  Hugenotten  herbeizuführen.  Ihm  lag  weniger  daran, 
den  König  schuldenfrei  zu  machen,  als  die  Mittel  für  den 
Krieg  zu  schaffen.  Er  drückte  daher  beide  Augen  zu.  als 
der  König  die  Summen  ilirem  ursprünglichen  Zwecke  entzog, 
und  unterstützte  ihn  noch  bei  seinem  Vorhaben.  Auf  das 
Amortisationskapital  Avurden  wieder  Anleihen  aufgenommen, 
und  die  Tilgung  der  Stadthausrenten  unterblieb.  Man  schi'ieb 
die  Renten  wieder  um,  die  Kirche  bezahlte  die  494000  1.  und 
der  Jvönig  konnte  die  auf  diese  ^Yeise  entlasteten  Steuer- 
kräfte anderweitig  verwenden.  So  waren  im  Verlaufe  von 
10  Jahren    die   Subventionen    des  Klerus   mit    1202000  1  be- 
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lastet.  Zum  Glückü  vurstaiiel  dieser  sich  zur  Knieueruiig  des 
Vertrages,  er  verpflichtete  sich,  auch  ferneihiu  IHOOOOO  1  an 
die  Staatskasse  zu  liefern.  Der  Kontrakt  wunh'  iiHer  10  .Inhre 
erneuert,  und  er  hildete  fernerhin  den  Fond,  aus  dem  die 
rentes  du  clerge  flössen. 

Von  jetzt  ab  liefen  zwei  Gruppen  von  Renten  nebenein- 
ander her.  die  rentes  du  roi,  die  aus  den  fiskalischen  Ein- 
nahmen, und  die  rentes  du  clerge,  die  aus  den  Subventionen 
der  Geistlichkeit  bezahlt  wurden.  Bald  hatte  die  eine  Gruppe, 
bald  die  andere  das  Übergewicht.  Der  Magistrat  hatte  die 
Anleihen  auf  die  Subventionen  des  Klerus  nur  mit  Wider- 
willen vermittelt,  denn  er  konnte  über  die  vielköpfige  Geist- 
lichkeit niemals  denselben  Einfluss  gewinnen  wi(^  über  den 
König.  Bis  zum  Jahre  1574  wuchs  das  Schuldeidvapital  bei 
dem  Stadthause  von  Paris  um  mehr  als  16  Millionen  an,  für 
die  eine  jährliche  Rente  von  IBOOOOO  1  zu  entrichten  war. 
d.  h.  Karl  IX.  musste  am  Ende  seiner  Regierung  melir  als 
doppelt  soviel  bezahlen  als  Franz  L,  Heinrich  II.  und  Franz  II. 
zusammen  für  aufgenommene  Anleihen  bezahlt  hatten.  Nur 
ein  Teil  der  Renten  war  sicher,  nämlich  der,  welcher  aus  den 
Einnahmen  des  Königs  zehrte.  Bedenklich  stand  es  dagegen 
von  Anfang  an  mit  den  auf  die  Leistungen  des  Klerus  fundierten 
Renten.  Die  Geistlichkeit  vemiochte  nicht  die  22,6  Millionen  1 
(96000001  nach  dem  Vertrage  von  1561  und  13000001)  1  nach 
der  Vereinbarung  von  1567)  aus  eigenen  Mitteln,  aus  den  welt- 
lichen Einkünften,  den  Temporalien  aufzubringen.  Auch  der 
Erlös  von  dem,  was  sie  verkaufte,  reichte  nicht  aus.  Sie 
machte  deshalb  Anleihen  bei  der  Stadt  Paris,  wozu  der  König 
seine  Erlaubnis  gab,  obwohl  er  sich  den  Pariser  Markt  am 
liebsten  für  seine  eigenen  Anleihen  frei  hielt.  Die  rentes  du 
roi  und  rentes  du  clerge  verschmolzen  zum  Teil  miteinander, 
seit  1567  gab  es  auch  rentes  mixtes,  die  auf  Leistungen  des 
Klerus  und  auf  domaniale  Einkünfte  zugleich  angewiesen  waren. 

Obwohl  die  Einnahmen  der  Geistlichkeit  unter  den  Kriegen 
nicht  schwerer  gelitten   hatten    als    die  des  Könicrs.    begannen 
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ihre  Subventionen  bald  nicht  mehr  regelmässig  einzugehen. 
Da  man  aber  auf  sie  immer  wieder  Renten  verkaufte,  so  kam 
es  so  weit,  dass  der  Einnehmer  1574  seine  Zahlungsunfähigkeit 
für  die  rentes  du  clerge  erklären  musste.^-j  Man  gestattete 
ihm,  die  fehlenden  Summen  aus  den  Überschüssen  der  übrigen 
Einnahmen  7ai  decken  und  so  wurden  langsam  auch  die  soliden 
rentes  du  roi  mit  in  das  Verhängnis  hineingezogen.  Seit  1582 
fingen  auch  bei  ihnen  die  Unregelmässigkeiten  und  Stockungen 
in  den  Zahlungen  an.  Der  Stadt  war  verboten,  irgendwelche 
Zw'angsmassregeln  gegen  den  weltlichen  Besitz  der  Geistlich- 
keit auszuführen,  und  sie  sah  sich,  um  allen  Anforderungen 
zu  genügen,  veranlasst,  die  Salzsteuer  zu  erhöhen.  Die  Un- 
ordnung steigerte  sich,  als  die  Regienmg  1577  zum  ersten 
Male  ein  Drittel  der  fälligen  Renten  beschlagnahmte  und  diese 
Gewalttätigkeit  in  den  folgenden  Jahren  immer  häufiger  beging. 
Heinrich  lU.  stellte  sich  zwar  dann  auf  die  Seite  der  Stadt 
und  gestattete  ihr  die  Exekution  gegen  die  Temporalien,  so 
dass  sich  der  Klerus  zur  Weiterzahlung  der  Zinsen  verstand, 
und  er  griff  auch  später  noch  mehrere  Male  zu  ihren  Gunsten 
ein,  indem  er  die  Stadthausrenten  durch  den  Vertrag  von 
1577  gegen  Unregelmässigkeiten  seitens  des  Klerus  sicherte, 
aber  die  politischen  Unruhen  im  Lande  Hessen  es  zu  keiner 
gesunden,  von  Erschütterungen  freien  Entwickelung  kommen: 
die  1588  in  Blois  versammelten  Stände  fanden  das  ganze 
Finanzwesen  des  Staates  in  wilder  Verwirrung  vor. 

Die  Schulden  bei  dem  hotel-de-ville  von  Paris  beziÖerteu 
sich  damals  auf  41  Millionen,  wofür  jährlich  3'  ^  Millionen 
Renten  bezahlt  werden  mussten.  Doch  war  das  noch  ein 
geringer  Betrag  im  Vergleich  zu  den  294  Millionen,  die  sich 
aus  Anleihen  in  anderen  Städten  als  Paris  und  bei  Privat- 
leuten ergaben. 


Cauw&s:  X,  p.  4(j2. 
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Die  schwebenden  Schulden. 

Paris  nahm  als  Hauptstadt  Frankreichs  natnrgemäss  dii^ 
erste  Stelle  bei  den  Finanzoperationen  seiner  Könige  ein  und 
überragte  durch  die  Höhe  der  bei  ihm  aufgenommenen  An- 
leihen die  übrigen  Städte  des  Landes  weit.  Doch  zogen  die 
Könige  oft  genug  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  des  Staates 
auch  diese  heran.i)  Über  die  Formen,  in  der  das  geschah, 
liegen  fast  gar  keine  Nachrichten  vor.  Vielleicht  erhob  man 
bei  den  Städten  Zwangsanleihen,  vielleicht  verpfändete  man 
ihnen  auch  Einnahmen,-)  die,  wenn  das  Darlehn  nicht  zurück- 
gezahlt wurde,  in  dem  Besitze  der  Stadt  blieben.  Ein  Unter- 
schied gegen  Paris  scheint  aber  immer  darin  bestanden  zu 
haben,  dass  die  anderen  Städte  nicht  wie  dieses  die  ver- 
pfändeten Einnahmen  vollständig  in  ihren  Besitz  übernehmen 
und  mit  den  Mehrerträgen  lientenbriefe  zurückkaufen  konnten, 
sondern  dass  sie  nur  eine  bestimmte  Höhe  des  Ertrages  an- 
gewiesen erhielten. 3) 

Ausser  diesen  städtischen  Anleihen  schloss  aber  die  Krone 
ganz  selbständig  solche  mit  einzelnen  Geldleuten,  partisans,  ab. 
Mau  überwand  allmählich  die  Scheu  vor  dem  von  der  Kirche 
verbotenen,  verzinslichen  Darlehn.  Während  sich  früher  die 
Zinsen  unter  besser  klingenden  Worten  wie  dons,  aümones 
verbargen  oder  gleich  bei  der  Lieferung  der  Geldsumme  vom 
Gläubiger  in  Abzug  gebracht  wurden,  heisst  es  schon  1437 
in  einem  Briefe  Karls  YIL,  in  dem  er  Aufti'ag  zu  einer  An- 
leihe gibt:  „ledit  emprunt  devant  etre  recouvre  et  restitue 
avecque  les  frais  et   interets."^)      Grösseren    Umfang   aber  ge- 


1)  Vührer:  I,  p.  20  u.  26. 

2)  Cauwes:  IX,  p.  118. 
'')  Cauwes:  IX,  p.  848. 
*)  Cauwfes:  IX,  p.  103  n. 
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wannen  die  verzinslichen  Darlehn  unter  Franz  I.  und  Heinrich  11,, 
bei  dem  Tode  des  letzteren  hatten  sie  schon  eine  Höhe  von 
nicht  weniger  als  15  Millionen,  Sie  bildeten  für  das  Land 
eine  drückende  Last,  denn  sie  erforderten  eine  \'erzinsung 
von  16%,  die  sich  bei  Einschluss  der  Verluste  auf  TTechsel- 
geschäfte  und  die  gerade  in  jener  Zeit  sich  stark  fühlbar 
machende  Entwertung  des  Geldes  unter  umständen  auf  23  % 
hoben,'^)  Mitunterstellte  die  Krone  dann  einfach  ihre  Zahlungen 
ein;  und  die  grosse  Unsicherheit,  in  der  sich  die  Geldleiher, 
zumeist  Oberdeutsche  und  Italiener,  mit  ihren  Forderungen 
befanden,  veranlasste  diese,  Garantien  zu  verlangen.  Der 
König  musste  ihnen  Pachtungen  von  Steuern  abtreten,  ohne 
dass  über  die  Dinge  etwas  Näheres  bekannt  ist.  Die  beste 
Gewälir  für  regelmässige  Zahlung  der  Zinsen  bot  den  Aus- 
ländem die  ewige  Geldverlegenheit  der  Könige,  denen  daran 
gelegen  sein  musste,  sich  das  Vertrauen  der  Geldmächte  zu 
erhalten.  Das  Volk  hegte  gegen  die  fremden  Blutsauger  einen 
furchtbai-en  Hass,  „Sie  werfen  sich  in  unser  Land  mit  der 
Feder  hinter  dem  Ohre  oder  mit  dem  Degen  an  der  Seite, 
sonst  besitzen  sie  nichts,  wissen  aber  damit  ungeheure  Reich- 
tümer zu  gewinnen,"  klagten  die  1577  in  Blois  versammelten 
Stände,  Man  schritt  damals  auch  gegen  sie  ein,  erschwerte 
ihnen  den  Handel,  die  Errichtung  von  Banken  und  die  Zu- 
lassung zu  den  Amtern,  aber  man  konnte  ihre  Geschicklich- 
keit und  ihre  Kapitalien  im  Finanzwesen  nicht  entbehren. 
Bis  zu  den  lieformen  SuUys  maclite  die  Krone  immer  wieder 
mit  ihnen  Geschäfte  und  die  alle  Volkskraft  ruinierende  dette 
exigible  (im  Gegensatz  zu  der  dette  iion  exigible,  der  fundierten 
Schuld)  blieb  bestehen. 

Einen  ergiebigen  Markt  fanden  die  Könige  für  ihre  privaten 
Anleihen  seit  der  Mitte  des  16,  Jahrhunderts  in  Lyon,  Diese 
zweite,  in  der  Mitte  des  Verkehrs  nach  Italien  gelegene  Haupt- 
stadt Frankreichs,    hatte    frühzeitig    einen    mächtigen   Handel 


■')  Ehrenber,:? :    I,  p.  203,    aus  dem    überhaupt    das   meiste   des  hier 
behaudolteu  Gc^-enstandes  stammt. 
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lH>rausg(.'l)ildet,  in  dessen  Mittelpnnkt  der  (J(>ld-  nnd  Wechsel- 
liandel  stand.  Die  Könige»  bemühten  sich,  ihn  dnrch  alle  niög- 
liehen  Privil(>j,Men  nnd  Kicilieitcn  /u  l)ef(')rdern.  Doch  machten 
sie  vor  14()i^  keine  grüssei-(Mi  (jesehäfte  anf  diesem  Mar-kte. 
Kleinere  verzinsliche  Darlelm  ,.ä  perte  et  interets"  wnrden 
sofort  /urückgezahlt,  erst  Karl  YlII.  nahm  eine  grössere  An- 
leihe anf,  für  die  er  14*7()  he/ahlen  mnsste.  An  Ansdehnnng 
gewannen  die  verzinslichen  Darlehn  dnrch  die  Tätigkeit  des 
Kardinals  Tiirnon.")  Er  überredete  Franz  I.,  nm  von  allen 
Seiten  Kapitalien  nach  Fraidvreich  zu  ziehen,  in  Lyon  eine 
Bank  zu  gründen  und  von  jedermann  Geld  gegen  8  *'/„  Zinsen 
anzunehmen.  Der  Plan  hatte  Erfolg;  italienische,  deutsche 
und  französische  Kaufleute  fanden  sich  ein,  um  ihr  Geld  an- 
zulegen. „Grosse  Anstrengungen  werden  gemacht,  heisst  es 
in  einem  zeitgenössischen  Berichte,  um  Geld  zu  erlangen ;  denn 
während  hier  in  Lyon  und  an  anderen  Plätzen  Leute, 
die  flüssige  Kapitalien  besitzen,  ebenso  wie  Wittwen  und 
AVaisen  ihr  Geld  bei  Banken')  niederlegen  gegen  5 — 8  *'/„ 
Zinsen,  will  jetzt  der  König  dies  alles  haben  und  verspricht 
zu  dem  Zwecke  10  ^'/o  Zinsen.-'^)  Mit  den  Schuldverschreibungen 
des  Königs  wurde  starker  Handel  getrieben,  sie  wurdiMi  mit 
3  pro  Messe,  d.  h.  12%  verzinst.-')  Die  jeweilige  politische 
Lage  und  die  Regelmässigkeit  der  Zinszahlungen  bewirkten 
ein  starkes  Schwanken  der  Kurse;  zuweilen  stieg  der  Kredit 
des  Königs  so,  dass  er  den  Zins  erniedrigen  konnte.  In  der 
Regel  aber  musste  er  das  doppelte  des  im  kaufmännischen 
Verkehre  üblichen  Prozentsatzes  bezahlen.  1553  betrug  die 
Summe  der  in  Lvon  auf  diese  Weise  aufgenommenen  Schulden 


6)  Büdinus:  p.  1042. 

^)  Unter  Banken  sind  die  nach  dem  Muster  der  italienischen  montes 
pietatis  errichteten  Spar-  oder  Versicherungsanstalten  zu  verstehen. 
Man  legte  dort  Geld  an,  um  es  nach  einer  bestimmten  Zeit  um  ein  ge- 
wisses Vielfache  vermehrt  wieder  abzuheben.  Die  montes  aerarii  liehen 
gegen  Pfand  und  geringen  Zins  (5  ^/y)  an  Arme  kleinere  Summen  aus. 
Bodinus:  p.  1040. 

*)  Ehrenberg:  II,  p.  87.  ' 

■')  Ehrenberg:  II,  p.  96. 
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1463375  Kronen.-  ..Davon  tut  der  Interesse  oder  don,  jede 
Mess  zu  4*^/0  gerechnet,  ungefähr  58535  Kronen-'. ^''j  jeden- 
falls eine  gewaltige  Summe,  von  der  noch  dazu  ein  grosser 
Teil  ins  Ausland  ging. 

Eine  interessante  Operation,  die  in  vieler  Beziehung  Ähn- 
lichkeit mit  den  Konsolidationen  und  Konversionen  der  modernen 
Staaten  aufweist,  vollführte  die  Krone  im  Jahre  1555,  als  sie 
neue  Kapitalien  brauchte.  Der  König  erbot  sieh,  alle  bis 
dahin  aufgenommenen  Anleihen  in  Zukunft  mit  16  *^  ^  zu  ver- 
zinsen, wenn  sie  alle  zu  einer  gleichartigen  Masse  zusammen- 
gelegt, konsolidiert  würden,  und  man  ihm  dazu  eine  neue  An- 
leihe von  der  Höhe  eines  Drittels  der  bisherigen  Anleilien 
bewillige.  Ausser  den  4  **/q  Zinsen  aber  AvoUte  er  jede  Messe 
noch  1  ",0  als  Amortisationsrate  bezahlen,  so  dass  die  Schuld 
in  41  Messen  getilgt  worden  wäre.  In  dem  grand  parti,  wie 
der  Darlehnsvertrag  genannt  wurde,  war  zum  ersten  Male  ein 
förmlicher  Tilgungsplan  mit  Zinseszinsrechnung  aufgestellt,  der 
für  den  König  den  Vorteil  besass,  dass  er  in  41  Messen  für 
100  Kronen  Kapital  nur  204  Kronen  an  Kapital  und  Zinsen 
zurückzuzahlen  brauchte,  während  er,  wenn  er  in  dem  ganzen 
Zeiträume  auf  das  volle  Kapital  4  "^/^  pro  Messe  bezahlte,  dann 
264  Kronen  zu  bezahlen  gehabt  hätte.  Auch  das  Prinzip  der 
öffentlichen  Subskription  kam  zur  Anwendung:  die  Anleihe 
sollte  für  alle  Menschen,  welche  Seiner  Majestät  Geld  leihen 
wollten,'^)  zugänglich  sein.  Sie  zahlten  ihr  Geld  bei  dem 
Generaleinnehmer  in  Lyon  ein  und  empfingen  dafür  Schuld- 
verschreibungen. Für  die  Zahlung  der  Zinsen  und  Amorti- 
sationsraten wurde  ein  besonderer  Beamter,  der  „receveur  du 
don  gratuit"  ernannt,  der  in  jeder  Messe  die  Gesamtsumme 
von  der  Finanzverwaltung  in  Empfang  nahm  und  sie  an  die 
einzelneu  Interessenten  verteilte.  Das  Unternehmen  hatte  den 
grössten  Erfolg.  „Jedermann  lief  herbei,  um  sein  Geld  in 
dem  grand  parti  anzulegen  bis  herunter  zu  den  Dienstboten. 
Die   Frauen    vcikauften    ihren    Schmuck,    die    Wittwen    gaben 


■0)  Ehrenberg:  II,  p.  103. 
1')  Bodimxs:  p.  1043. 
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ihre  Renten  hin,    um    sich    an    dem  grand  parti  zu  beteiligen. 
Kurz  man  lief  dorthin,  als  wenn  das  Feuer  dort  sei." 

Schon  6  Jahre  früluM-,  1548  hatte  Heinrich  11.  in  Paris 
ein  ähnliches  Institut  zu  errichten  gesucht,  wie  es  s(>in  Vater 
in  Lyon  getan  hatte.  Aber  er  hatte  mit  dem  Oedankcii  wenig 
Anklang  gefunden.  Die  Stadt  l(>hute  ab  mit  der  Begründung, 
dass  eine  solche  Schöpfung  mit  der  Ordnung  der  heiligen 
Kirche  in  Widerspruch  stehe,  dass  der  Handel  leide,  wenn 
die  Hüssigen  Kapitalien  nur  auf  der  Bank  aufgespeichert 
würden,  und.  es  gefährlich  sei,  wenn  ein  fremder  Bankier  den 
ßeichtum  oder  die  Armut  der  Häuser  kenne.  Eine  solche 
Bank  habe  mit  den  bei  ihr  ani;esammelten  Geldern  die  Mög- 
lichkeit in  der  Hand,  Waren  aufzukaufen  und  die  Preise  nach 
Belieben  zu  bestimmen,  „was  eine  grosse  Last  für  das  ganze 
Volk  und  den  vollständigen  Ruin  des  Handelsstandes  bedeuten 
würde."'-)     Der  Plan  blieb  infolgedessen  unausgeführt. 

Der  Erfolg,  den  die  Regierung  mit  dem  Gedanken  des 
grand  parti  in  Lyon  gehabt  hatte,  hielt  nicht  lange  an.  schon 
im  folgenden  Jahre  schloss  sie  wieder  Anleihen  mit  einzelnen 
Personen  oder  Konsortien  von  Geldleuten  ab.  Das  Vertrauen 
zu  der  Gewissenhaftigkeit  und  Leistungsfähigkeit  der  Krone 
war  immer  noch  so  gross,  dass  einzelne  der  Anleihen  noch 
die  Höhe  einer  Million  überschritten.  Aber  1557  erfolgte 
der  Lmschlag.  Durch  die  foi-tdauernden  Kriege  waren  die 
königlichen  Finanzen  vollständig  erschöpft;  als  der  Termin  zur 
Zahlung  von  450000  1  für  Zinsen  und  Amortisationen  der 
Lyonneser  Schulden  herankam,  da  mussten  die  Beauftragten 
des  Königs  den  Agenten  der  „fremden  Nationen"  erklären, 
dass  man  nicht  zahlen  könne,  dass  man  vielmehr  eine  neue 
Anleihe  aufzunehmen  gedenke.  Die  Zinsen  und  Amortisations- 
raten wurden  zum  Schuldenkapitale  geschlagen.  Es  war  ein 
regelrechter  Bankrott  der  Krone,  der  Kredit  war  dahin,  die 
fremden   Kaufleute    schlugen   jedes   Ersuchen    um    Gewährung 


12;  Cauwes:  IX,  p.  109. 


-      64     — 

neuer  Vorschüsse  glattweg  ab,^''^)  Der  König  musste  sich  in 
seiner  bedrängten  Lage  wieder  an  seine  Untertanen  wenden, 
bei  denen  er  auch  die  gewünschte  Hilfe  fand.  Auf  einer  Ver- 
sammlung der  Stände  in  Paris^^)  übernahm  von  den  geforder- 
ten drei  Millionen  die  Geistlichkeit  eine,  der  dritte  Stand  die 
beiden  anderen,  während  der  Adel,  um  an  dieser  Bewilligung 
teilzunehmen,  durch  Kriegsdienste  und  Lösegelder  zu  sehr 
erschöpft  war.  Waren  schon  die  ordentlichen  Abgaben  nur 
unter  hartem  Druck  und  mit  Anwendung  gewaltsamer  Mittel 
aufzubringen  gewesen,  so  galt  das  noch  vielmehr  von  den 
ausserordentlichen.  Das  Landvolk  verliess  in  Scharen  seine 
AVohnsitze,  um  den  unerträglichen  Lasten  zu  entgehen. ^•^) 

Seit  dem  Bankrott  von  1557  vollzog  sich  eine  innere  Um- 
wandlung der  schwebenden  Schuld,  der  dette  exigible.  Sie 
näherte  sich  in  ihrem  Charakter  immer  mehr  der  fundierten 
Schuld,  der  dette  inexigible.  Schon  unter  den  Nachfolgern 
Heinrichs  IL  Hessen  sich  die  beiden  Gruppen  nicht  mehr 
recht  trennen.  Die  Gläubiger  der  dette  exigible  wurden  vor- 
sichtiger, sie  Hessen  sich  neben  hohen  Zinsen  reelle  Sicher- 
heiten geben,  oft  wurden  sie  auch  vom  Könige  dazu  veranlasst, 
dass  sie  ihre  Forderungen  in  Stadthausrenten  umwandelten. 
Wenn  dem  Könige  eine  Anleihe  auf  dem  Stadthause  von  Paris 
zu  langsam  einging,  Hess  er  sich  die  fehlende  Summe  von 
einem  Finanzmanne  vorschiessen.  Dieser  durfte  dann  sein 
Guthaben  wieder  einziehen,  indem  er  unter  der  Vermittelung 
der  Stadt  Paris  auf  die  ihm  verpfändete  Einnahme  au  einzelne 
Kapitalisten  Reuten  verkaufte.^")  Ein  ähnlicher  Vorgang  spielte 
sich  ab,  wenn  sich  ein  Gläubiger  trotz  eines  erhaltenen  Pfandes 
nicht  recht  sicher  fühlte  und  er  seine  Forderung  an  den  Köuig 
der  Stadt  Paris  verkaufte,^')  indem  er  ihr  seine  Anweisung 
auf  eine  Einnahme  überwies,    auf  welche   die  Stadt  ihrerseits 


'■')  Ehrenberg:  11,  p.  ItÜ. 
")  Picot:  11,  )).  r)ff. 
")  Ranke:  Fr.  G.  I,  p.  102. 
^'')  Caiiwes:  X,  p.  430. 
^')  Cauwes:  X,  p.  451. 
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wicck'i-  Kc'iiIl'U  vcrknut'tc.  In  Ijeidcii  Fällen  trat  also  die  Stadt 
als  Gläubiger  an  die  Stelle  von  einz(dnen  Pecsoneii,  und  auf 
diese  Weise  wui'deii  die  urspriinglicli  nur  leMH)orar(Mi  Anleilien 
/u  fundierten,  zu  dettes  perpetuelles.  Schon  im  Jahre  157(> 
schätzte  der  Erzbischof  von  Lyon  die  Höhe  der  auf  dii^  fundierten, 
soliden  Schulden  ,,aufge})fro])ften"  Darlehiie  auf  7  Millionen  1''') 
und  eine  Komuiission  schlug  vor,  ({ue  rechcr(;he  füt  faite  des 
i"(Mites  lual  constituees,  denn  sie  g(>fäliixh^ten  die  alten  auf  den 
Grundlagen  von  1022  verkauften  Renten.  DiM'  Magistrat  von 
J-^iris  halte  über  die  Foiuls  di(\ser  Renten  nicht  die  Gewalt 
wie  über  die  vollständig  in  seinen  Besitz  übergegangenen.  Er 
musste  sich  auf  die  Gewissenhaftigkeit  der  Regi(n'ung 
verlassen,  die  ihm  die  Summen  aus  den  verpfändeten  Ein- 
nahnuMiuellen  übergab  und  ihm  an  diesen  hochsttuis  ein  Recht 
der  Kontrolle  zugestand.  iJ(^shall)  sträubte  er  sich  auch  ge- 
wöhnlicli  gegen  die  Übernahme  von  solchen  Anleihen,  wurde 
aber  immer  durch  Drohungen  des  Königs  zum  Xachgeben  ge- 
zwungen. Er  konnte  es  nicht  verhindern  trotz  der  Sorgfalt, 
mit  der  er  das  Rentenw(\s(ui  übej-wachte.  dass  auch  die  rentes 
sur  rhötel  unter  dem  Elend  des  Bürgerkrieges  gegen  Ausgang- 
Heinrichs  HI.  mit  litten,  er  musste  selbst  einmal  die  zur  Zah- 
lung der  Renten  bestimmten  Beträge  ihrem  Zwecke  entziehen, 
,.uni  das  Getreide  zu  bezahlen,  welches  man  in  der  otient- 
liclien  Not  hatte  kommen  lassen.""')  Doch  blieb(Mi  das  ver- 
einzelte Fälle.  Die  Stadthausrenten  befanden  sich  in  so  guter 
Verwaltung,  dass  sie  den  ein/igen  Teil  der  Schuhhui  bildeten, 
dv\'  von  den  Refonnen   Sullvs  nicht   betroffen  wurde. 


»)  Picot:  III,  p.  17. 
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Die  Reformen  Sullys. 


Durch  die  Misswirtscliaft  und  die  Kriege  des  16.  »Jahr- 
hunderts war  Fraiikreicli  hei  der  Thronbesteigung  Heinrichs  IV. 
an  den  Rand  des  Bankrotts  geraten.  Unter  den  andauernden 
ReUgionskämpfen  hatte  das  Land  furchtbar  gelitten.  Acker- 
hau und  Hanchd  waren  ins  Stocken  geraten  und  alle  mate- 
riellen Hilfskräfte  aufs  äusserste  erschöpft.  Was  der  Krieg 
übrig  gelassen  hatte,  das  hatten  die  Grossen  aus  dem  aus- 
gesogenen Ijande  erpi'esst,  indem  sie  sich  ihre  Ti'eue  von  (hu' 
hin-  und  herschwankenden  Regierung  mit  Geld  bezahlen  Hessen. 
Mit  dem  Amterverkauf  war  schamlos  gewirtschaftet  worden, 
die  V(n'schwendungssucht  Heinrichs  111.,  der  hierin  alle  seine 
Vorgänger  übertraf,  und  der  fortwähi'ende  Bedarf  an  Kapi- 
talien trieben  den  Staat  immer  wieder  in  die  Arme  von 
fremden  Geldleuten,  die  durch  Pachtungen  die  Erliebung  der 
Steuern  in  ihre  Hände  brachten  und  ihi-e  Vorschüsse  mit  dem 
gi'össten  Gewinne  wiedei'  einzubringen  suchten.  Währ(Mid  das 
Volk  verarmte,  stieg  auf  der  anderen  Seite  der  Luxus  am  Hofe 
und  in  der  Hauptstadt  in  erschreckender  \V(üse.  Lm  ihm 
fröhnen  zu  k(»nneii,  hatt(*  nmn  Domänen  verschleudert,  die 
besten  Ein  nah  inen  geg(Mi  Darlehn  in  fremde  Gewalt  gegeben, 
und  man  sah  sich  ausser  Stande,  sie  wieder  einzulösen.  Das 
Wenige,  was  dem  Staate  noch  zur  Verfügung  stand,  ging  noch 
7,u  einem  Ij'ile  durch  die  Bestechlichkeit  den'  Beamten  und 
durch  die  infolge^  des  Mangels  an  jinler  Kontrolle  in  den 
Finanzen    eingerissem^   Unordnung  vorloren.') 

Wohl  waren  die  Einnahmen  (h^s  Staates  durch  Einführung 
neuer  Steuern  wie  dei-  ci'U(>s  de  taille  unter  Franz  I.  und  des 
taillon  unter  Heinrich  11.  ginvaltig  gewachsen.  Am  Anfang!^ 
<les  .lahrhunderts  hatten    sie    unter   Ludwiu'  Xll.   etwa   7'  .,  Mill. 
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bdtraiici),  l)i'i  ilcni  'Vodr  Kraiiz's  I.  IT)  IT  warm  sie  auf  14  his 
15  Millionen  i^estiegen;  unter  Hciniidi  11.  eri'eMchten  sie  1557 
die  Höhe  von  18  Alillionen  niul  ir)74  erj^aben  sie  die  Sunnne 
von  etwa  21  MillioniMi.  Nachdem  sie  dann  untei'  Heinrich  111. 
zeitweilig  bis  auf  31  Millionen  a,ng(>wachs(Mi  wai'en.  b(>liefen 
sie  sich  am  Ende  des  .laliihnnderts  auf  etwa  2:5  Millionen.-) 
von  denen  1(3  Millionen  aus  der  taille.  die  übrigen  7  aus 
anderen  Gefällen  hervorgingen. 

Diesen  EinnaliTuen  stand  Ih^^h  ein(^  Schuldenlast  von  nicht 
weniger  als  294  \/.,  MillioiuMi  g(>geuüber,  denen  eine  jährliche 
Zinsiudast  von  etwa  1()  Millionen  entsprach,  so  dass  für  die 
laufenden  Ausgaben  der  Regierung  nur  7  Millionen  übrig 
blieben.  Man  schuldete  an  die  Königin  von  England  für  die 
Unterstützung  an  Trupptui  und  Geld  während  des  Krieges 
über  7  Millionen,  an  die  Generalstaateu  aus  denselben  Gründen 
über  92^  .3  Mill.  Deutsche  Fürsten  uiul  S("»ldnerfülirer  hatten 
für  ihre  Dienste  über  14\o  Millionen,  die  Schweizer  an  ihi'en  ge- 
w{)hnlichen  Jahrgeldern  fast  39  Millionen  zu  fordern.  Dazu  traten 
Gehälter.  Pensionen.  Soldzahlungen  in  Höhe  von  G\ ._,  Millionen. 
mit  denen  man  rückstäiulig  geblieben  war  und  die  man  einst- 
w^eilen  verzinste.  Au  Städte.  Gemeinden,  einzelne  Privatleute 
war  uum  Bezahlung  von  Ijieferungen  während  des  Krieges 
schuldig,  diezusauHueu  eine  Summe  von  28\'.2  Millionen  darstellten. 
Etwa  12  Millionen  waren  von  dem  Könige  einzelmui  Personen  als 
besondere  Zahlungen  bestimmt  worden;  32  Millioiuui  hatte  die 
Bewilligung  von  Summen  an  Städte  und  Provinzen  für  ihre 
Unterwerfung  unter  die  Botmässigkeit  des  Kcinigs  notwemlig 
gemacht  und  endlich  waren  für  etwa  15U  Millionen  Domänen 
verpfändet  worden. '') 

Unter  diesen  Umständen  l)edui-fte  es  dringend  durchgreifen- 
der Massregeln,  um  den  zerrütteten  Finanzverhältnissen  wieder 
aufzuhelfen,  und  Heinrich  IV.  konnte  wohl  schwerlich  eine 
geeignetere   Persönlichkeit   zur  Regelung   derselben   finden    als 


'■)  Forbonnais:  I,  p.  53.  , 
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Siilly,  den  besten  und  mit  Ausnahme  Colberts  einzigen  Minister 
J^Vankreiclis,  der  mit  Umsiclit  und  Glück  zugieieli  die  Finanzen 
seines  Vaterlandes  geleitet  hat. 

Mit  verschiedenen  Mitteln  suchte  man  gegen  die  be- 
stehende Finanznot  Abhilfe  zu  schaffen.  Eine  Notabeinver- 
sammlung von  1597  hoffte  durch  Einführung  einer  neuen  Steuer, 
des  sol  pour  livre,  oder  der  pancarte,  deren  Ertrag  sie  auf 
5  Millionen  schätzte,  und  die  man  schon  früher  einmal  als 
ayde  de  douze  deniers  pour  livre  erhoben  hatte,^;  die  jährliche 
Einnahme  auf  30  Millionen  1  steigern  zu  können,'')  Um  sie 
der  Bevölkerung  annehmbarer  zu  machen,  sollten  alle  seit 
1585  errichteten  Zölle  an  den  Eingängen  von  Städten  und 
Provinzen  abgeschafft  werden.  Doch  hatten  die  Notabelu  bei 
ihrem  Gedanken  nicht  mit  dem  bei  Erln^bung  solcher  Steuern 
üblichen  Betrug  gei-echnet,  auf  den  sie  Sully  aufmerksam  machte. 
Fn  der  Tat  gelangten,  wenn  man  den  Angaben  SuUys  Glauben 
schenken  darf,  von  den  erhofften  5  Millionen  kaum  eine  in 
den  königliclien  Schatz.  Andere  Mittel  waren  Niederlegung 
von  überflüssigen  Festungen,  Einrichtung  von  besserer  Rech- 
nungsführung, die  Sondernng  der  Einkünfte:  es  sollte  scharf 
geschieden  werden,  was  zur  Bestreitung  der  Bedürfnisse  de& 
Hofes,  des  Staates,  des  Krieges  gehörte.  Hiervon  wollte  man 
die  Einkünfte  aljsondern,  welche  bestimmt  Avaren,  zur  Deckung 
der  Schulden  zu  dienen.  Der  König  sollte  durchaus  nichts 
daraus  für  andere  Bedürfnisse  entnehmen  können.")  Alles 
dieses  nahmen  di(>  Notabt>ln  mit  Freuden  an,  dagegen  lehnten 
sie  einen  anderen  Gedanken,  der  allein  die  erwünschte  Hilfe 
bringen  konnte,  die  durchgreifende  Reduktion  der  Renten- 
schuhh'n  ab.  Dieses  Vorhaben  scheiterte  an  dem  Widerstände 
der  a,nii'eseh(Mien  Leut(\  die  ihr  Geld  bei   dem  Staate  ang(>legt 


•*)  Fontanon:  II,  p.   '>3i  prrainljulo. 
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h.'ittiMi  uiul  au  (ItT  Zahlung  der  Rente  keinen  Hrllcr  i'allen 
lassen  wolllen.  In  dicsiMii  Znstand(^  dvv  Din.üc  trat  nun  dei- 
grosse  Finauzmann  ilw  Zeit,  der  Herzog-  von  Sull\  .  dem 
Könige  zur  Seite, 

Er  erkannte,  dass  die  Schäden  in  der  {"Mnanzvcrwaltung 
auf  zwei  l^rsaclien  zurückgingen,  auf  di(>  l^iiialiigkcit  der  An- 
gestellten lind  auf  den  absoluten  Manuid  an  jed(>r  Kontrolle. 
Seine  erste  Sorge  war  daher,  die  Erhebung  der  Stiniern  wied(M' 
in  seine  Hand  zu  1)t'k()ninien.  An  dieser  nahmen  nielit  nur 
emv  grosse  Anzahl  von  französischen  Prinzen  und  Herreu 
teil,  sondern  Ausländer  wie  die  Königin  von  England,  einige 
deutsche  Fürsten,  die  Vertreter  der  vereinigten  Niederlande, 
der  schweizer  Kantone  und  der  Republik  Venedig  Hessen  die 
ihnen  verpfändeten  p]innahmequellen  auf  franzcisischem  Boden 
durch  ihre  Bevollniächtigten  zur  Verzinsung  ihrer  Forderungen 
ausbeuten.'')  I'nd  die  dem  Könige  gebliebemui  Einnahmen 
wurden  nicht  besser  verw^altet.  Die  Tresoriers  gaben  sie  gegen 
einen  billigen  Preis  an  die  Geueralpächter  ab,  welche  sie  wieder 
mit  einem  Zuschlage  an  Unterpächter  verpachteten.*^) 

Dadurch,  dass  Sully  die  Pächter  zwang,  ein  Verzeichnis 
der  Uuterverpachtungen  vorzulegen,  erfuhr  er  deren  Gewinne. 
Er  liess  jetzt  die  Zahlungen  der  Unterpächter  direkt  an  die 
Staatskasse  abführen  und  ordnete  an,  dass  die  Hauptpächter 
ihre  Zahlungen  alljährlich  bei  dem  Staatsschatze  in  Paris  er- 
heben, und  nicht  mehr  bekommen  sollten,  als  was  ihnen  auf 
Grund  der  Verpachtung  oder  Verpfändung  zustand.'')  Erst  als 
die  Beschwerden  und  Klagen  über  diese  Massregel  zu  heftig 
wurden,  bewilligte  er  ihnen  noch  600000  ecus  Zuschuss.  Alle 
Günstlingswirtschaft  war  aufgehoben,  die  Steuern  wurden  nur 
gegen  das  Meistgebot  vergeben.  Der  Erfolg  rechtfertigte  das 
ganze  Unternehmen  glänzend.  Um  nur  ein  Beispiel  zu  nennen, 
so  brachte  die  Patente  von  Languedoc,  eine  Aufläse  auf  Aus- 


')  Forbonnais:  I.  p.  28. 
*j  Forbonnais:  I.  p.  72. 
")  Forbonnais:  1,  p.  71. 
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fulir  von  Waren,  die  dem  Koiiuetable  von  Montraorency  für 
9000  ecus  überlassen  worden  war,  bei  einer  Xeiiverpachtung 
50000  ecus.i")  Durch  die  günstige  Verpachtung  der  Salzsteuer 
sah  man  sich  in  den  Stand  gesetzt.  540000  ecus  für  Rentenrück- 
stände zu  verwenden. ^1)  Um  eine  grössere  Sorgfalt  und  eine 
schärfere  Kontrolle  in  den  Einnahmen  und  Ausgaben  der 
Gelder  zu  erzielen,  veranlasste  Sully  durch  Versendung  von 
Ausfiillungsl)Ogen  die  Generaleinnehmer  zu  genauer  Führung 
von  Vi^rzeichnissen  kleinerer  Gefälle,  die  bisher  oft  genug  in 
die  Taschen  der  Angestellten  verschwunden  waren. ^-'j  Der 
in  den  letzten  Zeiten  eingerissene  Brauch,  dass  die  Einnehmer 
zugleich  die  Bezahlungen  besorgten,  wurde  beseitigt,  und  es 
wurden  besondere  Bezahler  (payeurs)  ernannt.  Den  Grossen, 
die  ohne  Erlaubnis  des  Königs  zu  ihrem  eigenen  Nutzen  Ab- 
gaben erhoben,  wurde  dieses  unter  Berufung  auf  einen  älteren 
Erlass  von  neuem  ausdrücklich  untersagt,'-'')  und  die  Gouver- 
neure und  Kommandanten  im  Lande  wurden  angewiesen,  sich 
wegen  Bezahlung  ihrer  Pensionen  und  Gehälter  an  den  Tresor 
in  Paris  zu  wenden. ^^)  Ohne  besondere  Anweisung  des  könig- 
lichen Konseils  durften  die  Einnehmer  nichts  bezahlen'^)  und 
vor  allem  wurde  ihnen  verboten,  die  zur  Bezahlung  der  Renten 
bestimmten  Gelder  zu  and(>ren  Zwecken  anzugreifen.'*')  Dann 
wurde  mit  den  zahllosen  Steuerhinterziehungen  aufgeräumt.  Eine 
Untersuchung  ergab,  dass  die  eins,  die  mit  der  Einziehung  der 
Steuern  beauftragten  königlichen  Beamten,  liäutig  die  ihnen 
bewilligte  Steuerfreiheit  genossen,  ohm^  die  1577  vorgeschriebene 
einmalige  Abgabe  bezahlt  zu  haben.'')  Ihnen  wurde  zum 
Ersatz  dafür  tlie  Leistung  einer  Ergänzungssteuer  auferlegt. 
Eine    andere  Massregel    bildete    die    neue  Umlage   der    taille. 


'")  Forbonnais:  J,  p.  71. 

")  Viihrer:  J,  p.  45. 

'-)  Forbonnais:  I,  p.   73. 

'•■')  Ordonnanz  von  14;3<)  (Ord.  XIII.  p.  30(5). 

1')  Vülirer:  I,  p.  41. 

^^')  Forbonnnis:   I,  p.  73. 

"0  Viihrer:  1,  p.  41. 

'")  Forbonnais:  I,  p.  43. 
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Nach  d(>ni  Gesetze  sollte  von  \\\v  nur  a(Ieli<>'e  Geburt  befreien, 
aber  im  l^aufe  der  Jahre  hatten  sich  noch  viele  Unberechtiijte 
ihi'  /u  mlziclicii  licwussl.  Fiine  ciii^chcnde  Priil'unii-  dcv  I)in<ije 
ergab,  dass  von  dem  Loskaul"  von  dcv  Steuer  nicht  weniger 
als  HOOOO  Pei'sonen  Gebranch  geiiiacht  hatten,  die  jetzt  zur 
Zahlung  wieder  mit    hei-angezogen   wei'den   konnten.'^) 

Allerdings  zeigten  sich  die  Wirkungen  der  Kefurnien  erst 
nach  einiger  Zeit,  und  zumal  am  Anfange  seiiu-r  Tätigkeit 
sah  sich  SuUy  öfters  gezwungen,  zu  Hilfsndttehi  zu  greifen, 
die  er  sonst  zu  nnt(n'di'ücken  strebte.  Um  die  zui'  Rück- 
(n'oberung  von  Annens  notwendigen  Summen  zu  beschaffen, 
musste  er  eiiu'  Anzahl  V(ni  Finanzäiutern  zu  drittjährigen  um- 
gestalten,'") (1.  h.  solchen,  deren  Inhaber  alle  drei  Jahre  zur 
Ausübung  ihrer  Tätigkeit  gelangten.  Er  musste  feriu^r  die 
Zahlung  der  Renten  für  ein  halbes  Jahr  aid'heben  und  von  dini 
Inhabern  verpfändeter  Domänen  ein  A'iertel  ^des  Jahresertrages 
einfordern.  Endlich  blieb  ihm  nichts  anderes  übrig,  als  ein(» 
Anleihe  im  Betrage  von  1200000  1  aufzumdimen.  di(>  in  zwei 
Jahren  zurückgezahlt  werden  sollte,  und  zu  deren  Verzinsung 
di(>  Salzsteuern  und  die  Abgaben  d(>r  cin(|  grosses  fei'mes-**} 
erhobt  wurden.-') 

Den  wichtigsten  Schritt  in  d(\r  AViederherstellung  des 
Staatshaushaltes  aber  tat  SuUy,  als  er  zur  Reduktion  der 
Renten  schritt,  die  die  Notabeinversammlung  einst  abgelehnt 
hatte.  Schon  1595  hatte  er  eine  flüchtige  Revision  d(>r  Renten- 
schulden vorgenommen  und  Ergebnisse  gehabt,  die  zu  einer 
Fortsetzung  des  Unternehmens  ermunterten.    Er  hatte  bem(>rkt, 

^8)  Picot:  m,  p.  299. 

")  Die  Ernennung  von  zwei  Personen  für  dasselbe  Amt  hatte  bereits 
Heinrich  II.  eingeführt. 

-")  Die  Bezeichnung  ciuq  grosses  fennes  rührte  daher,  dass  in  ein- 
zelnen Provinzen  die  in  sie  begrift'enen  Abgaben  fünf  grosse  Pachtungen 
bildeten.  Zu  ihnen  gcliörten  1.  les  droits  de  haut  passage  (Durchgangs- 
ziUle);  '2.  le  domaine  forain:  3.  rimpositiou  foraine  (Maiktzölle;;  4.  les 
droits  d'entree  sur  toutes  marchandises  (Eingangszölle);  5.  die  vorge- 
nannten Abgaben  in  Calais,  wo  sie  zu  einer  Pacht  vereinigt  waren. 

-')  Forbonmiis:  I,  p.  60. 
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dass  sich  eine  ganze  Reihe  der  Anweisungen  auf  Darlehn,  Ge- 
hälter, Pensionen  bezogen,  die  längst  zurückgezahlt,  l)eziehent- 
lich  erloschen  waren.  Zum  Teil  wurden  Reuten  von  völlig 
unberechtigten,  verdienstlosen  Leuten  bezogen,  zum  Teil  ge- 
schah dieses  auf  Grund  von  ungenügenden  Schuldverschrei- 
bungen, und  die  Staatskasse  wurde  so  ganz  offen  bestohlen.^'^) 
Obwohl  die  Prüfnng  in  aller  Eile  stattgefunden  hatte,  ergab 
sie  doch  öOOOOO  ecus,  welche  die  Einnehmer  auf  falsche  Titel 
bezahlt  hatten  und  die  sie  nun  dem  Staatschatze  wiedererstatten 
mussten. 

S(üne  hierbei  gemachten  Erfahrungen  vei-wandte  SuUy.  als 
er  im  Jahre  1604  eine  Kommission  einsetzte,  welche  sämt- 
liche Rentenforderungen  zu  prüfen  hatte.  Als  Leitfaden  bei 
diesem  AVerke  gab  er  ihr  ein  Reglement,-^)  in  welchem  er 
alle  Renten  in  21  Gruppen  unterbrachte  und  angab,  wie  mit 
den  einzelnen  verfahren  werden  sollte.  Von  vornherein  waren 
hierbei  di(^  rentes-sur-Fhotel-de-ville  d(^  Pai'is  ausgenommen, 
nachdem  sich  schon  1596  Paris  einer  Revision  auf  das 
energischste  widersetzt  hatte.-*)  Die  einzelnen  Rentenarten 
ei-fuhren  eine  verschiedene  Behandlung,  und  ihr  Schema  unter- 
scheidet fünf  Kategoi-ien. 

Zur  ersten  Kategoi-ie  gehörten  die  Renten,  die  man  ein- 
fach für  ungültig  erklärte  und  bei  denen  man  alle  schon  ge- 
zahlt(Mi  Zinsen  zurückverlangte. -■'•)  Davon  wurden  alh^  die 
Renten  betroffen,  welche,  nur  zum  Teil  mit  barem  Gelde  ge- 
kauft, infolge  alter  Rückstände  und  Pension(Mi  bewilligt  wordtMi 
waren;  ferner  bereits  konfiszierte  R(Miten.  die  aber  weiter  be- 
zahlt wui-den;  endlich  solche,  die  man  Städten  für*  die  von 
ihnen  gewährten  Darlehen  oder  als  Geschenke  und  Ersatz  für 
aufgegebene  Privilegien,  Steuerrechte  und  auferlegte  Lasten 
wi(>  F(>stuns^sbauten   aewährt   hatte. 


-■-)  Forbonnais:  1,  p.    12. 

2-^)  Sully:  Mem.  Yll,  p.  35  ff.  Forbonu.iis:  I,  p.  110  ff.  luit  das 
Eegleinent  abgedruckt,  dabei  aber  die  dritte  Gruppe  ausgelassen. 

2')  Vüln-er:  I,  p.  4:5. 

-■'■)  „arreragos  per^us  sujet  n  restitution."  Zu  dieser  Gruppe  gehören 
die  Sully:    Meni.  VIL  p.  8ö  unter  Ziffer    IG,  18,  Ifl   angeführten  Renten. 
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|)i('  /weite  l\;iti'U()iie  uiiil'nsstc  solche  Keilten,  die  man 
ciiitacli  für  erloschen  erklärte,  hei  (h'iien  man  ahei'  von  (h-r 
Wiedererstattuiiii'  <h'r  erhaltenen  Zinsen  ahsah.-'')  Hier  kamen 
alle  (li(^  ßonteii  in  Betracht,  bei  deren  Kauf  die  gesctzliclieii 
Vorschriften  nicht  l)eohachtGt  wordcMi  wai"(Mi,  und  solche,  welche 
von  Justiz-  lind  anderen  B(>aniteii,  trotzdem  ihnen  die  für 
ihre  Kaufstellen  ffezahlteii  Summen  zurückgesehen  worden 
waren,  weiter  erhohen   wurden. 

In  der  dritten  Kategorie  Ix'faiiden  sich  die  Renten,  l)ei 
<leneii  man  das  Kapital  zurückzahlte,  ahei'  den  lix'rschuss 
der  hisher  erhaltenen  hohen  Zinsen  von  der  zurückzuzahlenden 
Summe  abzog.-')  Bei  ihnen  hatt*^  man  Renten  imAugt\  wcdche 
aus  alten  Rückständen,  Pensionen  u.  s.  w.  hervorgegangen 
war(Mi.  weit(M-  di(\  welche  nicht  auf  den  Xamen  (en  hlano 
lauteten  und  somit  leicht  zu  Fälschungen  Veranlassung  gab(>n, 
und  endlich  die,  welche  sich  die  bei  der  Renttudconstituierung 
beteiligten  Beamten  willkürlich  angeeignet  hatten.  Dazu  traten 
die  durch  Verfügung  des  Monarchen  (brevets.  lettres  closes  et 
patentes)  gewährten  Renten,  desgleichen  alle  diejenigen,  welche 
aus  einer  Hand  in  die  andere  übergegangen  waren,  und  bei 
deren  Rückzahlung  man  alle  8^/.,  **/()  übersteigenden  Zahlungen 
in  Abzug  brachte  Schliesslich  wurden  zu  dieser  Gruppe  die 
Renten  gerechnet,  welche  als  Sold  an  französische  Soldaten 
gezahlt  wurden,  und  alle  bei  zu  Recht  besteluMulen  Friedens- 
verträgen oder  an  Städte  und  Privatpersonen  zur  Erkaufung  des 
Gehorsams  gegen  den  König  bewilligten  Rentenzahlungen. 

Die  vierte  Kategorie  bildeten  Renten,  deren  Kapital  nicht 
7Airückgezahlt  wurde,  die  man  aber  nur  bei  herabgesetztem 
Zinsfusse  weiter  bezahlte.-"*)  Diese  Bestimmung  fand  An- 
wendung auf  die  vor  1375  zu  8 — 10  "/q  konstituierten  Renten. 
die,  wenn  sie   auch    ausschliesslich    mit    barem  Gekle   gekauft 


-'•)  Vgl.  Eegl.  Ziffer  8. 

'-')  „remboursees  sur  le  pied  du  iirincipal  deduit  sur  iceliiy  tuus  ies 
arrerages  pergiis."     Vgl.  Regl.  Ziffer  6,  7,  12,  13,  14,  15,  21. 

■-"j  „payees  des  (juatre  quartiers  sur  le  fond  de  leur  affectation  et 
ce  a  raison  du  denier."     Vgl.  Eegl.  Ziffer  2,  3,  4,  5,  9,  10,  11. 
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worden  waren,  auf  6^4  '\  0  lierabgesetzt  wurden.  Die  nach 
1370  konstituierten  Renten  wurden  auf  5\'._, ''/„  herabgesetzt, 
wenn  man  den  Nachweis  zu  führen  vermoclite ,  dass  sie  hei 
ihrer  Konstituierung  entweder  ausschliesslich  oder  mindestens 
zu  2/..  bar,  auf  5  *^/o,  wenn  sie  nur  zur  Hälfte  mit  landesüblichem 
Gehle  bezahlt  worden  waren,  und  auf  4  *-/,j,  wenn  die  Käufer 
den  Kaufpreis  nur  zu  ^'.5  in  bar  entrichtet  hatten.  Ebenso 
wui-den  die  Renten  an  fremde  Söldner  und  die  Diener  des 
Königs  auf  4  "^/o  herabgesetzt. 

Die  fünfte  Kategorie  endlich  bestand  in  Renten,  welche 
vollkommen  als  gültig  anerkannt  wurden  und  keine  Veränderung 
erlitten.  Das  waren  alle  die  Renten,  auf  welche  keine  der 
vorher  genannten  Bestimmungen  zutraf. 

Wie  man  bemerkt,  entbehrte  das  Reglement  in  seiner 
Fassung  und  Durchführung  jedes  logisch  das  Ganze  durch- 
ziehenden Grundgedankens.  Die  Bestimmungen  waren  viel- 
mehr ganz  willkürlich,  im  einzelnen  unbegreiflich  streng  ge- 
troffen und  erschienen  bunt  dui'cheinauder  gewürfelt.  Sie 
machen  den  Eindruck,  als  seien  sie  das  Ergebnis  von  21  ge- 
sonderten Untersuchungen  und  dann  ohne  Plan  und  ohne  An- 
ordnung nach  einem  höheren  Gesichtspunkte  aneinaiidergereiht 
worden.  Wähi'end  sie  in  einzelnen  Fällen  sehr  berechtigt 
erscheinen  wie  bei  der  Unterdrückung  von  Renten  für  bereits 
zurückgezahlt!^  Darlehii.  sind  sie  in  anderiMi  ungewöhnlich  hait 
und  mit  deui  sonstigen  Gerechtigkeitsgefldde  SuUys  nicht  in 
Einklang  zu  bringen.  Das  gilt  besonders  von  den  Verpflich- 
tungen gegenüber  den  Städten.  Wenn  auch  in  den  Zeiten 
der  Religionskriege  manche  von  den  Renten  erzwungen  worden 
waren  und  häutig  in  gar  keinem  Verhähnisse  zu  den  aufge- 
gebenen Rechten  und  den  gemachten  Leistungen  standen,  so 
l)e(hnitete  doch  die  An\v(Mi(hing  einer  Bestimmung  von  rück- 
wirkender Kraft,  d.  b.  einer  solchen,  die  d(Mi  Gläubiger 
zwang,  längst  in  seinen  Besitz  übei'gegangene  Renten  wieder 
liei'auszugeben,  i^ine  übiM'mässige  Strenge,  ja  fast  Gewalt- 
tätigkeit. 

Sie  (irkläi't  sich  aus  der  Auffassung,  wonach  die  Gläubiger 
des  Staates  dadurch,  dass   sie   in  Zeiten   der  Not  dem  Staate 
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ihr  Geld  darlieluMij  gowissermasscn  dvn  Staat  schädigten,  so- 
dass eine  geh^gentüclie  Scliadloshaltiing  des  letzteren  nicht  un- 
berechtigt erschien.-")  Dann  ahci'  war  Sully  von  (hn-  Wichtig- 
keit des  von  ihm  erstrebten  Ziel(>s,  (h'r  Befreiung  des  Staates 
von  seineu  Schulden,  so  sehr  durchcb'ungen,  dass  er  niclit  ab- 
wägen mochte,  ol)  alle  seine  Ausi'iilirung(Mi  recht  nnd  hillig 
waren.  Es  entsprach  dabei  seinem  G(>fühle  als  Minister  eines 
absoluten  Königs,  dass  er  gerade  die  Städte,  immer  noch  die 
selbständigsten  Elemente  des  Landes,  am  stärksten  zu  treffen 
suchte. 

Aus  diesem  Bestreben  entsprang  die  Absicht,  im  Jalire 
1()()7  einen  neuen  Versuch  der  Bevision  der  Beuten  sur  l'hotel- 
de-ville-de-Baris  vorzunehmen."^'^)  Darüber  brach  aber  unter 
den  Pariser  Gläubigern  eine  allgemeine  Entrüstung  aus,  welche 
den  Charakter  einer  Auflehnung  annahm.  Der  Vorsteher  der 
Kaufleute  und  die  Schöffen  legten  feierlich  Verwahrung  ein, 
und  bewaffnete  Volkshaufen  gabini  den  Fordei'ungen  der 
Magistratspersonen  den  nötigen  Nachdruck.  Der  König,  dem 
besonders  daran  lag,  sich  seine  gute  Stadt  Paris  ergeben  und 
getreu  zu  erhalten,  liess  die  Revision  und  Reduktion  einstellen, 
indem  er  sich  mit  dem  bisher  erzielten  Besultate,  der  Tilgung 
von   IV.,  Millionen  Beute,  begnügte. 

Die  Ergebnisse  der  Beformen  Sullys  waren  glänzende. 
Obwohl  die  taille  in  15  Jahren  um  ö  Millionen,  die  kleineren 
Abgaben  um  die  Hälfte  herabgesetzt  worden  waren,  hatten 
sich  die  Einnahmen  doch  um  4  Millionen  vermehrt.  Dabei 
hatte  man  durch  Bevision,  Beduktion  und  Bückzahlung  von 
Schulden  ein  Kapital  von  100  Millionen  getilgt  und  füi' 
35  Millionen  veräusserte  Domänen  zurückgekauft.  Die  Be- 
festigungen des  Landes  hatten  über  5,  die  öffentlichen  Bauten 
wie  Kirchen  über  6,  Elussregulierungen,  LTferbauten,  Dämme 
gegen  5,  Geschenke  des  Königs  über  6  Millionen  Kosten  ver- 
ursacht.   Da   in  den    letzten  Jahren  Heinrichs  IV.  die  Gesamt- 


29)  Wolflf:  p.  69. 

^")  Forbonnais:  I,  p.  160  u.  240. 
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einnahmen  etwa  26  Millionen  betrugen,  von  denen  6  Millionen 
für  die  jährlichen  Zinsen  der  Schulden  und  16  Millionen  für 
die  laufenden  Ausgaben  in  Abzug  kamen,  so  war  es  Sully 
möglich,  in  der  Bastille  einen  Staatsschatz  zu  sammeln,  der 
zur  Zeit  seines  Austrittes  aus  den  Staatsgeschäften  über 
20  Millionen  enthielt,  die  teils  in  bar,  teils  in  Forderungen  an 
Piivatpersonen  und  Koi'porationen   bestanden.^ ^) 

Mit  dem  Tode  Heinrichs  IV.  und  dem  Rücktritte  seines 
grossen  Ministers  endigte  auch  die  kurze  Epoche  eines  ge- 
ordneten Staatshaushaltes.  Sie  hielt  noch  einige  Jahre  wähi-end 
der  Regentschaft  der  Maria  von  Medici  an,  aber  dann  be- 
gannen wieder  Misswirtschaft  und  Unordnung.  1614  wurden 
die  Zalilungen  der  Renten  ausgesetzt.^-)  An  die  Spitze  der 
Finanzen  traten  imcheinander  Männer,  denen  die  Ehi-lichkeit, 
die  Energie  und  das  Geschick  Sullys  fehlten.  Die  alte  Lieder- 
lichkeit und  Verschwendung  in  den  Staatsmitteln  griffen  ^\ieder 
Platz,  und  man  empfand  sie  im  Volke  um  so  schwerer,  da 
der  Gegensatz  zu  der  besseren  Zeit  unter  Siüly  zu  um  so 
schärferer  Kritik  herausforderte.  Das  Bewusstsein  von  der 
Unfähigkeit,  das  alte  Vertrauen  und  den  Glauben  an  die  Zu- 
verlässigkeit und  den  guten  AVillen  der  Regierung  wiederher- 
zustellen, tifeb  die  Leiter  des  Staates  zu  noch  schlimmeren 
Mitteln,  zur  Verheimlichung  des  wirklichen  Zustandes  in  den 
Finanzen.  1614  sprach  man  auf  der  Versammlung  der  Stände 
von  nur  4  Millionen  1,  die  Sully  im  Staatsschatze  hinterlassen 
liaben  sollte.  Als  dann  Richelieu  1624  die  Zügel  derRegierung  er- 
griff, und  sich  Frankreich  unter  ihm  an  dem  Kampfe  der 
europäischen  Mächte  auf  dem  Festlande  stäi-ker  beteiligte,  da 
verfielen  die  Finanzen  der  unheilvollsten  Zerrüttung.  Erst 
50  Jahre  nach  ihm  erhielt  Frankreich  in  Colbert  wieder  einen 
Minister,  der,  mit  einem  unvergleichlichen  Talente  für  dieses 
Gebiet  begabt,  in  grossartigster  Weise  die  reichen  Hilfsmittel 
des  Landes  für  dvn  Dienst  der  Regierung  zu  organisieren 
verstand    und    ein(>    Ordnung    im    Staatshaushalte    schuf,    die 


^')  Forbonnais:  I,  p.  1G8. 

»•')  (Forbonuais:  1,  p.  240)  Vührer:  I,  p.  53. 


unter  anderen  Umständen  Frankreich  einer  gUicklielieren 
Zukunft  entgegen  führen  nuisste.  Statt  dessen  geriet  es 
unter  (h'r  Last  der  Kriege  und  dei-  tr()sth)sen  Wirtscliaft 
im  Innern  immer  liefci-  in  Schidden,  die  eine  (h'r  rrsaehcn 
ergaben,  aus  denen  es  dann  in  die  grosse  Kevolution  von  1789 
liineintrieb. 


Schluss, 

Mit  Sully  kann  mau  die  erste  Epoche  der  Entwickelimg 
der  französiclieu  Staatsschiildeu  unter  dem  ancien  regime  ab- 
schliessen.  Die  Verwaltung  des  grossen  Ministers  bedeutete 
durch  die  AV'iederherstellung  des  zerrütteten  Staatshaushaltes 
an  sich  schon  einen  wichtigen  Einschnitt  in  die  Geschichte 
der  Finanzen  Fraidcreichs,  aber  der  Ausgang  des  16.  Jahr- 
liunderts  schloss  auch  noch  eine  andere  bemerkenswerte  Er- 
scheinung in  sich,  das  war  die  Ausbildung  eines  öffentlichen 
Kredits.  Die  Formen,  die  bei  den  Staatsaideilien  am  Ende 
des  16.  Jahrhunderts  angewandt  wurden,  sind  dann  im  wesent- 
lichen  bis  an  das   19.  Jahrhundert   heran    lieibehalten  worden. 

Seinen  charakteristischen  Ausdruck  fand  der  Staatskredit 
in  den  Stadthausaideihen  von  Paris,  der  am  höchsten  ent- 
wickelten und  am  häuhgsteu  und  ausgedehntesten  in  Anwen- 
dung gelangten  Aideiheform  im  16.  Jahrhundert.  Sie  waren 
das  Ergebnis  einer  Reihe  von  Umständen,  die  bei  der  Aus- 
gestaltung des  öffentlichen  Kredits  mitwirkten. 

Die  StadthausanleiluMi  wurden  noch  in  dcM"  Gestalt  von 
Käufen  abgeschlossen.  Alan  knüpfte  damit  einerseits  an  die 
alt<Mi  Formen  der  Anleihen  an,  die  üblich  gewesen  waren,  als 
das  (leid  noch  geringe  Bedeutung  als  Leih-  und  Xutzkapital 
hatte  und  einen  Erti'ag  nur  abwarf.  W(Min  es  auf  eine  feste 
Einnahiue([uelle  fuiuliert  wurde,  anderei'seits  erreichte  man 
dadui-clij  dass  der  Kapitalist  sein  Geld  gegen  eine  Rente  ver- 
kaufte, das  wiciitigste  Erfoi-d(M-nis  (uner  staatlichen  Anleihe, 
die  ridvündharkeit  seit(Mis  des  (iläubigers.  Dass  dei-  Kauf 
jHcht  unvei-ändei'liche  Rechtskraft  für  alle  Zinten  besass,  wurde 
durch   den  A'orbehalt  des  Rückkaufes  bewirkt. 
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Zur  Ausbililun^f  des  iicnlcnkiiuls  wai-cii  die  Stiidtc  ein 
viel  günstigerer  Boden  gewesen  als  der  Staat  und  zwar  aus 
leiclit  erkennbaren  Gründen.  Die  Städte  bestanden  in  Korjjora- 
tionen,  Genossenschaften  solidarisch  verbuiuhMier  Individuen. 
Für  ihre  SclmhhMi  haftete  nacii  allgemein  gültigem  Rechte 
jeder  einzelnem  Bürger  nüt  seiner  Person  uiul  seinem  N'ciiniigcn. 
Erfüllten  die  Stäche  ihre  Ver])Hichtung('n  nicht,  so  war  der 
Gläubiger  berechtigt,  sicli  an  Person  und  N'enncigen  irgend 
eines  Bürgers  schadlos  zu  halten,  der  in  seine  Hand  liel, 
oder  im  Notfalle  das  Eingreifen  der  höheren  Gewalt  des  Königs 
zu  veranlassen.  Hierin  lag  ein  bedeutsames  Zwangsmittel  zur 
Einlialtung  der  regelmässigen  Zahlungen,  da  die  meist  die 
Städte  regierenden  Ivaufleute  bei  ihren  Reisen  oft  mir  einem 
bedeutenden  Teile  ihres  Vermögens  ausserhalb  der  heimischen 
Mauern  weilten.  Endlich  waren  die  Städte  auch  bereits  „ewige" 
Persönlichkeiten  im  Sinne  des  heutigen  Staatsrechtes.  Mochten 
auch  die  Träger  der  öffentlichen  Gewalt  wechseln,  letztere  blieb 
bestehen. 

Anders,  wenn  der  König  behufs  eitler  Anleihe  Renten 
auf  seine  Einnahmen  verkaufte.  Er  war  ein  Schuldner  be- 
sonderer Art.  Wenn  er,  der  Inha1)er  der  höchsten  Macht  im 
Staate,  die  Erfüllung  seines  Zahlungsversprechens  vei'weigerte, 
so  liess  sich  kein  Druck  auf  ihn  ausüben.  Die  Gläubiger 
hatten  allein  auf  den  guten  Willen  des  Schuldners  zu  hoffen, 
und  blieben  immer  der  Gefahr  des  schnödesten  Rechtsbruches 
ausgesetzt.  Die  Willkür  der  Könige  in  diesei'  Beziehung 
wurde  gefordert  durch  die  das  ganze  Mittelalter  hindurch  bis 
in  die  Neuzeit  hinein  herrschenden  Theorie  von  der  Unver- 
erblichkeit der  Schulden  der  Fürsten.  Starb  ein  Fürst,  so  war 
sein  Nachfolger  keineswegs  verpflichtet,  die  Schulden  seines 
Vorgängers  zu  übernehmen.  Dieses  geschah  zwar  seit  dem 
16.  Jahrhundert  tatsächlich  schon  meistens,  aber  weniger  aus 
Rechtsgefühl  als  deshalb,  weil  der  Nachfolger  in  seinen  Geld- 
bcdürfnissen  zunächst  auf  die  Gläubiger  des  Vorgängers  an- 
gewiesen war. 

Diese  Sonderstellung  des  Fürsten,  des  Vertreters  des 
Staates,  als  Schuldner  war  der  wichtigste  Grund,   der  die  Ent- 
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Wickelung  eines  Staatskredits  auf  rein  staatlicher  Grundlage 
unmöglich  machte.  Die  Garantien,  die  der  König  für  die 
Anleihen  bot,  waren  unsicherer  Natur.  Die  Gläubiger  mussten 
es  sich  gefallen  lassen,  wenn  plöt/lich  alle  Zahlungen  einge- 
stellt wurden.  Aiich  die  Einweisung  in  den  Besitz  der  ver- 
pfändeten Einnahmequelle  nutzte  nicht  viel,  seit  die  Könige 
im  Jahre  1318  die  Unveräussei'lichkeit  der  Domänen  erklärt 
hatten  und  sich  berechtigt  fühlten,  die  verpfändeten  Objekte 
auch  ohne  Entschädigung  des  Gläubigers  zurückzunehmen. 

Die  französischen  Könige  suchten  daher  die  Anleihen  auf 
dem  Wege  des  Zwanges  zu  realisieren  oder  veranlassten  Prinzen, 
Staatswürdenträger,  das  Parlament,  die  Stände  einzelner  Pro- 
vinzen, ihren  Kredit  im  Dienste  des  Königs  und  des  Staates 
zu  verwenden.  Auch  wandten  sie  sich  an  ausländische  Geld- 
leute. Für  die  hohen  Zinsen,  die  sie  diesen  bezahlen  mussten, 
Jachten  sie  sich  häutig  dadurch,  dass  sie  uuter  Berufung  auf 
das  kanonische  Zinsverbot  die  feierlichsten  Zahlungsversprechen 
brachen,  wodurch  der  persönliche  Kredit  der  Könige  immer 
schwächer  wurde. 

Während  duix-h  das  starke  A'oi-\vit\gen  des  persönlichen 
Moments  in  dem  Staate  (li(^  Ausliildung  eines  (iffentlichen 
Kredits  hintenan  gehalten  wurde,  war  dieses  aus  den  oben 
erwälmten  Gründen  in  den  Städten  bereits  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert gelungen,  trotz  aller  Eingriffe  der  königlichen  Gewalt 
in  die  A'erwaltung  der  tinnnziellen  Angelegenheiten  der  Städte. 
Hier  litt  man  nicht  an  dem  Ubelstande  wie  im  Staate,  dass 
die  Einnahmequellen  weit  verstreut  waren,  und  dass  die  ein- 
heitliche A'ei'waltung  durch  die  schh^-hten  V(U-kelirsverhält- 
nisse  erschwert  wurde.  Diese  befaiulen  sich  vielmehr  in  der 
Nähe  und  in  der  Überwachung  der  Stadt.  Für  die  Sicherheit 
ihrer  F.i'träge  war  viel  mehr  Gewährleistung  gegeben  al^  es 
Jemals  liei  Einnalunen  des  K(inigs  bez.  des  Staates  dtu'  Fall 
gew<>sen  war. 

Das  unmittelbare  \'ei-t'iigungsrecht  üIxm-  die  verkaufte  Kin- 
iialniMMiuelle  war  der  Puidct .  auf  d(Mi  Paris  bei  Ihernalnne 
der  Anleihe  von  ir)22  den  grössten  Wert  legte.  Erst  wenn 
diese    Bedingung   erfüllt  war,    konnt(Mi    sie    die    Vorteile   ihres 
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out(Mi  Kredits  wnhnichnien.  Die  AiiIpüic  von  1022  trägt  des- 
halb uocli  eiitsclii(Mleii  d(Mi  (Miarjikter  einer  stüdtisclieii.  denn 
die  Stadt  ti'at  in  ihr  völlig  selhständig  auf.  (Jan/,  allniälilicli 
vollzog  sich  die  Umwandlung  zu  Aideihen  staatlichen  Charakters. 

Die  Stadt  inusste  sich,  nachdem  sie  fiiilu^r  di(>  direkte 
Verfügimg  über  die  Einnalimeqnellen  geh;il)t  hatte,  mit  An- 
weisung auf  ausserliiiib  ihres  M;iclitbereicli(>s  gelegenen  Ix;- 
gnügen,  der  Kauf  wurde  zur  blossen  Haftung  abgeschwächt. 
Mit  den  i'entes  du  clerge  erliielt  sie  Renten,  die  auf  Be- 
steuerung d(>s  Kleiiis  beruhten.  Dei-  Grundsatz  der  speziellen 
Haftung  war  damit  fast  aufgeg(>ben,  (kuin  über  die  Temijornlien 
der  Geistlichkeit  besass  die  Stadt  keinerlei  Rechte. 

Man  wai-  auf  dem  Wege  zur  allgemeinen  Haftung  aller 
Einnahmen  des  Staates  für  alle  aufgenommenen  Schulden. 
Doch  iiessen  die  politischen  Unruhen  die  Dinge  zu  keiner 
gesunden  Entwickelnng  kommen.  Wälirend  Paris  bei  den 
FiiumzopcM'ationen  die  alte  Selbständigkeit  immer  mehr  ein- 
büsste  und  zu  einem  blossen  Organ  der  Regierung  wurde,  nahm 
nicht  in  demselben  Masse  die  Zuverlässigkeit  des  Staates  in 
Geldsachen  zu.  AVohl  machte  der  Staat  1576  einen  Versuch, 
seinen  Kredit  durcli  Rib-kkauf  eines  Teiles  der  Renten  zu 
stärken.  Aber  da  mau,  trotzdem  es  in  Paris  eine  eigene 
chambre  du  rachat  gab,  den  Rückkauf  nicht  der  Stadt,  sondern 
einem  einzeUien  Beamten  übeitrug,  so  schlug  der  Plan  fehl. 
ebenso  wie  ein  zwei  Jahre  später  unternommener  Versuch 
missglückte.  Jedenfalls  beweisen  aber  beide  Unternehmungen. 
dass  der  Staat  strebte,  die  Operationen  der  Stadt  selbst  zu 
übernehmen  und  auf  den  von  ihr  geschaffenen  Grundlagen 
w'eiter  zu  bauen. 

Parallel  mit  dieser  I'bernahme  der  städtischen  Funktionen 
durch  den  Staat  war  aiich  die  Auffassung  von  diesem  letzteren 
eine  andere  geworden.«  Während  man  früher  alle  Staats- 
ländereien  als  Eigentum  des  Königs  betrachtet  hatte,  mit  dem 
dieser  nach  Belieben  verfahren  könne,  Hess  sich  auf  der  A'er- 
sammlung  von  ßlois  1588  eine  andere  Ansicht  h(iren.  Als 
hier  ein  Teil  dei-  Geistlichkeit  und  des  dritten  Standes  zur 
Tilgung  der  Schulden  des  Staates  den  dauernden  Verkauf  von 
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Domüneii  vorschlug,  erhob  sicli  eine  allgemeine  Opposition. 
Der  König  düi'fe  mit  den  Domänen  nicht  wie  mit  Eigentum 
umgehen,  er  sei  nur  ein  simple  usagei-  du  domaine  et  le 
domaine  du  i'oi  est  coranie  h'  fond  d'une  femme  que  le  mari 
ne  peut  aliener.  Der  Vorfall  zeigt,  wie  man  langsam  zwischen 
dem,  was  Königtum,  und  dem.  was  Staat  war.  zu  scheiden 
anfing. 

So  war  man  am  Ende  des  16.  Jahrhunders  zu  der  Aus- 
bildung eines  Staatskredits  gelangt.  Zwar  begann  das  Regiment 
Sullys  mit  einer  Art  Bankrott,  aber  die  Revision  und  Reduktion 
der  R(Miten  waren  unerlässlich  zur  Herstellung  der  Ordnung, 
die  durch  die  IJberspannung  des  Kredits  verloren  gegangen 
war.  Erst  nachdem  das  geschehen,  konnte  der  Staat  seine 
Anleihen  im  17.  Jahrhundert  in  den  Formen  tortsetzen,  die 
sich  unter  dem  Einflüsse  wirtschaftlicher  und  rechtlicher  Zu- 
stände bis  zimi  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  entwickelt  liatten. 
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Geboren  am  6,  September  1879  in  Kämmerei  bei  Brandis 
besucbte  ich,  Oskar  Benno  Schmidt,  4  Jahre  hing  die  Volks- 
schule in  Brandis,  hierauf  die  Königlichen  Gymnasien  zu 
Plauen  i.  V.  und  Leipzig  und  bezog  Ostern  1899  nach  Er- 
langung des  Reifezeugnisses  die  Universität  Leipzig,  um  National- 
ökonomie,  Geschichte  und  Geographie  zu  studieren. 
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